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Vorwort. 



„Scire leges, non hoc est, verba earam 
tenere, sed vim ac potestatem" (Gelsui?, 
üb. XXVI Dig. 1. 17 D. de leg. I, 3). 

Uie erste AnregUDg zu dieser Schrift lag in der Aus- 
schreibuDg eines Preises von Seite des böhmischen Jaristen- 
vereines, und zwar zunächst im Jahre 1867 auf einen Aufsatz: 
„lieber die Bedeutung der Causa im materiellen und formellen 
österr. Rechte", und sodann im Jahre 1869 auf eine Schrift: 
„lieber die Bereicherungsklagen nach österr. Civilrechte". Diess 
veranlasste mich, auf diesem ebenso weiten als wichtigen, ja 
mit wachsendem Verkehre an praktischer Bedeutung stets zu- 
nehmenden Gebiete des Civilrechtes, soweit mir meine praktische 
Thätigkeit Zdit und Müsse gewährte, einen kleinen Beitrag zur 
wissenschaftlichen Bearbeitung unseres einheimischen Rechtes zu 
liefern. Und dass eben dieses Gebiet unseres österr. Privat- 
rechtes einer solchen Bearbeitung sehr dringend bedarf, wird 
kaum Jemand bezweifeln. 

Schon Ex ner hat in seiner Schrift : „das Publicitätsprincip" 
(Wien 1870) auf die äusserst mangelhaften Anhaltspunkte ver- 
wiesen, welche das a. b. G. B. in der Lehre von den sog. 
Bereicherungsklagen gewährt. 

Und ebenso karg iind arm ist auch die Literatur des 
österr. Civilrechtes in Betreff der Klagen aus ungerechtfertigter 
Bereicherung — ja man kann sagen, dass mit Ausnahme zweier 
Aufsätze: von Pf äff (allg. österr. Ger. Ztg. Nr. 30 u. ff. v. J. 1868) 
und von Svoboda (ebendort Nr. 4 u. 5), sowie meiner beiden 
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(auch dort Nr. 24 a. ff. v. J. 1872, u. Nr. 55 n. ff. 
J) auf diesem Gebiete des österr. Civilrechtes bieber 
tB geleistet worden iet 

6de die Literatur, ebenso schwankend trnd anent- 
ist bei uns auch die Praxis in Betreff unserer Frage — 
der, wo Clesetz und Wisseiuchaft Helbe so ganz im 
assen! 

le bescheidenen Arbeiten erfreuten sich in den beiden 
angeführten Fällen der angestrebten Anerkennung und 
r Aufsatz „Ueber die Bedeutung der Causa" im Prävnik 

IV V. J. 1868 veröffentlicht, die Schrift „Ueber die 
ingsklageu" aber vom böhm. Jaristenvereine im Jahre 1873 
eben (bei Grögr u. Dattel in Prag), 
iem bin ich nun bemUht, meine Schrift möglichst zu 
idigen und selbe sodann in deutscher Bearbeitung 
juristischen Kreisen zn^nglich zu machen. 
b wird ein Jeder, der die Schwierigkeit der Frage, 

für den ßsterr, Civilisten, das schwer zu bewältigende 
— da doch die Klagen aus ungerechtfertigter Bereiche- 
ganze System des Privatrechtes durchdringen und 

— die Oede der einheimiecben Literatur und Gesetz- 
linerseits und die angewöhnlicbe und stete an- 
de Reichhaltigkeit der Literatur des gemeinen 

andererseits erwägt, anerkennen müssen, dass diess 
siebtes Beginnen sei. 

eist doch Windscheid's neueste Schrift '): „Zwei 
US der Lehre von der Verpflichtung wegen ungereeht- 
(ereicherung" (Leipzig 1878,', dass auch in der Literatur 
;inen Rechtes die Acten in Betreff unserer Klagen bei 
och nicht geschlossen sind! 

habe, wie oben erwähnt, in der allg. Ssterr. Ger. Ztg. 
fei Aufsätze hieraus veröffentlicht, und wird wohl schon 
ir Geist meiner Schrift zu erkennen sein. 



iesetbe ist mir erst wührend des Druckes ziigekommen , ich 
lach darauf nur theilweiee Rücksicht nehmen (fj. 83 Anm. 34 q, 
, 45). Vgl. auch meine Anzeige in Nr. XI u. ff. v. J. 1878 des 
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Mein letzter Aufsatz, betreffend die GoDdictio indebit 
anlasete mich nun, einen Tbeil meiner Schrift Über diese ] 
als selbständige Monographie schon dermal der Oeffentl 
zu Übergehen. 

Die Qenieinschaftlichkeit des Prineips, welches diessfa 
Lehre in Betreff aller Condictionen durchdringt, sowie die ^ 
und Wichtigkeit der Frage für den österr. Juristen , Theo 
wie Praktiker (vgl, z. B. den Ausspruch Unger's bezUgli' 
Beweises bei der Cond. causa data, e. noo scc. im Syst 
S. 564, Anm. 27) veranlassten mich, die Lehre vom Gegen 
nnd Beweise nicht bloss in Betreff der Cond. indebiti all< 
erltrtem , sondern diese Uotersuchung anf alle Condictiont 
causa auszDdehnen. 

Dabei habe ich ein knrzes ßesuniä über die Theori« 
Klagen aus ungerechtferligter Bereicherung voransgescbic 
denn viele von den hier aufgestellten Grandsätzen basirei 
anf der Lehre von dem Recbtsgrunde dieser Klagen, 
Überhaupt ein richtiges Verständniss dieser Lehre 
gehörige Einsicht in das denselben zu Grunde liegende Pi 
nicht gut möglich ist, wie ich auch öfters an geeigneten 
ausdräcklich hervorhebe. 

Wohl zutreffend sind hier die Worte Windschei« 
seiner neuesten oherwähnten Schrift („Zwei Fragen"): , 
einsichtige Gesetzgebung wird dieses Princip (der Elag< 
ungerechtfertigter Bereichernng) entbehren wollen; es gi 
in zahlreichen Fällen dem Richter die Möglichkci 
Anforderungen des Rechtsgeflihls mit den Mitteln des C 
selbst zu befriedigen . . . ." (S. 29). 

Die Erkenntniss der steigenden Bedeutung des ve: 
cbenden Rechtsstudiums — besonders bei dem stets 
senden internationalen Verkehre — für Theoretiker, Geset 
und Praktiker bewug mich ferner, neben dem römischen Recht 
die neueren Codificationen, insbesondere das preussische 
recht, den Code civil, das sächsische bUrgerl. Gese 
und das Züricherische Privatgesetz, sowie auch den E 
eines bürgert. Gesetzbuches fUr Baiern und den Dre 
Entwurf eines allgem. deutschen Gesetzes Über Schuldverhä 
in vergleichender Methode zu berücksichtigen. 



Uebersicht des Inhaltes. 



§. 1. Das Prinelp der Condictionen. 

Irrig ixt die Ansicht, das8 die Condintjoncii unmittelbar ans dem Factnm der 
Bereicherung des Einen zum Schaden des Anderen entspringen. S. 1 u. 2. 
Insbesondere die Ansflihrung dieser Lehre bei W. Seil. S. 3—7. Kurze 
Widerlegung dieser I^hre. S. 8—9. Auch die Ableitung dieser Klagen 
aus einem Qaasicontracte, S. 9, oder aus dem Irrthurae des Gebers 
ist unrichtig. S. 10—12. Die Theorie von Ersleben: Darnach ist der 
Ursprung der CondiclJonen ,ex aequo et bono" und der Grund der- 
selben in dem grundlosen Erwerb des Einen auf Kosten des Anderen 
zu Buchen; dieser grundlose Erwerb rührt aus einem zwischen den 
Parteien stattgefundenen Geschäfte (negotium) her (I. 33 D. de eond- 
ind. 13, 6) und dieses Geschäft ist seinem Wesen nach eine ,datio ob 
.causam". S. 13—18. Die Lehre von Erxleben ist mit jener von Do- 
nellus über die tacita conventio verwandt und an die Lehre Donell'a 
lehnt auch neucstens Jacobi seine Ansichten an. S. 18 — 20. Die 
Theorie Windscheid'sr Darnach ist der Gnind der Condiclionum sine 
causa resp. der wichtigsten Arten derselben in einer Selbstboschrän- 
kung des Willens zu suchen, welche Windscheid Voraussetzung 
nennt, Ausflihrung dieser Lehre. S. 20—22. Kritik derselben. S. 23, 
Die Theorie Voigt's. S.24, Ausführung der richtigen l*hre, wornach 
die Cond. sine cansa in der ungerechtfertigten Bereicherung 
des Einen auf Kosten des Anderen ihren Grand haben. S. 24—26. 
Diese Lehre ist dermal allgemein anerkannt und findet auch im österr. 
a. b. G. B, ihren Ausdruck. S. 26. Die Ansichten der österr. Commen- 
tatoren und der neuesten österr. Rechtsichrer, S, 27 B, 28- Die 
modernen Gesetzbücher und Entwürfe. 
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Das Princip der Condictionen. 

Aussprüche der römischen Jaristen, welche gelegentlich denall- 
gemeinea Biliigkeitssatz enthalten^ ^dass sich Niemand mit fremdem 
Schaden bereichern solle, ^ ^) hatten Veranlassung zu der Lehre ge- 
gebeu; dass die Gondictiones sine causa unmittelbar aus dem blossen 
Factum entspringen, dass Jemand mit dem Schaden eines Andern 
unbilligerweise — contra naturalem aequitatem — bereichert er- 
scheint.^) Ja man ging in der Anwendung dieses Satzes so weit. 



*) So 1. 206 D. de reg. jur. (50, 17): ,,Jure naturae aequum est, neminem 
cum alten US detrimento et injuria fieri locupletiorem" (Pomponius) ; 1. 6, §. 2 
D.dej. dot. (23, 3) : „q'uia bono et aequo non convenit, aut lucrari aliquem cum 
damno alterius, aut damnum sentire per alterius hierum" (idem) ; 1. 17, §. 4 
D. de inst. a. (14, 3): „nam videri me dolum malnm facerc, qui ex AUena 
jactura lucrum quaeram" (Paulus). Vgl. zu dem Nachfolgenden a. A.: 
Erxleben „die Gondictiones sine causa.*" Erste Abtheilung, die condictio 
indebiti (Leipzig 1850) Vorw. IV— IX, S. 1, 2 u. ff. Windscheid, die Lehre 
des röm. Rechts von der Voraussetzung (Düsseldorf 1850) §. 13, Pandekten 
§. 421, Anm. 1. Witte, die Bereicherungsklagen des gemeinen Kechts 
(Halle 1859) S. 4 u. ff. S. 41, 42 u. ff. 

') So bereits theilweise Duarenus („Omnia, quae quidem hactenus 
edita fuerunt opera." Francofurti apud Cl. Mam. et haer. Joan. Aubril 1607) 
de cond. indebiti pag. 902, cap. I. Denn nach ihm ist zwar der eigentliche 
und unmittelbare Grund der condictio indebiti in einem «Quasi -contractus 
zu suchen, welcher eben durch die Üebergabe und den Empfang der Sache 
entstehe („ . . . et ideo dicitur ex contractu haec obligatio non oriri, sed 
ex quasi contractu . . .), mittelbar aber dennoch in dem allgemeinen Billig- 
keitsprincipe , dass sich Niemand mit fremdem Schaden bereichem solle 
( . . . „SubtiKtas enim juris tantum valere non debet, ut quis locupletior 
fiat ex re alterius cum ejus incommodo, cum id contra nati.ralem aequitatem 
et contra bonum et aequum sit" . . .). Nach A. D. Weber (system. Ent- 
wicklung der Lehre von der natürlichen Verbindlichkeit und deren gericht- 

Pavlicek^ zur Lehre ▼. d. Bereicherun ga-Elagen. J^ 
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da8S man ihn als ein allgemeines Recbtsprincip darstellte^ woraus 
in jedem Falle einer Bereicherung des Einen auf Kosten des 
Andern, wo nicht aus einem besonderen Rechtsgrunde dem Ver- 
kürzten ein Rechtsmittel gegeben ward, eine subsidiäre Bereiche- 
rungsklage abgeleitet wurde. '^) 



lieber Wirkung. 5. Aufl. Leipz. 1825, §§. 29 u. 30, S. 76—78. §. a5, S. 85) 
ist der Grund der Verbindlichkeit zur Wiedererstattung des indebite Em- 
pfangenen lediglich in der gesetzlichen Vorschrift zu suchen, dass sich 
Niemand mit dem Schaden eines Andern bereichern dürfe, S. 85. (lieber 
den Einfluss der Lehre A. D. Weber's auf die Ansichten unserer österr. 
Commentatoren, besonders Zeiller' s, vgl. weiterunten.) — So auch J. H. Böhmer 
(Introductio in jus digestorum lib. XII. tit. IV. §. 1) u. a. m. Glück (aus- 
führiiche Eriäuterungen der Pandekten XIII. [1811] S. 7—9, 11, 69, 71) 
findet zwar den Grund fUr das Institut der Condictionum sine causa im 
Allgemeinen in der natürlichen Billigkeit, aequitas naturalis. Indem aber 
derselbe (1. c. S. 69 ff.) die verschiedenen Ansichten über den Grund der 
condictio indebiti ausführt, spricht er sich selbst dahin aus, dase die Ver- 
pflichtung zur Rückerstattung speciell des indebite Empfangenen aus dem 
Quasicontracte entspringe. (Auf Grund des §. 6, J. III. 28 [de oblig. quasi 
ex contractu] : „Item is, cui quis per errorem non debitum solvit, quasi ex 
contractu debere videtur".) Auch will bekanntlich Glück die condictio bei 
der promissio nicht zulassen, indem nach seiner Ansicht der Promittent 
durch eine exceptio hinlänglich gedeckt sei. B. 13, S. 11. Indem femer 
Glück aus dem Ausspruche des Marcellus („ . . . nam jure gentium condici 
puto posse res ab his, qui non ex justa causa possident; vgl. auch 1. 47 
D. de cond. ind. [12, 6] u. a. m.) in 1. 25 D. de act. r. a. (25, 2) den Ur- 
sprung der Condictionen ex jure gentium ableitet, gelangt er zu der irrigen 
Schlussfolgerung, es seien die Condictiones sine causa nicht act. stricti 
juris, wie allgemein gelehrt wird, sondern a. bonae fidei. Treffend bemerkt 
Windscheid IL §. 424, Anm. 1: „sie Bind eben nicht stricti juris, sondern 
stricti judicii." Vgl. dazu I. §. 46, Anm. 4. lieber die verschiedenen An- 
sichten in Betreff der Condictionen: Savigny, System V. Beil. XIV; Voigt: 
„lieber die condictiones ob causam und über causa und titulus im Allge- 
meinen (Leipzig 1862) §. 42; Keller, Civilprocess (3. Aufl. 1863) §§. 87 u. 88 
u. ff. besond. S. 381, 385 u. ff.; Rudorff, röm. Rechtsgeschichte IL §. 40. 
Vgl. auch meine Schrift: „Die Bereicherungsklagen nach österr. Civilrechte 
mit besonderer Rücksicht auf das gemeine Recht, die neueren Gesetz- 
gebungen und Entwürfe" Prag 1873 bei Gr^gr. & Dattel. („2aloby z 
obohaceni vedle rakousk^ho präva ob^ansköho se zvläStnim iretelem k 
prävu obecn^mu k zäkonüm i nästinüm modemim." V. Praze 1873 u 
Grögia a Dattla.) §. 1, S. 11, Anm. 2, S. 22, Anm. 2. 

«•) So Hellfeld, jurispr. forens. §§. 915, 916 u. A. m. Vgl. Jakobi 
(die liehre von der ntitzl. Verwendung" Jena 1861) S. 26, Anm. 17. 
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Insbesondere ist dies W. Seil, welcher in dem Aufsatze 
„lieber den Grundsatz des römischen Rechtes, dass Niemand mit 



Bereich ernngsklagen heissen im Allgemeinen alle jene Klagen, 
die aus einseitigen Rechtshandlungen ohne Willenseinigung der Parteien 
entspringen und die Herausgabe dessen bezwecken, was Jemand zum Nach- 
theile des Klägers derart erworben hat (vgl. 1. 19, §. 6 Dig. loc. cond. 19, 2). 
In diesem weitesten Sinne umfassen die Bereicherungsklagen nebst den 
äusserst mannigfaltigen Fällen der Condictionum sine causa insbesondere 
auch jene der neg. gestio und der versio in rem. Im engeren Sinne des 
Wortes werden mitunter Bereicherungsklagen jene Klagen genannt, welche 
eine dauernde Bereicherung des Geklagten voraussetzen (1. 23 pr. D. de 
her. pet. 5, 3: „id, quod durat"). Vgl. Witte in den Jahrb. f. Dogm. V, 
S. 88, 89. Förster (Theorie und Praxis des heut. gem. preussischen Pri- 
vatrechtes, Berlin 1873) II. S. 405 u. ff. Uebrigens ist der Begriff der 
Bereicherungsklagen kein festgestellter — ja es wird mitunter die Existenz 
von Bereicherungsklagen überhaupt negirt, so besond. von Jakobi nützl. 
Verw. S. 7, Anm. 13 und Jahrb. f. Dogm. IV. S. 164 u. Ä. besond 167^ 
168, 182; dagegen Witte 1. c. S. 89 u. ff. Die bei weitem ausgezeichnetste 
Art der Bereicherungsklagen sind die Condictiones sine causa« Sie werden 
auch Klagen aus ungerechtfertigter oder grundloser, auch unbilliger Be- 
reicherung, Klagen aus grundlosem Haben, ja auch schlechthin Bereiche- 
rungsklagen genannt. Vgl. Witte 1. c. Jakobi 1. c. Koch in den bei Jakobi 
nützl. Verw. S. 3 Anm. 6 citirten Schriften. Förster a. ä. 0. IL S. 410; 
auch Holtzendorff, Rechtslexikon S. 191 u. A. m. 

Im modernen Rechtsleben gewinnt die Lehre von den Condictionen 
mit Rücksicht auf den wachsenden Verkehr und insbesondere die stets zu- 
nehmende Beliebtheit der formellen Verträge (vgl. z. B. das Recht des, 
Contocurrentverkehrs von Prof. Dr. Grünhut in dessen Zeitschrift für das 
Privat- und öffentl. Recht der Gegenwart, IlL Bd. III. Heft (1876), bes. 
S. 518 u. ff.) eine immer grössere Bedeutung. Vgl. auch Mag es, Gesammt- 
schuldverhältnisse (Wien 1872) S. 77, dann die Verhandlungen des 8. deutsch. 
Juristentages I. Jahrg. 1869 XIX, XX; IL Jahrg. 1870, S. 94 u. ff. und 
9. deutsch. Juristentages 1870. In unserem österr. Rechte hat dieses bisher sehr 
stiefmütterlich behandelte (vgl. Exner, Publicitatsprincip S. 97) röm. Rechts- 
institut (vgl. Anm. 20) neuestens durch das Gesetz vom 25. Juli 1871, Nr. 76 
R. G. B., über das Erforderniss der Errichtung eines Notariatsactes bei 
gewissen Verträgen und Rechtsgeschäften (vgl. §. 2 ad ßß) und theilweise 
auch den Entwurf eines Gesetzes über die Anfechtung von Rechtshand- 
lungen zahlungsunfähiger Schuldner eine gesteigerte praktische Bedeutung 
erhalten und erinnert uns dies unwillkürlich an die treffenden Worte 
Iherings (Geist des röm. Rechts [3. Aufl. 1877] III. Th. 1. Abth. S. 133) : 
„Die Jurisprudenz fügt sich dem Drange des praktischen Lebens und er- 
weitert ihren geistigen Horizont um so viel, als es das Bedürfniss des Ver- 
kehrs gebietet." 

1* 
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aas dem Hchaden eines Andern eicb bereichern dflrfe" (Ver- 
i im Gebiete des Civilrechtes. OiesseQ I. Tbl. I. Abtb. 1833) 
iftihren verBucbt, dass nacb rOmiscbem Recbte aas dieeem 
:keit8principe nicht bloee daB ganze Institat der CondictioDen, 
jm aberhaopt alle jene Kechtsinstitate, welche die Rescission 
iereichernng des Einen auf Kosten des AnderD bezwecken, 
eiten seien. W. Seil 's Lehre faod bald viele Anbänger. 

Der Ansicht, welche in Sell's Lehre verfochten wird, be- 
an wir nämlich häufig in Theorie und Praxis besonders 
ms in Oeeterreicb, wobei freilich auch die Lebre Zeiller's 
i, 156 ad 1. vgl. weiter nntfin) entscheidend erscheint. Ueberatl 
(behauptet man oft), wo Jemand auf Kosten des Andern be- 
srt worden ist, ist eine Klage auf Rückerstattung der Be- 
srang zulässig, mag die Bereicherang durch Zufall, durch 
litttung eines Dritten, oder auf eine andere Art erfolgt eein. 
tr Qrandsate sei in den §§. 1447 und 878 in fine des a. b. 

ausgesprochen und nach §§. 6 und 7 des a. b. G. B. jeden- 
anf alle ähnlichen im Gtesetze nicht bestimmt entschiedenen 

anzuwenden. (Von diesem Standpunkte scheint die Ent- 
dungdes k. k. obersten Gerichtshofes [recte des k. k. Oberlandes- 
btes Wien vom 16. März 1871, Z. 4339] vom 30. November 
, Z. 6446, Ger. Ztg. Nr. 27 v. J. 1872, ausgegangen zu sein, 
end die Entscheidung des k. k. obersten Gerichtshofes vom 
.ugust 1855 [Nr. 127 Glaser-Unger-Walther I.] einen fingirten 
ag nach der Lebre Nippel's [VIII. 2, S. 178] annimmt, lieber 
nsichten unserer österreicbischen Commentatoren, vgl. weiter 
['ext.) Eine solche allgemeine Bereicberungsklage gibt es nnn 

und zwar weder nach römischem noch nach Ssterreicbiscbem 
«. Eine Klage auf Ruckerstattung der Bereicherung findet 
ehr nur da statt, wo das Gesetz einen solchen Ansprach mit 
siebt auf die concrete Bescbafi'enheit des Falles wirklich 
hrt. Dass dem so sei, beweisen ausdrückliche Gesetzesbestim- 
;en, wie die §§. 411, 412 (dazu §. 20 J. de r. div. [IL 1] 
§. 1 D. de acq. r. d. [41, IJ 1. 1 cod. de al. [7, 41]) theil- 
: auch §§. 384, 392, 967, 982, 1097 a. b. G. B., ja sogar 
9^nze Rechtsinstitut der Ersitzung und Verjährung ist dem 
Igedanken nach ein treffender Beleg dafür. Man moss sich 
auch hüten, um nicht in's andere Extrem zu verfallen, wie 
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Magg in der österr. Ger. Ztg. Nr. 70, 71 v. J. 1859, indem der- 
selbe im §. 1311 a. b. G. B. den Grundsatz ausgesprochen findet, 
dass bei einer zufälligen Bereicherung die Klage auf Rückstellung 
ausgeschlossen sei. Denn es ist ein bedeutender Unterschied, 
wenn Jemand durch Zufall bloss einen Schaden erlitten hat, oder 
wenn n^bstdem ein Anderer daraus bereichert erscheint 

Da W. SelFs Lehre sonach nicht ohne entscheidenden und 
anhaltenden Einfluss auf die Theorie und Praxis seiner Zeit ge- 
wesen ist, wollen wir in aller Ettrze die Hauptmomente der- 
selben hervorheben. 

Der Grundsatz, dass sich Niemand mit dem Schaden eines 
Andern bereichern dürfe, entspringt aus der natürlichen Billigkeit 
(aequitas naturalis). Die Billigkeit übte in verschiedenen Zeiten 
einen verschiedenartigen Einfluss auf die Entwicklung des strengen 
Rechtes (§• 5, S. 11 u. ff.), ja allmälig wurde dieselbe ein inte- 
grirender Bestandtheil des römischen Rechtes und bildete als 
solcher die Grundlage sehr vieler und ebenso wichtiger Bestim- 
mungen und Rechtsinstitute, die wir heute in der Justinianischen 
Compilation vorfinden. Diesen Grundsatz findet man auch in den 
Quellen des römischen Rechtes an vielen Stellen ausdrücklich auf- 
gestellt, so unter Andern in 1. 206 D. de. d. r, j. (50, 17), 1. 6, 
§. 2 D. de j. dot. (23, 3), l 17, §§. 4 u. 5 D. de inst. act. 
(14, 3), 1. 14 D. de c. ind. (12, 6) u. a. m. 
^ Dieser Grundsatz tritt aber nur dann in Wirksamkeit, wenn 
entweder zwischen den Parteien ein Rechtsgeschäft nicht statt- 
gefunden hat, oder wenn das Rechtsgeschäft vitiös \far: denn sonst 
entspringt die Verbindlichkeit des Bereicherten schon aus dem 
betreffenden Rechtsgeschäfte selbst. 

Was nun die Rechtsmittel anbetrifft, mit denen das aus 
diesem Grundsatze ftlr den Verkürzten resultirende Recht zur 
Geltung gebracht werden kann, so sind dieselben verschieden. 
Tritt der Bereicherte gegen den Verkürzten klagbar auf, so kann 
sich der Letztere durch die Exceptio doli schützen und beruht 
dann dieser Grundsatz der Billigkeit (1. 206 D. de reg. jur.) 
auf einem bei dem Bereicherten praesumirten dolus. In der 
Regel entstehen aber aus diesem Grundsatze ftlr den Benach- 
theiligten Klagen (§. 14), die je nach den Verhältnissen und Um- 
ständen, unter welchen die Bereicherung geschah, verschieden sind. 



Ist die Bereicherung in Folge eines zTrischen den Parteien 
stattf-efundenen Rechtsgescbäftes erfolgt, so findet, wie oben be- 
' Grundsatz keine Anwendung:. Denn in diesem Falle 
nothwendig, da man wegen des diesfalls erlittenen 
rect auf Ornnd des Recbtsgeechäftes, anlässlieb dessen 
entstanden ist, von dem Bereicherten Ersatz fordern 

)• 

iber kommt unser Orandaatz dann znr Qeltung, wenn 
rung ans einem Rechtsgescbäfte entsprungen ist, das 
sentlicher Mängel ungiltig ist, so dass es nnmOglich 
if dasselbe zu berufen , odei- die Klage darauf za 
oder wenn die Bereicherung erfolgt ist, ohne dass 
ssebäft zwischen den Parteien stattgefunden hätte. 
i folgt, dass dieser Grundsatz eigentlich ein subsi- 
itsmittel ist nnd daes derselbe nur da, aber auch 
ilatzgreift, wo den Bereicherten nicht aus einem be- 
ichtsgrunde eine Verbindlichkeit trifft, 
dann entsteht die Verbindlichkeit für den Bereicherten 
Ulgemeiuen Recbtsgrunde, d. i. aus dem Factum, dass 
btheile des Ändern bereichert erscheint (S. 35 n. ff.) 
e Klagen gewährt nun dieser Grundsatz dem Benach- 

die Bereichening anlässlich eines mangelhaften Rechts- 
sntalanden ist, woiauf man sich eben wegen dieses 
ect nicht berufen kann, so gewährt nnser Gmndsatz 
itheiligten eine actio utilis. 

aber dem Verkürzten diese Klage (actio utilis) nicht 
analogiam zugestanden werden, so kommt ihm die 
„actio in factum" zu Statten (auf Grund der 1. 23 
rei vind. [6, Ij „ideoque in Omnibus bis casibus, in 
e ad exhibendum, neque in rem locnm habet, in factum 
aria est." Paulas.). 
sieh nun der Verfasser mit diesen Klagen eingehender 
:ht er den Unterschied zwischen denselben einerseits 
itio negotiorum gestorum" (§. 17) und dann der „actio 
rerso" (§. 18) andererseits festzustellen, 
liesem Grundsätze — fährt der Verfasser in seinen 
;n fort — leitet aber das römische Recht, was das 



Tä^" 
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Bedeutendste ist, das ganze wichtige Institut der Ck>ndietionen her 
(II. Tbl §. 34). Dies sind im Aligemeinen jene Klagen, womit 
von dem Geklagten entweder die^Rttckstellnng dessen , was au^ 
ihn ohne einen Rechtsgrand, oder aus einem unerlaubten, vom 
Gesetze nicht anerkannten Rechtsgrunde übertragen worden ist, 
oder die Aufhebung einer Rechtsverbindlichkeit gefordert wird, 
welche ohne einen Rechtsgrund übernommen wurde; in diesem, 
wie in jenem Falle findet man immer, dass sich der Eine zum 
Schaden des Andern bereichern würde, und da dieser Grundsatz 
bezüglich der ausgezeichnetsten Art der Condictionen in den 
Quellen ausdrücklich als Grund dieser Klage angefahrt wird (1. 14 
D. de cond. ind. [12, 6] 1. 66 D. cod.), so muss man ihn wohl 
als die Grundlage dieser sämmtlichen Klagen (cond. sine causa) 
ansehen. 

Hierauf befasst sich der Schriftsteller mit den einzelnen Con- 
dictionen, und gelangt im §. 45 zu nachsthehendem Resumä 
(S. 116 u. flf.): 

Der Grundsatz, dass sich Niemand zum Schaden eines Andern 
bereichem soll, ist ein ganz allgemeiner und zieht sich wie ein 
rother Faden durch das ganze System des römischen Rechtes 
hindurch. 

Dieser Grundsatz gelangt daher nicht bloss dann zur Geltung, 
wo dies in Folge ausdrücklicher Gesetzesbestimmung oder mittelst 
Analogie zu geschehen hat, sondern immer und überall dort, wo 
sich Jemand zum Schaden eines Andern bereichert hat. 

Das Resultat seiner Forschungen formulirt sodann. W. Seil 
nachstehends : 

ly Dieser Grundsatz (1. 206 D. de r. j.) entspringt aus der 
natürlichen Billigkeit (aequitas naturalis); 2) derselbe ist als ein 
allgemeiner Rechtsgrundsatz im Gesetze klar und bestimmt aus- 
gedrückt und 3) füllt In dem Rechtssysteme bedeutende und un- 
gemein wesentliche Lücken aus. 

Der Meister der modernen Rechtswissenschaft, Savigny, war 
sich dessen wohl gut bewusst, dass das blosse Factum der Be- 
reicherung des Einen mit dem Schaden des Andern nicht geeignet 
sein könne ^ den Grund der Condictionen zu bilden.^) Denn er 



') Vgl. Erx leben I. S. 3, dem die Lehre Savigny 's nicht ganz klar 



findet den ßrnndfifttz, dass sich Niemand toit dem Schaden des 
solle, so allgemeioer Qnd nnbestiminter Natar, 

unmittelbare Anwendung auf die Beurtheilnng 
ragen gar Dicht znlasse, sondern lediglich auf 
incher Rechtsregeln Einfluss gehabt habe — 
:r dennoch „ein Element der in der condictio 
rrirksamen Regel" an.*) 
reilerhin ausfuhrt, dass man die Entstebungs- 
:tionen als datum bezeichnen . . . und darauf 
k einer grundlosen Bereicherung des Andern 
Ogen anwenden kOnne *) und dass es bei Be- 
en zum Schaden des Andern darauf ankomme, 
nge eines Rechtes aus einem Vermögen in ein 
entzogen sei, oder dass sie stets gefehlt habe, 
mmen werden, dass er im Ganzen und Grossen 
einen Billigkeitssatz, sondern eher die grund- 

des Einen auf Kosten des Andern als den 
iouen ansehe.*) 

:echtder Forderungen nach gemeinem und prenssi- 
cksicht auf neuere GcBetzgebungen, Berlin 1859) 
e W. SeH's zu, indem derselbe wörtlich lehrt: 
. 16, §. 178 ad 2) ftlhrt den der condictio 
nde liegenden Grundsatz aus, neminem fieri 
lento locupletiorem." (L. 14 D, h. t. [12, 6], 

eod.) in. §. 259 S. 37^. Vgl. dazu auch 

;r dieser irrigen Aneicht, dass die Condictionen 
uinten Billigkeitssatzee seien, berufen sich zur 
Iben auf den Aussprach Papinians in 1. 66 



int — und wohl nicht ganz mit unrecht, vgl. auch 

röm. Rechts. Bd. 3, S. 451 (Beil. VIH, Nr. 36, 1). 
Beil. XIV. VIII. S. 52G. 
'gl. daan V. Beil. XIV. S. 564. 

9 an andern Orten aeinc Lehre Aber die Bedentang 
: eond. indebiti und bei den Oondictionen überhaupt 
>mmodirt hat. Vgl. weiter. 
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D. h. t. (12, 6)^ in Verbindung mit der bekannten 1. 206 
D. de r. j. (50, 17) ») und der l 14 D. de C. ind. (12, 6), '«) 

Der in der bekannten 1. 206 D. de r. j. ausgesprochene 
allgemeine Billigkeitsgrundsatz finde eben in der 1. 14 D. de 
cond. ind. desshalb seine Sanetionirung , weil diese Stelle ex 
professo von unseren Klagen (resp. von der cond. indebiti als der 
ausgezeichnetsten Art der Condictionen) handle. 

Doch haben die Anhänger dieser Ansicht übersehen, dass 
die 1. 14 D. de cond. ind. kein selbständiger Aussprucn ist, sondern 
nur dann den richtigen Sinn gibt, wenn sie in Verbindung mit 
der vorhergehenden 1. 13 D. cod. interpretirt wird. *') 

Die in der vorhergehenden 1. 13, §. 1 D. h. t. '*) enthaltene 
Entscheidung eines praktischen Falles (von Paulus) soll eben in 
der nachfolgenden 1. 14 D. h. t. ihre Begründung, finden. '^) 

Andere wieder behaupten, wie oben bereits angedeutet er- 
scheint, dass der Grund unserer Klagen in einem Quasi contract 
zu suchen sei, welcher auß einem fingirten Vertrage (einer fictitia 
oder praesumta conventio) seinen Ursprung herleite. '*) 

') „Haec cond. ex aequo et bono introducta, quod alterius apud 
aJtenim sine causa deprehenditur, revocare consvevit." 

«) Vgl. S. 1. Anm. 1. 

*•) „Nam hoc naturae aequum est, neminem cum alterius detrimento 
fieri locupletiorem." 

") Vgl. Erxleben I. S. 5 u. ff. 

^*) „Item, quod pupillus sine tutoris auctoritate mutuum accepit et 
locupletior factus est, si pubes factus, solvat, non repetit" (Paulus lib. X» 
ad Sabinum). 

") Ein Minderjähriger hat sine tutoris auctoritate ein Dariehen em- 
pfangen und dasselbe auch zu seinem Nutzen verwendet; nach erreichter 
Grossjährigkeit zahlt er die Schuld. Kann er das Gezahlte zurückfordern? 

Einzelne Quellenstellen : 1. 59 D. de c. et a. (44, 7) („pupillus mutuam 
pecuniam accipiendo nequidem jure naturali obligatur'* Lucinius Rufinus) 
und 1. 41 D. h. t. (12, 6) („Quod pupillus sine tutoris auctoritate stipulanti 
promiserit et solverit, ejus repetitio est, quia nee natura debet") [Neratius] 
scheinen unbedingt dafür äu sprechen, dass demselben die condictio zustehe. 

Aus dem Grunde aber, weil der pupillus das empfangene Darlehen 
zu seinem Nutzen verwendet hat und daher bereichert ist (locupletior 
factus est), wird ihm von Paulus die condictio indebiti verweigert. 

Und eben diesen Grund spricht einfach im Nachfolgenden die 1. 14 
D. h. t. aus. (Vgl. dariiber ansftlhrlicher Erxleben 1. c.) 

'0 Vgl. Glück XIII. S. 9, Anm. 16, 17, der selbst dies jedoch bloss 
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Eine Sttttze fand dieee Lehre in dem AnsBprnebe des Gajns 
. de obl. et act. (44, 7) „ie qnoque, qai non debitum 
irrorem aolventis, obligatur quidem qnoBi ex mutni 
6, J. III. 28); doch SDcbt sich GajuB selbst sofort 
igen Auffassung seiner Worte zu verwahren (sed non 
;i ie, qui ex ea causa tenetar, ex contracta obligatns 
im Bolvit per errorem, magis distrahendae obligationis 
eontrahendae, darc videtur. '*) 
Lehre hatte schon in Weber einen heftigen Gegner 
g. 9 n. 24). Wir finden selbe jedoch noch jetzt 
shtssystenae und besonders in fast sämmtlicben älteren 

und Pandektenbtlcfaern vertreten. '*) 
andere lehren: Der Ursprung und Grund unserer 
n suchen im Irrthnme desjenigen, welche die betref- 
jcrklärung abgegeben hatte. Ueherall in den Quellen 
n Itecbtes finde man es klar ausgesprochen, dass die 
ebiti nur dann statthabe, wenn etwas ans Irrtbum 
istet worden sei — und ebenso bestimmt sprechen 
aus, dass die cond. Ind. dann auBgeechloesen sei, wo 
nicht unterlaufen sei (1. 1 , §. 1 D. h. t.; 1. 7 D. 
22, 40, 50, 54 D. h. t.; 1. 9 pr. C. eod. §§. 1431, 
. B. ; a. L. R. I. 16, §§. 178, 181—183; cod. civil, art. 
Sachs. Ges. §§. 1519, 1523; hair. Entw. Art. 903 
resdn. Entw. Art. 976). 



indebiti behauptet, S. 26, Anm. 50, S. 70; ferner Thibaut, 
u. 631 („ . . . . kann das Gegebene gleich, als ob er darüber 
te, cond. indebiti zurück fordern"), ifa^u Erxieben I. 
'indBcheid, Voranss. S. 209, Fand. %. 423, Anm. 13. 
Erxleben 1. S. 18 — 25. Auch Savigny neigt aicb dieser 
dem er die cond. ind. als eine fiogirte cond. mutai be- 
>il. XIV. Nr. 8 u. VI. S. 81 u. 32.) Vgl. auch Kieaaelbach 
n. V. 1861, S. 16 n. Erxieben I. S. 18 u. 19. 
^heuert Inst (1%5) §. 125; Harezoll InBt (1866) §,144 
aolutio; Mackeldey (Lehrbuch des aSmmtl. rCm. R. 1838) 
470 u. s. w. Anders schon z. B. FuchU Inst. (1868) ill. 

ner (Publtcität S. 82) sieht darin ein qnasicontractlichea Ver- 
igea Förster a. a. 0. II. Bd. S. 440. Der Code civil reibt 
londictio indebiti unter die QuaMoontracte. Vgl. weiter unten. 
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Diess sei aber auch ganz natttrlich; denn die condictio in- 
debiti sei ex aequo et bono introducta (1. 66 D. h. t.) — und 
könne daher schon diesem ihrem Ursprünge nach nur dann dem 
Verkürzten zugestanden werden, mit dessen Willen doch die Sache 
in das Vermögen des Andern übertragen worden ist, wenn dieser 
Wille nur durch Irrthum dazu veranlasst worden sei. 

Der Irrthum allein habe den Geber zur Hingabe vermocht; 
ohne den Irrthum wäre sicher nicht der Wille vorhanden gewesen, 
die Sache in das Vermögen eines Andern zu übertragen — ohne 
den Irrthum wäre auch die Uebertragung nicht erfolgt und wäre 
daher die cond. indebiti nicht vorhanden. 

Es sei daher wohl consequent, wenn behauptet werde, es 
sei der Ursprung und Grund der cond. indebiti — und da die 
Condictiones ob causam unzweifelhaft auf demselben Grunde be^ 
ruhen — der Ursprung und Grund aller dieser Klagen im In*- 
thume zu suchen. 

Vor Allem gehört hieher Savigny (Syst. III. §. 115, S. 115 
u. Beil. VIII. bes. S. 358 u. flf., S. 447 u. ff., V. Beil. XIV. 
Nr. 7, S. 521). Nach ihm ist dies der Irrthum im Beweg- 
grunde, welcher zwar regelmässig ohne Einfluss auf die Rechts- 
beständigkeit der Rechtsgeschäfte sei, ausnahmsweise aber: bei 
der letztwilligen Verftigung, bei den aedilitiae actiones und be- 
sonders bei den cond. ob causam sich rechtliche Anerkennung 
verschaffe. Denn der Irrthum beziehe sich bei diesen Klagen 
eben direct auf den juristischen Grund, aus welchem diese Rechts- 
geschäfte einzig und allein vorgenommen werden. 

Diese Ansicht theilen auch Böckiog (Inst. §. 87), Unter- 
holzner (Schuldverhältnisse I. S. 67, II. S. 21 jedoch unklar), 
auch Sintenis (prakt. gem. civ. R. II. §. 109, S. 520 Anm. 28), 
letzterer jedoch bloss bezüglich der condictio indebiti. Auch Koch 
ist wohl als deren Anhänger zu nennen, da derselbe ausführt 
(III. §. 263, S. 395) „ . . . . die condictio ob turpem causam^', 
die nicht der Regel der reinen Condictionen folgt, denn sie be- 
ruht nicht auf einer irrigen Voraussetzung.^ 

Näher ausgefttbrt wurde diese Ansicht von Christiansen 
(zur Lehre von der naturalis obligatio und condictio indebiti 1844 
bes. S. 61—64) und handelt es sich nach Christiansen 's Lehre um 
einen Irrthum im Willensinhalte, der von Savigny ein unechter 
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Irrthnm f^enannt werde, welcher den Veränsseningswillen des 

Zahlenden anaschlieaet; denn derjenige, der zahlt, will ein debitnm 

!r daher irrthttmlich leistet, wozn er nicht ver- 

hat er eigentlich etwas geleistet, was er nicht 

ten geht jedoch Renand (im Archiv f. oiv. Praxis 
14, S. 147—181, 428—454), welcher behauptet, 
)ger des indebiti das Eigenthnm der an ihn tlber- 
Dtcht erwerbe '*) und zwar eben desswegen, weil 
in indebitntn zahlt, etwas leistet, was er eigentlich 
iwegen stehe dem Zahler des indebiti nicht bloss 
lebiti, sondern auch die rei vindicatio zu, so dass 
indebiti eigentlich erst dann benötbige, wenn die 
Igen des EmpfUngers aufgegangen sei (dorcb Ver- 
bung etc.). ") 

tigkeit dieser Lehre wird heutzutage fast allgemein 
■ verweisen vornehmlich auf die Ausführungen von 
t9 n. ff. und RQmer, die Beweislast hinsichtlich des 
am. Civilrecht und Prozess (1852), S. 55, 56 n. A. m. 
iben bieten die römischen Rechtsqnellen *") andere 



goi'ätl) Chiiati.inRen im weiteren Verfolge seiner Lehre 
iViilurBprnch, induin vr iiiclit zu erklären vermag, wienach 
las Eiguutlitiin aii ilcn Emptanger dea indebiti übergehe, 
■ürpflichtot sein aolle, dasselbe herauszugeben. Vgl. dazu 
Voranas. 8. 3, 211, 21^; Erxleben I. S. 39 u. ff.; Witte 

l)ton auch Winiwarter V. S. 98 und Ellinger S. 623. 
I. 0. ti. Km, 1ö6, 164, dazu bea. Erxleben I. g. 5, S. 42 
i1, Vi>raii8s. S. 2ia. 

u>rall anf dem Uebiete des Civil - und besonders des 
s Bi'ixt sich eben bei der Lehre über die Bereicherungs- 
le Wirhtigkeit dea räui. Rechtastudinms. Die Condictionen 
■ pusltivi'u (Jt'setigebnng — ihra EinfÜhrnng war eine 
ndiykeit nnd das Kesnitat eines langen Kampfes iwiscben 
UrnndsSttt'n des jus atrit'tum, mit denen der naturalis 
tnken Ihre Ausbildung in Gemfisaheit des ausgeaproehenen 
I \}, ^Ni Ü. de r. j. i>0, IT) der wissensctaallUehen nnd 
beit rieler Jahrhunderte — indem die rtSm. Juristen die 
i-ser »iMimlas als der ratio jusli ae veri i.aeqni et bonij 
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treffende Aussprüche römischer Juristen, aus denen der Ursprung, 
Zweck und Grund der Condictionen klar entnommen werden kann, 
so dass nach ihm (I. S. 5) ,,ein Zurückgehen auf jenes ganz all- 
gemeine Billigkeitsprincip (der 1. 206 D. de r. j. 60, 17), durch 
dessen abstracte Anwendung und Durchführung alle Sicherheit 
des Verkehrs über den Haufen gestossen werden kann, als völlig 
überflüssig sich darstellt 

So findet Erxleben'*) den Ursprung, Zweck und Grund der 
Condictionen klar und deutlich ausgesprochen yon Papinian in 
der bekannten 1. 66 D. h. t. (12, 6) im Einklänge mit den Aus- 
sprüchen Ulpian's in 1. 1, §. 3 D. de cond. sine causa 12, 7 und 
1. 1 D. eod. in Verbindung mit dem Ausspruche von Julianus in 
1. 33 D. h. t. (12, 6). ««) 

Die Resultate der scharfsinnigen Untersuchungen von Erx- 
leben lassen sich dahin zusammenfassen: 

a) Die Condictiones sine causa *^) haben ihren Ursprung ex 
aequo et bono, sie sind ein Resultat des Sieges der naturalis 
aeqnitas, jener ratio justi ac veri, aequi et boni (Cic. orat. part- 
es 37)'^) in dem harten und langen Kampfe derselben mit den 

mit Rücksicht auf die Bedürfnisse und Ergebnisse des Vermögensverkehrs 
gegen das strenge Recht i^ach und nach im rechtlichen Leben zur Geltung 
zu bringen wussten. Desswegen bemerkt auch Erxleben I. (Vorrede IX) 
„dass eben die röm. Quellenaussprüche in Betreff der Condictionen sich 
als ein wahrer Ausdruck der ratio scripta darstellen." Vgl. auch Pfaff 
und Hofinann, Commentar zum österr. a. b. G. (Wien 1877) 1. Bd. 1. Abth. 
S. 194 u. ff., bes. auch S. 199, S. 210 u. A. m., und über die Entwicklung 
und Ausbildung der Condictionen insbesondere Voigt (§§. 39—45, S. 226 
bis 314) auch meine Schrift §. 1 u. §. 13. 

^') In seiner ausgezeichneten Monographie: „die condictiones sine 
causa", L Abth. vgl. Anm. 1 u. IL Abth.: „Die obligatio ob -rem dati re 
non secuta" (1853). 

*') „Si in area tua aedificassem et tu aedes possideres condictio 
locum non habebit, quia nullum negotium inter nos contraheretur, nam is, 
qui non debitam pecuniam solvit, hoc ipso, aliquid negotii gerit" (Julianus). 

^') Diese gewonnenen Resultate beziehen sich der Untersuchung nach 
in erster Linie zwar auf die condictio indebiti, haben jedoch bei allen 
Condictionen sine causa gleiche Geltung, wie Erxleben mehrfach ausführt, 
indem die condictio indebiti bloss als die ausgezeichnetste und praktischeste 
dieser Klagender Untersuchung zur Grundlage genommen wurde. (Erxleben I. 
S. 55 u. 56.) 

'^) üeber die aequitas, vgl. M. Voigt, „die Lehre von jus na- 



* en Grnndsätzen des jns strictam, eimplex nnd aspernm, 
eg in dem bekannten Anssprache der Tömiachen Jd- 
e natnrae aeqniim est, neminem fieri cam detrimento 
Bopletiorem" (Pomponins 1. 206 D. de r. j. [50, 17], 
I. 6, §. 2 D. de. j. dot. [23, B] n. Paulas in 1. 17, §. i 
aet. [14, 3]), Beinen Ansdrnck, nnd in der CoDstitntio 8. 
d. (3, I) „placnit in omnibas rebns praecipnam esse 
eqnitatisque quam strtcti jnris rationem" seinen Ab- 
lalten hatte. 

er recbtliche Grnnd der Condictionen ist in Ge- 
ee TOD Papinian in 1. 66 D de c. ind. und von Ulpianas 
3 D. de cond. sine causa sod I. 1 pr. D. eod. ansgenpro- 
indsatzee der vom Standpunkte des bonum et aequnm 
nde grundlose Erwerb des Einen auf Kosten des 
d damacb 

er Zweck dieser Klagen ex aequo et bono im All- 
die Rückforderung dessen, was ohne Grund in das 
des Andern übergangen ist. 

er grundlose Erwerb muss aus einem zwiecben den 
tattgefundenen negotium herrahren (I. 33 D. de cond. 
Julianns). 
ieses negotium ist seinem Wesen nach eine „datio ob 

Leistung erfolgt nämlicb in diesen Fällen nicbt nnbe- 
lODdem immer nur mit Rücksicht auf einen bestimmten 
r dadurch erreicht weiden soll (/, ß. die vermeintliche 
ikeit zu tilgen, einen bestimmten Erfolg zu erzielen). 
eck bildet auf der einen Seite das Ziel des Willens 
;r andern die erkennbare Voraussetzung, nnter welcher 
Geber sich entschlossen hat, etwas in das Vermögen 
n zu ttberlragenj der Wille des Gebers gründet sich 

mm et bonum und juB gentium der Römer, bea. III. (läTl) 
r., »45 u. ff. , 389 n. ff. n. A. m.; Ksmaroh, krit. Ueber- 
; Unger I. 8. 71, 72; Windacheid l'ancl. I. S. 28; Esner 
t. Blättern, Hr. 8, 9 v. J. 1874 und neuealenB besonders Pfaff 
ann, a. a. 0. I. Bd. 1. Abth., S. 206 u. ff., wo aueh auf 
Anmerkung die Literatur und dazu deren Excurse über österr. 
Bd. 1. Heft (Wien 1877), S. 112. 






— 15 — 

einzig uud allein auf diesen Zweck^ so dass derselbe das Wollen 
des Gebers und daher auch die Hingabe selbst ursächlich bedingt 
und so den Grund, die causa der Leistung ausmacht. Wird nun 
der vorausgesetzte Zweck nicht erreicht — fehlt es an dieser 
wesentlichen Voraussetzung , durch welche allein der Geber sich 
hat bestimmen lassen, zu leisten, und unter welcher allein der 
Empfänger ein Recht hatte, zu empfangen: so ist die Hingabe 
zwecklos, ohne Grund erfolgt und es hat auch der Empfänger 
ohne Grund, sine causa, empfangen und muss derselbe sonach 
diesen grundlosen Erwerb zurückerstatten (I. S. 25 u. flF., ^dazu IL 
bes. S. 81 u. flf.). 

Erxleben selbst begründet umständlicher diese seine Lehre 
auf Grund der 1. 33 und 66 D. de cond. ind. (12, 6) nach- 
stehends : 

Wer eine Zahlung leistet, handelt dabei mit der bewnssten 
Absicht, eine Veränderung in den bestehenden Verhältnissen 
hervorzubringen und insoferne^kann und muss man von ihm mit 
Jnlianus (1. 33 D. de cond. ind.) sagen, dans er „hoc ipso aliquid 
negotii gerit". Auf der einen Seite will er eine ihm obliegende 
vermeintliche Verbindlichkeit erfüllen, auf der andern Seite über- 
trägt er zu diesem Zwecke ein Object bestimmten Werthes in das 
Vermögen des vermeintlichen Gläubigers. Beide Seiten dieses 
Vorganges stehen aber nach der Absicht des Handelnden in in- 
nigster Verbindung und insoferne in einem unauflöslichen Zu- 
sammenhange, als sie in ihrer Vereinigung gerade das Geschäft 
der Zahlung bilden ; — um die Obligation aufzulösen, leistet der 
Schuldner, leistet also solvendi animo (Gajus III. §. 91; §.1 
J. q. mod. re cont. obl. HI. 14; 1. 20 D. de reb. er. 12, 1) „ut 
distrahat negotium*^ (§. 6 J. de obl. quasi ex contr. 3^ 27) „distra- 
hendae obligationis animo" (1. 5, §. 3 D. de o. et a. [44, 7]). 
Sein Wille, etwas in das Vermögen des Andern zu übertragen, 
ist nur durch diesen Zweck bestimmt. 

Dieser Zweck bildet ursächlich also zugleich den Grund, 
die causa,, seiner Leistung und liegt sonach in der beabsichtigten 
Zahlung eine datio ob causam. Die Möglichkeit einer Zahlung 
ist aber thatsächlich oder rechtlich davon abhängig, dass wirklich 
eine Obligation existirt, die dadurch getilgt werden soll. Fehlt 
es an einer solchen, ist das Dasein derselben bloss irrthümlich 
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Hetzt, ao mag immerhin in der Abeicht zn zahlen etwas 
i worden sein, eine Zahlnng liegt dennooh nicht ror; es 
jener in objectiver Hinsicht absolut wesentlichen Voraus- 
derselben — und der stattgefundenen VermSgenstlber- 
n welche auf die Art ihren Zweck verfehlt hatte, geht die 
ng ab, wodurch ihr Wesen in materieller Hiosicfat wie fltr 
tier so fUr den Empfänger bestimmt war. So gelangen 
dem Kesultate, dass die vorgefallene Leistung rechtlich 
<B ist , — dass auf der einen Seite ohne Gmnd gegeben, 
andern ohne Grund empfangen worden ist. Und so sind 
D auch zn der Erhenntnise des Punktes gekommen, in 
1 die Vereinigung der beiden scheinbar widerstreitenden 
UDgen Jnlian's und Papinian's liegt: Wer etwas zahlt, was 
: schuldig ist, der vollzieht dadurch ein Rechtsgeschäft; 
' ftberträgt etwas fUr einen bestimmten rechtiichen Zweck 
Vermögen des Andern, und da dieser das Dargebotene 
er gleichen VorauBBetzang annimmt, unter welcher jener 
liegt in Wahrheit der Abschluss eines zweiseitigen Redits- 
tes vor, es wird hier, wie Julian (1. 33 h. t.) sich aus- 
ein Bechtsgeschälit contrahirt. Da es aber an der Itir 
leschäft in rechtlicher Hinsicht absolut wesentlichen Voraus- 
fehlt, durch welche allein der Geber sich hat bestimmen 
zu geben, und unter welcher allein der Empfänger ein 
atte, zu empfangen, bo ist die Hingabe zwecklos, ohne 
erfolgt, und es hat so der angebliche Gläubiger dessbalb 
inc Grund empfangen. Es ist daher auf der andern Seite 
I wahr, wenn Papiuian (1. 66 D. cod.) sagt, dass hier 
1 alterins apud alterum sine causa deprehenditur" und beide 
eusserungen stehen zu einander in dem Verhältnisse, dass 
gegenseitig tragen und stutzen. Wir können sie dadurch 
in ganz einfachen Auedrack zurückfahren, dass wir sagen: 
beabBichtigten Zahlung liegt eine datio ob cauBam; da nun 
ausgesetzte Obligation, welche selbst oder deren Tilgung 
sa der datio bildete, in Wahrheit nicht existirte, so ist ex 
husa (1. 33 pr. D. h. t.) mitbin sine causa gegeben worden, 
i diesem Gesichtspunkte findet daher die Rückforderung 
i^benen statt, ganz in Gemässheit der allgemeinen Aus- 
, welche eine Condietion des Geleisteten eintreten lassen. 



sobald Jemand etwas obne Orand gegeben oder reraprochen hat 
0- 1. pr. §§. 2, 3, 1. 4 D. de e. s. c. 12, 7). 

Das OesßbSft unn, welches diesmal die Bedentnng einer 
Zahlung (causa eolvendi) hat, enthält ein anderesmal den Vollzug 
einer Schenkung (causa donandi), an anderer Stelle bezweckt 
dasselbe wieder die Begrfflndung einer Obligation (causa credendi). 
Donare, credere, solvere sind aber keineswegs die einzigen 
Zwecke, wodurch sich die rechtliche Bedentong einer Kechts- 
Übertragung in materieller Hinsieht bestimmen kann; sie sind 
eben nur besondere, vorzüglich häufige Fälle, welche zugleich ein 
allgeineines juristiscbes Interesse darbieten. Es kann etwas auch 
zum Behnfe einer Dotalbestellnug oder um dadurch eine Bedin- 
gung zu erftlllen (eonditionis implendae causa) u. s. w. gegeben 
worden sein. Die Bedürfnisse des recbtlicben Verkehrs erzeugen 
noch viele Zwecke anderer Art, zn deren Erreichnng sieb Jemand 
genßtbigt sehen kann, irgend ein Object durch Vermittlung eines 
Eechtsgescbältes in das Vermijgen eines Ändern zu tibertragen. 
Und ebenso hat das subjeclive Belieben der Individuen in dieser 
Beziehung einen sehr weiten Spielraum, indem es Jedem freisteht, 
selbst einen Zweck zu setzen, dureb welchen seiner Absiebt gemäss 
die Bedeutung einer von ihm ausgehenden Gewährung sich fUr 
ihn wie ftir den Empfänger eigenthttmlich bestimmt Den Beleg 
biefllr bietet eben die ganze Mannigfaltigkeit der Fälle, in welchen 
ans einer datio ob causam oder ob rem eine condictio sine causa 
im weiteren Sinne entspringt, also eben die ganze Theorie der 
condictiones sine causa. 

Und darnach ist es auch gar nicht erforderlich, dass dieser 
Zweck ein juristischer Zweck in dem Sinne sei, dass der Geber 
bei dessen Erfüllung rechtlich interessirt ist. Es ist genug, dass 
er auf der einen Seite das Ziel des Willens bildet, auf der andern 
Seite die erkennbare Voraussetzung ist, unter welcher allein der 
Geber sich entschlossen hat, etwas to das Vermögen des Em- 
pfängers zu übertragen, so dass dieser Zweck die Uebeitragung 
nicht bloss äuserlich veranlasst, sondern das Wollen hiezu ur- 
sächlich bedingt. Nur insofeme ist der Umstand, dass dieser 
Zweck juristischer Natur ist, und der Geber an dessen Erreichung 
ein rechtliches Interesse hat, von Bedeutung, dass alsdann dieses 
ursächlich bedingende Verhältniss desselben zn der vorgenommenen 

pavllcek, tat Lehts r. d. Beraichsmnga-Klagen. 2 
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ßechtsUbertrag:iiiig regelmäaeig sofort klar zn Tage liegt. So 
vor Allem bei der Zahlang einer Nichtgcbuld. Denn es onterliegt 
keinem Zweifel, dase der Geber nicht gegeben haben wttrde, 
wenn er gewnset hstte, da«s diese Verbindlicbkeit in Wahrheit 
nicht bestehe. Insofeme kann man in diesem nnd in allen den 
anderen Fällen, in welchen Jemand in diesem Sinne sine caosa 
etwas erhalten hatte, von dem Andern sagen, dass er es ohne den 
Willen des Gebers bat, indem derselbe wider die wahre Absicht 
des Geber» erhalten bat. Es liegt hier ein Conflict vor zwischen 
der inneren Willensbestimmung, der Absicht des Gebers nnd dem 
durch die vollzogene Uebertragung änsserlich erklärten Willen, 
oder zwischen dem formellen Rechte des Empfängers nnd dem 
materiellen Rechte des Gebers. 

Und dieser Conflict ist in der historischen nnd praktischen 
Kntwicklnng des rtfmischen Rechtes im Geiste höherer Gerechtig- 
keit ex bono et aeqno so entschieden worden, dass im endlichen 
Resultate dieser Widerspruch ausgeglichen, nnd das zwischen den 
Betheiligten bestehende VcrhältoiBS so geordnet wird, wie es der 
wahren Bedeutung desjenigen Geschäftes entspricht, durch welches 
jene Veränderung in den beiderseitigen Vermßgensverhältnissen 
herrorgebracht wurde, die mit Rtlcksicht auf den Zweck, welchem 
sie dienen sollte, als grundlos erscheint. 

Und so finden wir in dem Ausspruche Papinian's nicht bloss 
den Grund, sondern weiter auch ganz klar den Zweck der con- 
dictio sine causa ausgedrückt, wonach selbe „ex aequo et bono" 
eingeflibrt sei , um dem Kläger wieder zn verschaffen , was aas 
seinem Vermögen ohne Grund in das Vermögen des Geklagten 
Übergegangen ist (haec condictio ex aequo et bono introdneta: 
quod alterius apud altemm sine causa deprehenditur , rerooare 
consnevit). 

Der Lehre Ton Erxlebeu {und Windscheid siehe weiter) war 
auch schon Donellus nahe (Commentarii juris civilis üb. Xlll. 
16 u. 17; lib. XIV. 16, §. 10; 24, §. 7. Vgl. Erxleben fl. §. 3, 
S. 14 u. fif. II. S. 55 u. ff. S. 63— 79J, der die Lehre Donell's oXb 
fein, scharfsinnig und blendend bezeichnet [I. S. 16]; Windscheid, 
Voranss. S. 210 — 211, Fand. II. §. 423, Anm. 8 u. U). Nach 
diesem, welcher gleichfalls als Grund unserer Klagen eine Selbst- 
beschränkung des Willens annimmt, nnd diese nur als Bedingung 



statt Voranseetznng (Wie Windscheid) bezetcbnet, ist dieses nego- 
tinm, woraoB die condictio entspringt, ein Realcontract. 

Donellns reiht die Realeontracte in Glassen and diese wieder 
in Gruppen ein, nnd findet bezttglieli einer solchen Gruppe, dass 
hier der Vertrag per taeitam eonventionem geschlossen werde. 
(Wohl mit Rtleksieht ,anf Qnellenanssprtiche , wie im §. 3 J. de 
dott. [II. 7j taeitam in se conditionem babebat ... [i. e. donatio 
ante nnptias] at tnnc ratnm esset, cum matrimonitim fnerit inse- 
cntnm; ebenso 1. 13, §. 2 D. com. [13, 6] plerumqne enim id 
aecidit , nt extra td , qnod ageretar , tacita obligatio nascatnr, 
velnti qnnm per errorem indebitam solvendi cansa detar n. a. m.) 

Zn diesen gehOren eben die Fälle der Gondietionen.' Denn, 
Rthrt derselbe („mit grossem Aufwand dialektischer Kunst, die 
aber oft in Sopbistik ansartet", Erxieben I. cit.) aus: „Der 
Zahler eines indebiti erklärt eben durch das ron ihm gebrauchte 
Wort: „zahlen", dasa er nur unter der Bedingung leisten wolle, dass 
er schuldig sei, die Rßckstellung des Gregebenen aber erwarte, 
wenn er nicht schuldig sei — nnd indem der Andere die ihm 
derart angebotene Zahlung annimmt, stimmt er auch mit dieser 
derart gestellten , nämlich im Begriffe der Zahlung enthaltenen, 
Bedmgung Uberein. (Vgl. Erxieben I. 1. c. II. S. 55—79.) 

Es scheint uns, dass in neuerer Zeit Jacobi (Jahrb. f. 
Dogm. IV. 1860, S. 159—320 und ntttzl. Verw. Tgl. Anm. 2 a) 
theilweise an Donell's Lehre über die tacita conventio seine neuen 
Ansichten in Betreff der „condictionnm sine causa" anlehnt. 
Jaeobi verwirft nämlich die Lehre, wonach die grundlose Be- 
reicherung Grund der Condietionen sei und ftlhrt ans, dass sich 
die Fälle der Bereieherong des Einen auf Kosten des Andern 
sowohl auf dem Gebiete des EigcDthumsrechtes als anf jenem der 
Kechtsgeschäfle und zwar sowohl der zweiseitigen als der ein- 
seitigen vorfänden, üeberall bleibe aber der materielle Klagegnmd 
derselbe, nämlich: das Eigentbumsrecht, das zweiseitige oder ein- 
seitige Rechtsgeschäft, ob nun die cond. sine causa oder eine andere 
Klage statthabe, da dies nur eine Seite des formellen Rechtes sei. 

Deshalb sei es nicht richtig, wenn gelehrt werde, es sei die 
grundlose Bereicherang des Einen anf Kosten des Andern Grand 
dieser Klagen — ■ der Grund derselben ist und bleibt stets Eigen- 
thnm, Vertrag oder einseitiges Rechtsgeschäft. Der Satz, dass 

2* 



tid mit dem Scbadeo des Andern bereichern solle, 
I modificirend anf derart bereits begründete Klage- 
id die Fälle der letztgenaDoten Kategorie, der ein- 
cbtsgeschäfte, aeien es ebeo , welche die wichtigsten 
1 diese das Gebiet der cond. ob cansam sei — deren 
tiner stillschweigenden einseitigen WillenBerklärnng des 
1 liege, da derBelbe durch den Empfang der Sache 
:end die Verpflichtung ttbeniomnien hat, nnter gewissen 
I Geber ein ZurUckforderangarecht einznräamen. Vgl. 
4tte, Jahrb. f. Dogm. V. 3. 

mehrerwäbnten Billigkeitssatze der 1. 206 D. de reg. 
l darnach Jakobi dennoch eine, wenn anoh bloss in- 
tnng zn, wogegen demselben von Witte nur die Be- 
nea Motivs für gewisse Bercichernngsklagen beigelegt 
le mit dem allgemeinen praeceptnm juris: „sanm cniqne 
D ziemlieh auf gleiche Stnfe gestellt wird. Vgl. dessen 

V. 

jrselben Zeit, wie die Schrift von Eraleben (I), erschien 
icht minder ausgezeichnete und scharfsinnige Mono- 
D Windseheid „die Lehre des römischen Rechts von 
Setzung". 

ich ist der Grund der condictionum sine causa, "*) resp. 
eichnetsten Arten derselben und zwar der c. indebiti, 
e. non secuta, condictio oh cansam finitam und theil- 
3. ob turpem vcl injustam cansam gleichfalls in einer 
lünkung des Willens zu suchen, welcher Windscheid 
eben Namen Voraussetzung gibt.'*) 
BrundzUge der Lehre Windscbeid's sind: Nach der 
3n Lehre kann sich ein erklärter Wille entweder durch 
;ang, eine Befrietang oder eine Auflage (modus) be- 

Darch die Bedingung wird ausdrücklich daa Dasein, 

rfiber ausführlicher in g. 5 meiner Schrift. 
I. Windscheid, Voraussetzung, bes. Vorwort u. §. 1; Fand. I. 
§§. 422—429, bes. §. 423 ad 3. Meine Schrift §. 5, S. 56—66. 
Windscheid'a fand ihren Äuadmck in den meisten modernen 
n, resp. Entwürfen, so besonders in dem bair. Entw. (bezüglich 
lebiti und cond. c. dat., c. n. sec), dem Dresdner Entw. und 
buch für Sachsen (besondere bezüglich der C. ob causam datorum). 
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die ExiefeDZ des erklärten Willene und des daranf gegründeten 
RechtBgeBchäflea von einem angewissen Ereignisse abhängig ge- 
macbt. (Windscbeid's Voranss. §. 1, Nr. 1 n. §. 9, Nr. 86; ancb 
Fand. §. 97, S. iJSO— 251.) 

Dnrcb die beigesetzte Frist wird gleiebfalls das Dasein, die 
Existenz eines Rechtsverhältnisses abhängig gemacht ; doch be- 
zieht sich diese Beschräoknng nicht anf ein nngewisses Ereigniss, 
sondern nnr anf die Zeit, wann die an sich ecbon sichere Existenz 
des Rechtsgeschäftes eintreten oder anfhören soll (dies certns — 
denn der dies ineertns ist eigentlich eine Bedingnng. Puchta, 
Fand. §. 62; Unger II. §. 83, S. 88-100). 

Anders beim modus. Wird Jemanden etwas mit einer Auf- 
lage gegeben, dass er z. B. etwas erfUlle, die Gabe ganz oder 
theilweise zu einem Zwecke verwende, so ist nicht das Dasein 
des Rechtsgeschäftes von der ErfHUnng dieser Anflage abhängig, 
sondern das Rechtsgeschäft ist sofort voltkommen existent geworden. 

Ji^s hat jedoch der Geber einzig und allein zu diesem dnrch 
die Auflage bestimmten Zwecke nnd unter der Voraussetzung der 
ErfUIlnng des Anftrages geleistet, so dass die ErfUllnng de^ 
Voraussetzung den Grund (cansa) der Leistung, und da der 
Empfinger unter dieser erkennbaren Voranssetznng die Gabe an- 
genommen hat, auch den Grund des EmpfUngers bildet. 

Hat nun der Empfänger die Auflage nicht erfüllt, so ist der 
mit der Leistung ursächlich verknüpfte Zweck nicht erreicht — 
die gesetzte Voraussetzung, der Grund, die causa, wesswegen der 
Geber sich allein entschlossen hat, zu leisten, nnd wesswegen auch 
der Empfänger empfangen hatte , ist nicht eingetreten („die 
Voraussetzung ermangelt", Windscheid, Voranss. S. 9) — nnd 
befindet sich das Gegebene im Vermögen des Empfängers daher 
ohne Gmnd, sine caosa. 

Es war sonach die der Hingabe beigesetzte Auflage respee- 
five die Erltlllung derselben, der Zweck der Willenserklärung, 
die erkennbare Voranssetzoog „warum" und „dass" der Wille 
derart erklärt worden ist 

Das derart begrtlndete Recbtsvethältnisa besteht zwar nicht 
ohne den Willen des Erklärenden: denn er wollte dem Andern 
die Hingabe zuwenden; es besteht aber dennoch gegen den 
wa bren Willen des Erklärenden : denn er wollte, dass das Rechts- 
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IS Dar onter der Voranssetzniig des Eintrittes der beige- 

>.nflage bestehen solle. 

i RechtsverhältDiss besteht d^er mit seinem wirk- 
aber gegen seinen eigentlichen, gegen seinen 
Willen nnd desswegen ist das Bestehen desselben, ob- 

rmell gerechtfertigt, doch materiell ohne rechtfertigenden 

r Zweck nan, zn welchem eine-solche Hingabe geschieht, 
ir verschieden sein — und es ist daher die Aaflage, 
inr eine Art einer SelbstbeechHlnknng des Willens, wo- 
;r Erklärende nicht das Dasein, wohl aber das Fort- 

des Reebtsverhältnisses tod einem gewissen Zustande 
■e abhängig macht. Diese Art der Selbstbeschr&nkang 
JUS ist die Voranssetznng. („In den Quellen fehlt es 
I einer feststehenden technischen Bezeichnung. Gebraucht 
die Ausdrücke conditio, causa, modus." Windscheid, 

97, Änm. 2. Vgl. dazu dessen Vorauss. §. 4, S. 41—58). 
uangelt nun die der Hingabe beigesetzte Voraussetznng, 
ass der derart vorausgesetzte Zustand nicht vorbanden 
' dass er nicht eintritt, oder dass er aufgehört hat za 
bat der Empfänger die Gabe ohne rechtfertigenden Grnnd, 
>a und ist die gegen ihn begrilDdetc Klage auf Rückgabe 
adictio". 

r Umstand, auf den sich die Voraussetzung bezieht, kann 
Ichlicher oder ein rechtlicher, ein positiver oder negativer, 

insbesondere ein gegenwärtiger, zukünftiger oder ver- 
' sein. 

ch kann die Voraussetzung eine unerlaubte oder nnmßg- 
1. 
ter den Fällen, wo die Voranssetzung auf ein Gegenwärtiges 

ist, ist besonders wichtig der Fall, wo sie zum Inhalte 
leintliche Bestehen einer Verbindlichkeit hat, und ist die 
iSckgabe gerichtete Condictio die Condictio indebiti. Ist 
ussetznng auf ein Zukünftiges gerichtet, so hat die Con- 
usa data, causa non secuta, oder ob causam datorum 

wo dieselbe aufbOrt zu sein, die condictio ob causam finitam. 
ider zutreffend ist Windscbeid's Lehre bezüglich der 

ob turpem et injustam causam, wenn nämlich die Voraus- 
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Setzung eine nnmögliche oder unehrenhafte ist. (Vgl. dazn Fand. 
IL §. 423, I. §. 97 und bes. §. 100, S. 256 — 258; Vorauss. 
§. 11, S. 175—189 a. a. m.) 

Die Lehre Windscheid's fand im Ganzen und Grossen in 
der Theorie allgemeinen Anklang und fasste auch in der Praxis 
feste Wurzeln. 

Billigend haben sich darüber besonders Bahr (Anerkennung 
S. 16) und ünger (IL §. 84 u. Anm. 3, 4, 6, 13, 14; VL §. 18, 
Anm. 3; §. 18, Anm. 1); Brinz, Fand. S. 1533, 1534 u. A. m. 
ausgesprochen und Eieselbach (Jahrb. f. Dogm. V. 1861^ L S. 49) 
bemerkt: ,yEs kann nach römischem Rechte nicht Alles, was 
aus des Klägers Vermögen in das des Beklagten kommt, con- 
dicirt werden, wenn solches ohne allen Grund geschah, oder der 
Grund nachher wegfiel, sondern nur das, was gegeben ist, unter 
einer von beiden Farteien gewussten und gewollten Voraussetzung 
c. 4. C. de c. ex lege et s. c. (4, 9); c. 7. G. de non numerat. 
pec. (4, 30) : „ . . . die Voraussetzung ergibt sich aus dem ver- 
nttnftigen Geschäfitszwecke selbst ... ist die Behandlungsart der 
cond. s. causa, wie sie Windscheid in seiner Voraussetzung an- 
gewendet, die einzig fördernde.'^ 

Andere wieder anerkennen die Verdienste, die sich Wind- 
scheid durch die Aufstellung dieser Kategorie der Selbstbeschrän- 
kung des Willens en^orben hat und perhorresciren bloss den Be- 
griff der Voraussetzung als einen technischen. (Vgl. Witte, S. 65, 
66 ; Böcking, Inst. L §. 110; Arndts, §. 74, Anm. 2; Erxleben IL 
Vorwort. Dagegen jedoch Bahr S. 16.) 

Ganz verworfen wird dieser Begriff von Voigt. (Vgl. weiter 
unten.) 

Die Ansichten von Windscheid und Erxleben ttber den Grund 
der Condictionen stimmen im Frincipe überein. «") 

Auch Witte stimmt ihnen im Allgemeinen bei , '®) erklärt 
sich jedoch gleichfalls gegen den Ausdruck Voraussetzung als 
einen technischen."®) 

") Vgl. Erxleben S. 26 und bes. 33 , auch S. 38 , Anm. 1 , S. 39, 
Anm. 1 u. a. m. 

") Vgl. §§. 6—9, bes. S. 64 und 65 seiner Schrift. 

*•) Bloss als einen technischen. Vgl. Windscheid, Pand. II. §. 424, 
Anm. 13; Witte, §. 8, S. 53 u. ff., bes. über die Bezeichnung „Voraussetzung", 
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t werden aber alle diese so scharfsinnigen 
amen verworfen von Dr. Horitz Voigt*"), 

Schrift (Tgl. Änm. 2) einen ansserordentlichen 
it hatte, nm fHr die condictioaes aine caasa in 
er Weise einen Denen Rechtegrond anfznfindeu. 

haben nämlich die oondictioneB ob canBam dann 

anf Grund eines (von ihm eogenaunten) peenniär 
htegeschäfteB zum Schaden eines Andern sich 
enn zudem 
reicherang anf Omnd einer vorhandenen caasa 

tansa jedoch von einer vitiösen Qualität, and 
le seeundäre oder weitere cauea dieser Bereiche- 

dea Requisites ad b) bezeichnet daher Voigt die 
i Grund der condictiones ob eansam die grund- 
; (das sine causa habere) darstellt, als eine irrige, 

den §§. 61 u. 62 auf eine sehr schroffe Art die 
igezeiehnet^tcD Rechtslebrer, so besonders Arndt's, 

Bähr's, Windscheid's, Erxleben's «. s. w. *') 
^nsfUhniDgen erlauben wir uns kurz noch Nach- 
hren: 

der Condictionen ist jedenfalls die Bereicherung 
[osten des Andern , welche eines rechtlich an- 
agrundes entbehrt; eben weil sich diese Be- 
Dineo zum Kachthelle des Andern vom Stand- 
;keit und höheren Gerechtigkeit (ex aequo et 
^reohtfertigter, grundloser Erwerb darstellt, muss 



; ganze Lehre und den Begriff der Voraussetzung liber- 
Ja technischen) hat sich Voigt an »gesprochen , S. 51ö ff. 
Vindscheid, Fand. 423, Ann». 8. 
meiner Schrift. 

sgesprochen über Voigt's Schrift haben sich Esmarch in 
jahrsBchrift (V. Milnelien 1863), S. 523—541; Witte in 
ler D. Rechtsw. und Gesetzgebung 18S4, X. 1, S. 6—25. 
it ist Voigt's Verdienst in Betreff der histor. Entwicklung 
Vgl. darflber meine Schrift, §§. 1, 6 u, 13.) 



u VennSgen des Empfängers sine cansa nnd kann 
le eansa" ex aequo et bono zmUckgefordert werden, 
ie condictjones sine canea anch nach onserem Oster- 
1 Rechte ihren Grand in der grundlosen Be- 

dee Einen anf Kosten des Andern finden , ist ans 
igen BestimmongeD unseres a. b. 6. B. klar zu 
') 

mt es im §. 1431 a. b. G. B. "): „wozu er gegen 
len kein Recht hat," welche Worte wohl ganz klar 
rechtfertigten, grundlosen Erwerb hindeuten. So auch 

„wenn der rechtliche Grund, die Sache zu behalten, 
,t" (wenn also die Sache ohne Grund im VennOgen 
fers sich befindet).^'") 

vohl stimmt die Lehre unserer Commentatoren tlber 
ieser Klagen damit nicht tiberein. Die Ursache davon 
len damals herrschcDden Lehren zu suchen, wie wir 
ang dieses Aufsatzes tbeilweise kennen gelernt haben, 
«sondere Zeiller IV. S. 156: „Der Rechtssatz, daas 

bloss aus Irrthum geleistete Zahlung einer vermeint- 
1 von dem Empfänger in der Regel Ersatz fordern 
eder in einer blossen Billigkeit, noch in einem Qaasi- 
odem in der natürlichen, von dem positiven Gesetze 
inen Gerechtigkeit, mit fremden Schaden sich nicht 
Q, gegründet; dieses Recht entspringt also unmittel- 

Gesetze." Und noch klarer IV. S. 165: „Denn er 



auch den Anfeatz von Pfaff, Ger. Ztg. ISeS, bes. Nr. 34, 
ineuestenaExner „Das österr.HypothekenrecM" (Leipzig 1876), 
i, S. 92 ff.; §. 13, S. 98; g. 14, S. 101—103. 

OBterr. a. b. G. B. behandelt die condictionee sine causa 

3. Hauptst. 3. Kap. (Von der Anfhebung der Rechte und 
ten) im Anschlüsse „an die Zahlung" §§. 1431—1437 — ausaer- 

m. 1174, 1247, 1447, 1048, 1428, 709, 901, 980, 878, 879, 
theitweise auch §§. 415 u. ff. u. a. m.}. 
dmmt lauten auch die meisten einschlägigen Entscheidungen 
-sten Gerichtahofes in dem im Texte dargestellten Sinne, so 
[ie Entach. bei Glaser-Cnger-Walther XI. Nr. 4998, ebenso die 
Nr. 2243 (eine cond. causa data c. non secuta), wo auch die 
g" ausgedrückt erscheint Minder präcis lautet die Entsch. 
il. U. W. XI n. A. m. 



'T?^<r^ 
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wird nnmittelbar aus dem gesetzlichen Orandsatze, mit fremden 
Schaden sich nicht zu bereichern^ belangt.'^ ^^) 

Wohl fühlte der berühmte Rechtslehrer am besten, dass es 
durchaus nicht angehe , die condictiones sine causa bloss auf 
dieses ganz allgemeine Princip der Billigkeit grttnden zu wollen. 
Es wurde daher diesem in 1. 206 D. de r. j. (50, 17) ausgespro- 
chenen Billigkeitssatze die Autorität einer positiven Norm gegeben. 

Trotzdem nun sodann Zeiller bei Commentirung des §. 1435 
a. b. O. B. (lY. S. 162, 163) und theilweise auch beim §. 1447 
a. b. G. B. (lY. S. 180) der richtigen Ansicht beizupflichten 
scheint, können wir ihn mit Rücksicht auf die obcitirten Aus- 
sprüche kaum als deren Anhänger betrachten. 

Nippel (Yin. 2. Ablh. S. 178) flihrt die Condictionen auf 
einen fingirten Yertrag zurück.^') 

Winiwarter (Y. S. 97 — 103) spricht sich nicht ganz klar 
und bestimmt aus — im Allgemeinen findet er aber den Grund der 
Condictionen in dem mehrerwähnten Billigkeitssatze (1. 206D.der. j.). 

Die richtige Lehre finden wir^bei Stubenrauch (III. S. 666), 
der sich auf ülpian's Ausspruch in 1. 1 , §. 3 D. de c. s. c. 
(12, 7) beruft, und bei Kirchstetter (S. 623). Dass Unger der 
herrschenden Ansicht beipflichtet, ist aus den zahlreichen, in seinem 
Systeme (I. II. u. YI.) vorkommenden, auf unsere Klage Bezug 
habenden Stellen klar zu entnehmen. ^^') 



") Ebenso A. D. Weber, §§. 29, 30, S. 76—78; §. 35, S. 85. 

•*) Nach dem Vorbilde DonelFs. Vgl. dagegen Weber §. 24, dazu auch 
S. 133 meiner Schrift. Aehnlich auch die oberstger. Entscheidungen vom 
28. August 1855, Z. 1775, in der es heisst: „ . . . angenommen werden muss, 
dass der Kläger dem- Geklagten seine Expensnote nur mit dem Vor- 
behalte beglichen hat, dass ihm der entsprechende Betrag, wenn er ihn 
von dem wirklichen Schuldner nicht erlangen könnte, von ihm selbst zuriick- 
ersetzt wurde" — obzwar sich eine theilweise Annäherung an Windscheid^s 
Theorie „der Voraussetzung" darin nicht verkennen lässt. 

Klar und bestimmt finden wir die Voraussetzung ausgedrückt 
in der oberstger. Entscheidung vom 25. Mai 1870, Z. 13651 (Nr. XI v. J. 1872 
des Prävnik), und insbes. auch in der oberstger. Entscheidung vom 
2. August 1865, J. 6091, Nr. 2242 bei Glaser-Ünger-Walter (das nach der 
Natur der Sache von beiden Theilen vorauszusetzen war . . .). 

<•) Vgl. besonders IL §. 123, S. 456, Anm. 22 in fine; VI. §§. 13 und 
18 und viele a. m. 



io snch RaDda. Vgl. dessen „zävazky k näbradft gkody 
nedoTolen^cb" (Delictsobligationen) (1874) S. S, Anm. 1, 
iTOTla8tnick4(2. Aufl. 1874) (Eigenthnmsrecht), S. 146 n. A. m. 
?faff in seinem gründlichen Aafeatze in der (3er. Ztg. 
. T. J. 1868, S. 126, findet den Grnnd der c. sine cansa 
jowohl in einer Selbstbeschranknng des Willena (in welcher 
ihm ein snbjectiveB Moment allzu stark znr Geltung ge- 
zn sein scheint) als vielmehr in der Gesamratheit der 
im Erwerbe obwaltenden Umstände,^') wonach sich 
sistnng als eine ungerechtfertigte darstellt nnd die Zalässig- 
er Rtlokfordemng als ein Postulat der Billigkeit erscheint, 
■fach Hofmann (Die Entstehnngsgrflnde der Obligationen 
andere der Vertrag mit Rücksicht auf Siegel's: Das „Ver- 
en als Verpflichtnngsgrund", Wien 1874) ist „die objective 
kohe der grundlosen (ungerechtfertigten) Bereicherung die 
liehe Basis des Anspruches" — „wobei aber das Willens- 
!nt keineswegs gieichgiltig erscheint, indem bei den 
I wichtigsten Condictionen (derc. iudebitiundcond.c.d.cD. s.) 
sreicbening darum, weil sie dem wahren Willen des Ge- 
gten zuwider ist, und in den anderen Fällen wegen anderer 
il des Willens sich als ungerechtfertigt darstellt" S. 59. 
Nach dem französischen Geeetzbuche entstehen die Coo- 
len ans einem Quasicontracte ; denn wir finden dieselben 
die condictio indebiti als den weitaus praktischesten Fall 
Klagen) im Ul. Buche IV. Titel unter der Rubrik „Des 
ements, qui se forment sans Convention" und zwar im 
itel von den „Qnasicontracten" („des Qnasi-ContratB") sofort 
1er (in den Art. 1371 —1375 behandelten) negotiorum gestio 
I Art 1376—1381. (Vgl. dazu auch Art 1131, 1133 n. 1235.) 
Das prenssische Gesetz (a. L. R.) behandelt die coo- 
les sine causa ähnlich , wie das österr. a. b. G. B. 
431 -1437) vorxflglicfa im Capitel der Zahlung (1. 16. l^tel, 
16 — 212), jedoch nmsKudlicher und stellt gleiehfalU, wie 



"\ Fust man di« (^^sunmtlieit der beim Erwerbe obmttendeB üm- 
xlji rauM in obJertiTeo Sinne, fv^. Bthr, AneTfü S. 131, so liegt 
h di'T Urand QiiaeKr Klagen in einem Xaugel der Cansa im objec- 
<inne. fEihr I. e., auch g. 1 meiner Srhiift-t 
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das österr. Recht, die Gruudlosigkeit des Erwerbes als den Grand 
derselben dar. **) 

Das sächsische b. G. B. (§§. 1519 — 1550) stellt zwar 
ganz klar als den Grund unserer Klagen die Grundlosigkeit des 
Erwerbes dar, doch ist das System, in welchem daselbst die 
condictiones sine causa behandelt erscheinen, nicht eben ein 
lobenswerthes. *^) 

Anders der Dresdner Entwurf (Art. 976—1006) und der 
bairische Entwurf (Art. 902—940 und dazu die Motive S. 274), 
wo die cond. sine causa ganz separat als Verpflichtungen aus 
ungerechtfertigter Bereicherung behapdelt erscheinen. 

Das Züricherische Privatrecht, welches die condictiones 
sine causa im IV. Buche (Forderungen und Schulden), 5. Abschnitt, 
unter dem Titel „von den Forderungen aus ungehöriger Berei- 
cherung auf Erstattung" behandelt**) — hat gleichfalls die 
grundlose Bereicherung zur Grundlage unserer Klagen genommen, 
wie dies besonders aus den §§. 1222 („den Ungrund der ver- 
meintlichen Forderung"), 1229 und 1234 klar zu entnehmen ist. *^) 



*') Klar und bestimmt spricht sich darüber Förster aus, indem er 
(II. S. 438, 439) wörtlich ausfährt, ^weil also der Empfanger einen Ver- 
mögenswerth ohne Grund hat, und weil dieses Haben ohne Grund eine 
unbillige Bereicherung desselben mit dem Schaden eines Andern bewirkt, 
so muss dieser Werth zurückgeleistet werden. Dies ist das gemeinsame 
Princip aller Condictionsr echte, und man kann namentlich für das preus- 
sische Recht nicht daran zweifeln ..." 

") Passelbe behandelt nämlich unsere Klagen im III. Theil, IL Abth., 
3. Abschn. unter „den Forderungen aus verschiedenen Gründen" neben 
den Ansprüchen geschwächter Frauenspersonen (V.), neben der -actio de 
eflFusis et dejectis (VI.), der actio de pauperie (VII.) und der actio ad 
exhibendum (VIII.). 

*') Erstes Capitel §§. 1216—1228: „Die Rückforderung aus bezahlter 
Nichtschuld" ; Zweites Capitel : „Andere Forderungen aus ungehöriger Be- 
reicherung", §§. 1229—1234. 

^*) Was die Definitionen der c. s. c. betrifft, so sind dieselben sehr 
verschieden. Die kürzeste und treffendste ist die von Brinz, die längste 
ist die von Voigt S. 618. 

Sonst werden von den meisten Rechtslehrem nur die Hauptmomente 
der c. s. c. statt förmlicher Definitionen hervorgehoben, so z. B. Arndt' s, 
§. 340, S. 539?; Unterholzner, II. S. 6; Koch, III. S. 351, auch Witte S. 42, 98; 
Erxleben, I. S.1,55; Windscheid, Fand. II.§. 424; Puchta, Fand. §. 307 u. A. m. 
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Doch ist der VertDÖgenstheil , welcher derart dem Berei- 
cherten zugewendet werden kann, Sache im weitesten Sinne des 
Wortes (§. 285 a. b. 6. B.) und kann in dieser Allgemeinheit 
von der verschiedensten Art sein;^) insbesondere kann derselbe 
bestehen in der Uebertragung des Eigenthums einer Sache, oder 
auch nur des Besitzes ^) oder in der Begrilndung eines jus in re 
aliena ^) oder in der Befreiung von einer Eigenthumsbeschränkung 
in der Constituirung einer Forderung (promissio indebiti), ^) sei es 
mit oder ohne Ausstellung eines Schuldscheines; oder in der Be- 

Auch Unger scheint dieser Ansicht beizustimmen, vgl. IL S. 148, 
Anm. 35 und neuestens auch Hofmann §. 11, S. 121 u. flf. 

Das Irrthümliche der Lehre unserer Österr. Commentatoren, dass in 
den Fällen der condictio indebiti der Empfanger das £igenthum der em- 
pfangenen Sache nicht erwerbe, ist ausser Zweifel; so lehrt insbesondere 
Win i warter V. S. 98 („ . . . . das Eigenthum auf den Empfänger nicht 
übertragen werde, indem die Bezahlung einer Nichtschuld kein giltiger 
Titel zur Erwerbung ist"). Ebenso lehrte auch Ren and (siehe oben). So 
auch El li n g e r S. 623 und theilweise Z e i 1 1 e r IV. S. 158 ad 5. Richtig N i pp e 1 
S. 187, unentschieden Stubenrauch S. 667, Anm. 

Vgl. übrigens über die noch immer controverse Frage über den 
Eigenthumsübergang bei dem Dissensus rücksichtlich der causa §. 1 (Ein- 
leitung), S.* 4, Anm. 2 meiner Schrift und die Literatur dort. Letzter Zeit 
besonders auch Exner, Rechtserwerb S. 77 u. ff. und BeiL L; Randa, 
Prävnik Nr. VUI. v. J. 1871 , Ger. Ztg. Nr. U v. J. 1871 pravo vlastn. 
(Eigenthumsrecht), S. 100— 103 u. 133; Hof mann a. a. 0. §. 7, bes. S. 98 u. 99, 
u. neuestens Karl o wa (Das Rechtsgeschäft und seine Wirkung, Berlin 1877) 
S. 209 u. ff. 

*) „Die Bereicherung kann in einer Vermehrung des Vermögens be- 
stehen oder in einer NichtVerminderung", Windscheid II. §. 421, S. 535. 
Vgl. Brinz L §. 413 und den Rechtsfall Nr. 3870 bei Glaser-Ünger- 
Walther VIL; Exner, Hyp. R. S. 301, Anm. 7. 

*•) Sofeme der Empfanger dadurch wirklich bereichert erscheint. 
Vgl. Erxleben L S. 210; Ihering, Abb. LS. 22 u. ff.; Bruns, Besitz- 
klagen des röm. und heutigen Rechts, Weimar 1874, 5. Abschn. §§. 16 — 19, 
S. 185—211 (cond. possessionis), und Randa, Besitz (1876), S. 7, 45 u. ff.; 
dazu bes. auch Brinz, Fand. I. §. 33, S. 106, §. 96, S. 398 und IL Abth. 
I. Hälfte, §. 150, S. 653 u. 654. Vgl. auch den Rechtsfall in den Entschei- 
dungen des R. 0. Hdlsg. (Stuttgart 1878) XXII. Bd. S. 296 u. ff. 

^ 1. 12 D. de c. ind. 12, 6 u. a. m. Bezüglich grundloser Belastung 
von Grundbuchskörpem vgl. Exner, Publicität, S. 99 und 100 und österr. 
Hypothekenrecht, S. 102. 

**) Qui promisit sine causa, condicere quantitatem non potest, quam 
non dedit, sed ipsam obligationem 1. 1. pr. D. de c. s. c. (12, 7). Vgl. auch 

PavHcek, zar Lehre y. d. Bereicherungs-Klagen. 3 
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freijuiig von einer VerbiDdlichkeit, ^ sei ea durch Zablang, Erlass, 
Novation oder Uebertragong (cessio oder delegatio) einer For- 
derung; in der Erspamng einer Ausgabe '*) oder auch in der 
Leistung einer Handlung, wodurch dem Andern ein der Schätzung 
unterliegender Kutzen verschafft worden ist (§. 1431 a. b. Q. B.). ^) 

Die Erfüllung der vermeintlichen Verbindlichkeit ist vor- 
züglich eine Zahlung solutio (§. 1412 s. b. G. B.); aber aueb 
eine datio in Bolutum (§. 1414 a. b. 6. B. 1. 26, §§. 4—6 D. h. t.), 
tlbertianpt eine Leistung, die zur Aufhebung der vermeint- 
lichen Verpflichtung, also solvendi causa, zur Erfttllnug der ver- 
meintlichen Verbindlichkeit erfolgt ist. Die Leistung mnss aber 
ohne Vorbehalt erfolgen, da sonst dann die Zahlung durch deu Vor- 
behalt bedingt erscheint und die condictio deswegen ausscbliesst, 
weil die RflckforderuDg dann ans anderen Gründen mOglich wird. 

b) Es muss zur Erfttllnog einer rermeintlichen Verbindlich- 
keit^) geleistet worden sein. 

Grünhut (Recht des Contocurrents) indessen Ztschr. HI. 3, S. r>19 n. ff. 
und den Rechtsfall Nr. 44 in den Entarheid. des R- 0. Hdlsg. XXI!. S. 198. 

') „condictio liberationis" .... quia nihil interest, utmm ex numera- 
tione pecunia ad eum sine causa an per acceptationem pervoncrit I. 10 
D. de c. c. dat c. q. b. (12, 4). Vgl. 1. 5, §. 1 D. de usnfr. ear. rer. (7, 5), 
1. 4 D. de c. c. d. c. n. s. (12, 4) u. a. m. 

Bezüglich Grundbuchssachen vgl. Exnei- Publicität S. 103. Dazu 
auch Windscheid, Vorauss. S. 61 u. ff. 

") „habitatione data, pecnniani eondicam .... quanti tu conducturua 
fuisses (1. 65, §. 7 D. h. t.). Es wird Jemanden indebite der Gebrauch 
fremder Sachen eingeräumt, er erscheint hier iu dem Betrage bereichert, 
als er hätte an Miethzinn zahlen müssen, und als er sonach erspart hat. 

") Vgl. auch Nippe! l.cit.;Förster II. S. 4i4, dazu I. S. 572 u. 573. 

') Und zwar lucht bloss einer obligatorischen, sondern auch einer 
andern, z. B. einer erbrechtlichen: 1, 40, §. 1 D. h. t posse . . . condici, 
quasi plus debito dederit 1. 4 C. de juris et facti ign. (1, 18), — 1. 36 D. 
fam. erc. (10, 2), oder einer dinglichen 1. 7. pr. D. usnsfr. quemadmodum 
(7, 9) u. a. m. Vgl. Arndts §. 341 u. bes. Anm. 2; Windscheid IL §. 42G 
nnd Anm. 2. Eine Ausdehnung für diese Klage will Voigt vindiciren 
(8. 636), indem er den Schwerpunkt darin findet, dass etwas überhaupt ex 
falsa causa geleistet worden sei , ohne dass es also gerade nöthig wäre, 
dass es zur Erfüllung einer Verpflichtung geleistet worden sei. Richtig be- 
merkt dazu Arndts 1. c, dass dann die cond. indebiti überflüssig würde; 
denn dann sei „indebitum" synonym mit „sine causa". 

Nach öaterr. Recht ist die Richtigkeit dieser Ansicht um so mehr 
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— So- 
ll. Es 10088 etwas geleistet worden sein, wozu der ver- 
meintliche Gläubiger gegen den Leistenden kein Recht (§. 1431 
a. b. 6f B.) hatte, also indebite. Dies ist dann der Fall; wenn 
entweder 

1) überhaupt keine rechtsgiltige Verbindlichkeit vor- 
handen ist, oder 

2) keine auf den geleisteten Gegenstand, oder auch 

3) keine ftlr den Zahlenden dem Empfänger gegenüber. 
Ad 1. Eine rechtsgiltige Schuldverbindlichkeit ist aber nicht 

vorhanden, '") wenn 

a) überhaupt zwischen den Parteien kein obligatorisches 
Rechtsverhältniss vorhanden ist, sowie auch 

b) wenn das Rechtsgeschäft ipso jure schon von vorne- 
herein ein ungiltiges ist, so dass eine Verpflichtung gar nie 
entstanden ist. ^*) 

Ein nichtiges, sowie ein verbotenes, vom Gesetze missbil- 
ligtes Rechtsgeschäft ist eine Hichtschuld. Bei verbotenen und 
vom Gesetze missbilligten Rechtsgeschäften ist die Klage ihrem 
eigentlichen inneren Wesen nach eine condictio sine causa (vel 
ex injusta causa); vgl. auch Glück XIII. S. 126, 127; Weber 
§. 175 u. ff. 

Nach der jetzt herrschenden Ansicht findet nämlich bei ver- 
botenen und vom Gesetze missbilligten Rechtsgeschäften die 
Zurückforderung regelmässig auch bei wissentlicher Hingabe mit 

einleuchtend, als der §. 1431 im 3. Thl., 3. Hptstück, von der „Auf- 
hebung der Rechte und Verbindlichkeiten" speciell unter die Zahlung 
(§§. 1412—1437 a. b. G. B.) eingereiht worden ist. Vgl. auch Unger VI. 
§. 76, Anm. 7, §. 66 u. Anm. 14; Zeiller S. 156; Wiuiwarter S. 97; 
Pf äff 1. c. Anm. 64. 

Ein praktischer Fall ist der, wenn ein Erbe cum beneficio inventarii 
die Legatare befriedigt, indem er^rrthümlich die Verlassenschaft für zu- 
reichend erachtet und es verbleibt nichts für die Erbschaftsgläubiger §. 692 
a. b. G. B. Vgl. auch Sintenis S. 524 und 1. 22, §. 5 C. de j. del. 
(6, 30) u. a. m. 

'•) „Ex his Omnibus causis, quae jure non valuerunt, vel non habuerunt 
effectum secuta per errorem solutione, condictionis locus erit", 1.54D. h. t 

' ') Vgl. §§. 869 , 878 , 879 , 1054 u. a. — a. b. G. B. und dazu den 
Fall ad ßß. Vgl. auch 1. 2 §. 2, 1. 37 I). h. t, 1. 16 D. de contr. e. (18, 1), 
1. 7 D. de her. vel. act. vend. (18, 4) u. a. m. Exner, Hypr. S. 93, 98, u. ff., 
meine Schrift §. 17, S. 196, 197. 

3* 




cb'o sine canBa (yel ex injttsta cansa, vgl. 1. 6 Dig. de 
r V. et U. |24, 1] „ . . . . id ant siiie oaosa aat ex 
iisa retioeri intelligitnr; ex qaibos cansia condictio nasci 
itt. Vgl. I. 52 D. de contr. em. (18, 1). (Paolos): „ot 
it reuditio. Plane si mihi pretiam solreris , qonm ta 
trario debeas, repeles a me." Vgl. auch Vangerow III. 
im. 1 ad A 1, S. 410; Windscheid II. §. 423; besonders 
ilenbroch IL §. 384, S. 337; Pacbta, Fand. §. 312; 
|[ §. 345; Römer a. a. 0. S. 66; Jakobi (oätzl. Ver- 

S. 59 o. A. m. 

ers nach der älteren Doetrin. Darnach warde bei rer- 
lechtBgescbäften die Coodiction des Trissentlich gelei- 
sagt, indem raan von dem irrigen Gesichtapnnkte ans- 
) ea sich hier am eine condictio indebiti handle ood dass 
! RüekfordeniQg einer solchen wissentlich gezahlten 
d ansgeachlosBeD sei. 

Veranlassnng zn dieser irrige» Lehre gaben wohl ein- 
tllenanssprUche , die von Leistungen aaf Grnnd verbo- 
thlflgeschäfte handeln and im Digestentitel de condic- 
ibiti enthalten sind, so z. B. Zahlong verbotener Zinsen, 
über letztwillig binterlassene Alimente. Vgl. 1. 26. pr. et 
, 23, §. 2 D. de cond. ind. 12, 6 a. a. m. Vgl. aoeb 
[II. S. 126, 127; Weber a. a. 0. §. 75, S. 274 o. ff.; 
r, Veräusserongsverbote (Heidelberg 1875) §. 2 a. ff. 
dessen behandelte man nnn überhaupt diese Fälle nach 
dsätzen der cond. indebiti nnd liess bei solchen Lei- 
ie ROckfordeniDg des Gregebenen nnr dann zo, wenn 
mg ans Irrthnm des Gebers erfolgt war (vgl. anch, 
amma locnplex jnris civilis thesaorns [BasUeae 1572] ad 
IV. 1. 5, §. 1, S. 285 n. a. m.). 

ist wohl um so erklärlicher, als bekanntlich ttberhaupt 
nen Arten der Condictionen wegen ihres gemeinschaft- 
chtBgnmdes sehr häufig in einander greifen (vgl. anch 

blosse Ansnahmeo betrachtete man die Fälle, in denen 
orderung des wissentlich Geleisteten durch die Quellen 
wnrde, so besonders Zahlungen bei verbotenem Spiel 
de aleat III. 43) wucherische Zinsen n. a. m. 
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Erst A. D. Weber nnternahm es, das Irrige dieser Lehre 
nachzuweisen und dieselbe dahin zu berichtigen, dass es sich in 
den vorliegenden Fällen um keine Cond. indebiti handle, indem 
er (§. 75, S. 276) insbesondere darauf verweist , „dass man die 
Znrückforderung des zur Erfüllung verbotener Rechtsgeschäfte 
Geleisteten nicht sorgfältig genug von der Cond. indebiti unter- 
scheide.^ Aber auch Weber verharrte bei der irrigen Ansicht, 
dass die Zurttckforderung des derart wissentlich Geleisteten regel- 
mässig ausgeschlossen sei (§. 76), indem er nur einzelne be- 
stimmte Ausnahmen von dieser Regel zuliess (§. 77). Der Grund 
dieser seiner irrigen Lehre liegt einfach, wie aus seinen Aus- 
flihrungen (so §. 76, S. 284) klar hervorgeht, in der Vermischung 
des injustum mit dem turpe, indem er lehrt, dass in pari causa 
illicita Derjenige, dem etwas bezahlt worden ist, von dem anderen 
Theile nicht in Anspruch genommen werden könne (S. 280). 

Aehnlich lehrt nach ihm besonders Glück XIIL S. 187 und 
Thibaut, Fand. §. 78, S. 64 u. §. 625, S. 154, der gleichfalls das 
injustum von dem turpe nicht gehörig unterscheidet u. A. m. 

Neuestens hat sich aber die herrschende Ansicht ftlr die 
Zulässigkeit der Rückforderung des derart wissentlich Geleisteten 
ausgesprochen. (Vgl. die oben S. 36 Citirten.) Dennoch ist aber diese 
Lehre noch immer sehr bestritten. Vgl. besonders Vangerow 1. c, 
auch Brinz §. 99 und Mtihlenbruch 1. c. u. A. m. Dazu auch' den 
bair. Entw. §§. 904, 906 und die Motive S. 275, 276 u. 285. 

c) Wenn die Verbindlichkeit ipso jure bereits erloschen ist; 

d) wenn dem Geber eine exceptio perpetua gegen den 
Empfänger zusteht; *") 

e) wenn die Verbindlichkeit noch von einer beigesetzten 
Bedingung abhängt, oder die Schuld noch unsicher ist 
(§. 1434 a. b. G. B.), 1. 16 pr. und §. 1 D., 1. 18, 1. 48, 1. 60, 



'*) Indebitum autem solutum accipimus, non solum, si omnino non 
debeatur, sed si per aliquam exceptionem perpetuam peti non poterat, 
1. 26, §. 3 D. h. t.; vgl. auch 1. 32, §. 1, D. h. t., dazu 1. 55 D. de verb. 
sig. (50, 16) u. 1. 66 D. de reg. jur. (50, 17) „desinit esse debitor, qui nactus 
est exceptionem justam"; Vangerow §. 625 ad I. 1; Arndts §. 341 
ad I. b.; Windscheid §. 426 ad 2; Erxleben I. S. 92 u. flf., welcher in 
sehr scharfsinniger und geistreicher Weise diese Art indebiti aus der Be- 
stimmung in pr. J. de obl. (III, 13) deducirt. 
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^. 1434 a. b. G. B., a. L. B. I. 16, g. 169; säebs. 

Dresdn. Entw. Art, 977; bair. Entw. 904; denn 
gesetzte Bedingung wird eben die Existenz der 
t von einem nngewiseen Ereignisse abbSngig ge- 
cb, wenn die Verbindlichkeit nocb unsicher ist, d. b. 

feststeht, ob die fragliche Zeit kommen werde oder 
, 904 a. b. G. B.), also beim dies incertns, an . . . 
Her IV. S. 161, 162; Nippel VIII. 2, S. 193; 
623; besonders Unger II. §. 82, S. 89, 90, Anm. 6 

cond. indebiti ist aber ansgeschlossen beim dies 
Jo — §. 705 a. b. G. B.; denn hier ist die Ver- 
;reit8 eine unbedingte (existente); vgl. 1. 79 D. de 
u. a. m. Aebnlicb fHllt anch die cond. indebiti, 
a dies incertns, an — beigesetzt worden, derselbe 
ingetreten ist (§. 1434 in fine a. b. G. B.). 
lichtschuM ist de jnre aneh dann vorhanden, wenn 

Schnldner mit rechtskräftigem Urtheile von der 
t beireit worden ist; — hat derselbe trotzdem aus 
ilt, so kann er condiciren. *'") Vgl. Unger II. 
) — 675, besonders 674, Anm. 121; 1. 28 D. b. t. 
h rßmischem Rechte bleibt trotz liberirenden Urtheils 
inng Einiger eine Obligatio naturalis tlbrig, so dass 
ibiti atiB diesem Grunde ausgeschlossen wäre. Vgl. 
üsicht anf die 1. 60 pr. D. h. t.) die verschiedenen 

Witte §. 11 u. a. m. Ist mit Rttcksicht auf eine 
ihlossenen Vergleich etwas irrthUmlich geleistet 
inn das Geleistete zurückgefordert werden, wenn der 
Wesenheit der Person oder Sache betrifft (§. 1385 
vgl. auch Dr. Svoboda, Ger. Ztg. Nr. 4 v. J. 1868, 
berstger. Entscheidung vom 3. Februar 1859, Z. 1018 
ir-Waltber Nr. 720; ebenso die oberstger. Entsebei- 
[ov. 1870, Nr. 12121 Glaser-Unger-Walther VI«. 
,ss diesfalls kein wesentlicher Irrtbum vorläge"), 
t im Allgemeinen die Klage dann ausgeschlossen, 

Geber eine unvollkommene aneigentliche Verbind- 
iden hatte. 

die oberstger. Entaeh. vom 8. Mai 1860, Z. 4710, Nr. 1129 
iger- Walther. 
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Insbesondere ist die condietio indebiti ausgeschlossen und 
zwar vorerst im römischen ßechte: 

a) Wenn der Geber naturaliter verpflichtet war. '^) 

ß) In den Fällen, wo aus Liebes- und Gewissenspflichten 
die Gabe geleistet worden ist (ex causa pietatis), da die Gestat- 
tung der Rückforderung unanständig wäre..^^) 

y) Wenn Jemandem zwar kein Klagerrecht, aber ex bene- 
ficio juris das Retentionsrecht zustand und ebenso bei der ex- 
ceptio divisionis. '*) 

8) Bei der vorzeitigen Zahlung einer noch nicht fälligen 
Schuld; denn durch den dies ist bloss die solutio, die Zahlung, 
keineswegs aber die obligatio selbst verschoben (praesens obli- 
gatio, in diem autem illata solutio 1. 46 pr. D. de r. obl. 45, 
1 Paulus). Es hat vielmehr der Gläubiger eine wirkliche Forde- 
rung; was er auf Grund derselben, wenn auch vor deren Fällig- 
keit erhalten hat, hat er daher nicht sine causa. 

Der Schuldner ist wirklicher Schuldner — in diem debitor 
adeo debitor est, ut ante diem solutum repetere non possit 1. 10 



«) 1. 13, 19 pr., 1. 26 §. 12, 1. 32 §. 2, 1. 38, 1. 59 D. h. t, 1. 1 §. 17 
D. ad 1. Falc. (35, 2), 1. 9 §. 4 D. ad. S. C. Mac. (14, 6). Vangero w §. 025, 
Anm. 1. ad I. a, Arndts 1. c. auch §. 217, S. 347. Ausnahmen bei Wind- 
scheid II. §. 426, S. 553 u. §. 289. Vgl. darüber die scharfsinnigen und 
interessanten Erörterungen bei Er xl eben I. S. 18 u. AT.; femer Witte 
§§. 10, 11 und bes. auch Brinz, kritische Blätter (Nr. 2 Erlangen 1852) 
^Naturalis obligatio'*, S. 12 u. flF., 8. 48 u. ff. Die condictio indebiti ent- 
springt ex naturali aequitate und findet ex aequo et bono zum Schutze 
Desjenigen statt, der auf Grund der unerbittlichen Formen des jus strictum 
— contra naturalem aequitatem einen Nachtheil erleiden würde, (ianz 
consequenterweise muss aber auch andererseits Derjenige davor geschützt 
werden, dem der Geber wieder ex naturali aequitate zu der Gabe ver- 
pflichtet war. 

'^) Die cond. indebiti wird daher der Mutter versagt, wenn sie ihrer 
Tochter irrthümlich eine dos bestellt hatte. 1. 32, §. 2 D. h. t. (12, 6). Vgl. 
auchErxleben I. S. 149 u. ff.; Vangero w §. 625 1. c. und Witte §. 11 u. flf. 
Darauf wird auch die UnStatthaftigkeit der Cond. indebiti bei einer Zahlung 
von Seite des Vaters fllr seinen Sohn, die das peculium übersteigt, ferner 
bei Zahlungen von usurae indebitae zurückgeführt. (Vgl. über die letztere 
controverse Frage besonders Arndts 1. c. Anm. 3.) 

'*) Ex quibus causis retentionem quidem habemus, petitionem antem 
non habemus, ea si solverimus, repetere non possumus. (1. 51 D. h. t. 
Papinian.) Vgl. auch 1. 49, §. 1 in fine D. de fid. (46, 1) Vangero w 1. c. 
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— es wäre von ihm dolos gehandelt, wenn 
h Tor der Verfallszeit Gezahlte rUckfordem 
dem Oläabiger sodann wieder zurückzuzahlen 
[ui petit, qntMä redditams est"). Vgl. Vangerow 
. S. 94-97; Arndts 1. o. Anm. 4. ••). 
itam ist anch dann nicht vorhanden, wenn der 
) zwar nicht wirklich verpflichtet war, in der 
rechtskräftigea Urtheil oder einen giltigen Ver- 
wnrde. ") 

e Verbindlichkeit zwar ursprünglich bestanden 
ägiicfa die Umstände sich derart geändert hatten, 
: nicht verlangt werden konnte, so ist die con- 
noch unstatthaft, wenn wirklich erfüllt worden 
■besondere von Strafen , die bereits gezahlt 

'ordernng fällt endlich auch bei den Ansprüchen 
das Leugnen eine Sieigernng auf das Doppelte 

daes wir nach unserem Ssterreichischen 
EU und Grossen zu denselben Resultaten ge- 
neisten dieser Ausnahmen ebes ihren Grund 
Wesen dieser Klage selbst finden. 
) indebiti ist im österr. Rechte ausgeschlossen: "'0 

der Schuldnci- ein intenuurium verlangen? Vgl, Erx- 
tte 8. 68 ff.; Pachmana (über das interuanrium, Pa- 
1 rOiD. nnd österr. Recht), ffsterr. Vierte) jahrsachritt 
iers S. 210 Pfaff 1. c. Anm. 84. lieber diese Frage 
Tgl S. 48. 
, qnod transactionia nomine datur, licet res nuUa media, 

Nam si lia fuit, hoc ipsnm, quod a )ite disceditnr, 
I. 65, g. 1 D. h. t, Paulus) „si ex causa jndicati aolverit, 

{1. 74, §. 2 D. de jud. [5, 1]. Vgl. dazu Vangerow 
Fitte S. 94 u. ff.; ünger 11. §. 131. 
Dn aolent repeti, eum depensae sunt" (1. 42 D. h. t. 
»w 1. c. 

caueis IIa contra inficiantem in duplum crescit. §. 7 
tr. (in, 27) 1. 4 0. h. t; öajusll. @. 283. Vgl. Van- 
I S. 94; Windscheid §. 426 ad 4, Anm. 17. Es wird 
üllen bei der Zahlung ein Vergleich präeumirt. 
iies vornehmlich die FSUe der obligatio naturalia 
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aar) In alleo den I^len, wo das Gesetz znr EintreibnDj 
derart gezahlten Schnld bloss das Elagerecbt versagt, §. 
a. b. 6. B. (Tgl. §§. 943, 1271 a. 1272 a. b. G. B.), sowie 
da, wo vom Gesetze das Klagereeht auf eine beatimmte 
eiogeschränkt wird (§§. 967, 982, 1097, IUI a. b. G. B.). 

ßß) Wo die Verbindlichkeit nur ans Mangel der Förn 
keiten Hngiltig ist {§. 1432 a. b. G. B.).«') 

Es entsteht hier die hochwichtige Frage, wie sich die 
Schrift des §. 1432 a. b. G. B. zn dem Gesetze rom 25. Jnli : 
Nr. 76 E. G. B. verhalte. 

Das Gesetz vom 25. Juli 1871 bestimmt nämlicb, das 
Giltigkeit der dort verzeichneten Verträge nnd Rechtsgesc 
dnreh die Aufnahme eines Notariatsactee über dieselbei 
dingt sei — nnd fragt es sich nun, welche rechtlichen Wirku 
mit Bezug anf die Bestimmung des §. 1432 a. b. G. B. einti 
wenn die besagten Verträge and Rechtsgeschäfte ohne Nofa 
act abgeschlossen werden. Die hohe Wichtigkeit der vorliege 
Frage fär das praktische Leben ist wohl einleuchtend. 

Es lässt sich nnn im Allgemeinen so viel sagen, das 
Bestimmung des §. 1432 a. b. G. B. (vgl. über dieselbe 
das Urtheil Unger's II. S. 114, Anm. 7) anf die Fälle deE 
setzes vom 25. Jnli 1871 im Ganzen nnd Grossen keine 
Wendung findet. 

Den Grund bievon mössen wir eben in erster Linie in 

(§. Ii32 a. b. G. B.), von der als solcher im ilstcrr. Rechte freilich nii 
uneigentlich gesprochen werden kann: denn es ist, wie Ungcr (11. 
S. 37 ad 2 und Anm. 24, §. 96, S. 205, Arno. 13) bemerkt, die einzige . 
liehe Wirkung der obligatio naturalis nach dem öatcrr. a. b. G. B. 
die Ausschliessung der aoluti rcpetiHo. Der Rechtsfall Nr. 2976 bei Gli 
Unger-Walther VI. scheint fUr daa österr. Recht die Au eachliessuii 
Gond. indebiti auch allgemein ex causa pietatis zu statuiren. £a h; 
»ich aber im vorliegenden Falle einmal nicht uro die cond. indcbit 
andererseits liegt der Grund der Abweisung der Klage in einem 
ziehte, auf den vom Kichtcr eben aus dem Verhältnisse der Pa 
(ex causa pietatis) nach §. 863 a. b. G. B. geschlossen wurde. 

") Vgl. Zeiiler S. 161; Nippel S. 190 u. 191; Elüng-er S 
Winiwarter S. 99; Stubenrauch 668, aber auch Unger II. S 
Aum. 7. 

Eine ähnliche Bestimmung enthält das a. L. R. im §. 17i 
1. Tbl. 16. Tit 
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Umstände sncben, dass es sich in diesen Fällen, wo ein Rechts- 
geschäft durch Ansserachtlassnng der vom Gesetze vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten nngiltig ist, regelmässig nicht nm eine 
condictio indebiti, sondern nm eine condictio sine causa (vel ex 
injusta causa, vgl. oben ad II. 1 b) handelt, wo aber nach der 
jetzt herrschenden Ansicht die Rückforderung der Regel nach 
auch bei wissentlicher Leistung zulässig ist (vgl. Mühlenbruch, 
Fand. §. 384, S. 337: „vom Standpunkte des jus publicum ge- 
missbilligte Rechtsgeschäfte". Unger I. S. 54), und zwar in un- 
seren Fällen umsomehr, als hier sogar auch der Verzicht auf die 
vorgeschriebene Form nngiltig ist.. Vgl. Weber §. 74, S. 266; 
Unger 1. c. Anni. 5. 

So kann der Ehegatte, der dem andern ein Darleihen ohne 
Notariatsact zugezählt hat, dasselbe rückfordem und zwar findet 
die Zurückforderung nicht mit der actio mutui, jedenfalls aber 
mit der condictio sine causa statt. Consequenterweise kann dann 
der Ehegatte, der das derart von dem andern Ehegatten ohne 
Notariatsact empfangene Darleihen zurückgezahlt hat, dasselbe 
nicht zurückfordern. Vgl. einen ähnlichen Fall bei Holzschuher 
(Theorie und Casuistik S. 313 u. 314), wornach die cond. sine 
causa auf Rückstellung des erweislich Gegebenen gewährt 
wird, wenn ein Jude einem Christen gegen die Vorschrift des 
Reichsabschiedes vom Jahre 1855, welcher flir derlei Darleihen 
eine obrigkeitlich errichtete Urkunde fordert, auf Grund eines 
aussergeriehtlichen Schuldscheines ein Darleihen zugezählt hat. 

Ebenso kann eine dos, die auf Gjrund eines ohne Notariats- 
act abgeschlossenen Vertrages geleistet worden ist, gleichfalls 
mit der condictio sine causa zurückgefordert werden (so ent- 
scheidet den Fall auch Randa, Prävnik Nr. 10 v. J. 1877, S. 357), 
nur stünde Demjenigen, dem der Leistende nach dem Gesetze 
ein Heirathsgut zu geben verpflichtet ist (§ 1220 u. fl*. a. b. G. B.), 
die Einwendung zu, dass das gegebene Heirathsgut wenigstens 
in dem gesetzlichen Betrage (§. 1220 a. b. G. B.) giltig und er 
nur zur Rückstellung des Uebermasses verpflichtet sei. (Aehnlich 
wie bei der immodica donatio ohne gerichtliche Insinuation 1. 27, 
l 36, §. 3 Cod. de don. 8, 54; Weber S. 293 und bei Schen- 
kungen des Vermögens nach §§. 944, 950, 951, 953 und 954 
a. b. G. B.; Unger II. S. 212 u. 213.) 
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Hieher gehört auch der ganz ähnliche Fall, den Bahr 
(Anerkennung S. 68, Anm. 11) anfllhrt: 

Nach kurhessischem Particularrechte sind Verträge über 
Grundeigenthnm nur dann giltig, wenn sie gerichtlich geschlossen 
werden. Wenn also Jemand aussergerichtlich Grundeigenthum 
gekauft und den Kaufpreis bezahlt hat, so kann er denselben 
jedenfalls zurückfordern.*'*) 

Das preussische a. L. R. enthält über die rechtlichen Folgen 






'») Dass die Vorschrift des §. 1432 des a. b. G. B. auf die durch 
das Gesetz vom 25. Juli 1871, Nr. 76 R. G. B., berührten sowohl einseitig 
als zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschäfte Anwendung finde, behauptet 
Dr. Prazäk, Prävnik Nr. II. S. 370 u. 371 v. J. 1873. Dagegen seheint 
Ran da (Prävnik Nr. 10—11 v. J. 1877) im Ganzen und Grossen unserer 
Ansicht beizupflichten. 

Unsere Ansicht geht dahin, dass im Allgemeinen jedem Theile die 
Condictio auf Rückstellung des Gegebenen zusteht (§§. 877, 878, 1431, 
1435 a. b. G. B.) und zwar sowohl dann, wenn er aus ünkenntniss 
der gesetzlichen Vorschrift über die Ungiltigkeit des Rechtsgeschäftes 
ohne Notariatsact erfüllt hatte, als auch dann, wenn er im Bewusst- 
sein dieser Ungiltigkeit geleistet hatte. Denn die Leistung erfolgte 
auch da, wo sie im Bewusstsein der Ungiltigkeit geschehen ist, nicht 
donandi causa — sondern jedenfalls unter der Voraussetzung der Erfüllung 
der Gegenleistung, welche keine an sich unehrenhafte ist; das so Geleistete 
befindet sich bei ermangelnder Voraussetzung (Gegenleistung) ohne Grund 
im Vermögen des Andern und kann daher zurückgefordert werden 
(§. 1435 a. b. G. B.). Die Condictio ist wegen der reprobirten causa eine 
cond. sine causa vel ex injusta causa. Vgl. ad II. 1. b. und Anm. 11; 
Windscheid IL §. 423. Umsomehr muss doch aber die Zurückforderung 
dann zugestanden werden, wenn die Leistung ausUnkenntniss der gesetz- 
lichen Vorschrift über die Ungiltigkeit solcher Rechtsgeschäfte ohne Be- 
obachtung der vorgeschriebenen Form, also ausirrthum, geschehen ist 
(§. 1431 a. b. G. B.). l^ 

Bezüglich des Gegenstandes und des Masses der Zurückforderung 
müssen bei mangelnder spezieller Bestimmung (siehe dagegen das a. L. R.) 
die über den Gegenstand der Condictionen gegebenen Vorschriften 
(§§. 1431, 1435, 1437, JB77, 878 a. b. G. B.) nach den weiter unten und im 
§. 18 meiner Schrift enthaltenen Grundsätzen zur Anwendung kommen. J 

Nach dem bair. Entw. (Art. 906 u. 917, Abs. 2) steht im Falle eines J 

beiderseitig verbindlichen Rechtsgeschäftes dem Geber die Wahl zu, ent- 1 

weder das Gegebene zurückzufordern, oder die Nachholung der Form zu | 

verlangen. ■■] 



i 



l 



\ 






■• « _ »# k' 



raiS%o'rp| 



— 44 — 

der anterbliebenen schriftlichen Abfassung amständlichc Bestim- 
mungen — die aber in Betreff der unbeweglichen Sachen bei 
vollständiger Erfüllung keineswegs ganz klar und bestimmt sind, 
so dass hier die neuere Theorie und Praxis von der älteren Lehre 
abweicht Vgl. Borneman (System. Darstellung des preussischen 
Civilrechts mit Benützung der Materialien des allg. Landrechts, 
Berlin 1834), IL Bd. besonders §§. 176, 177, S. 477 — 506; 
Förster L §. 79, besonders S. 458—462, a. L. R. L Tbl. 5. Tit, 
§§. 146, 147, 155—168. 

Die Bestimmungen des preussischen Civilrechts sind in 
Kürze die nachstehenden: 

L Ist in den Fällen, wo die Gesetze einen schriftlichen 
Vertrag erfordern, derselbe bloss mündlich abgeschlossen und 
noch von keinem Theile erfüllt, so findet daraus keine Klage 
statt (§. 155). In diesem Falle kann jeder Theil beliebig zurück- 
treten und findet da auch kein Anspruch auf Entschädigung statt, 
wenn ein Theil mit Rücksicht auf die sicher erwartete Erfüllung 
sich Unkosten gemacht hat (§. 168). 

IL Ist der mündliche Vertrag von beiden Seiten voll- 
ständig erfüllt worden, so ist zwischen beweglichen und un- 
beweglichen Sachen zu unterscheiden: 

a) Bei beweglichen Sachen (und bei Rechten L 2, §. 7—9, 
Förster S. 459) ist der Mangel der schriftlichen Abfassung be- 
langlos : kein Theil darf zurücktreten, und Rückstellung des Ge- 
gebenen oder Entschädigung fordern (§. 146, 147). 

b) Dagegen kann bei unbeweglichen Sachen selbst nach 
vollständiger Erfüllung jeder Theil zurücktreten und die Wieder- 
herstellung des früheren Zustandes verlangen (Förster I. S. 459); 
doch war dieser Satz bei den älteren Schriftstellern des a. L. R. 
nicht unbestritten, vgl. Bornemann S. 493, 494. Das a. L. R. 
spricht sich hierüber nicht ganz klar aus — dagegen hält die 
neuere Theorie und Praxis an der obigen Regel fest. 

III. Ist der Vertrag nur theilweise erfüllt worden, so kann 
zwar auch jeder Theil zurücktreten; doch trifft den zurücktretenden 
Contrahenten ein rechtlicher Nachtheil insoferne, als er im All- 
gemeinen in Betreff der Restitution einem unredlichen Besitzer 
gleichgestellt wird (§§. 156 , 157 u. ff.). Das a. L. R. macht 
hiebei den Unterschied, ob eine Sache (beweglich oder unbe- 
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weglich), oder eine Handlang den Gtegenstand der Erftlllang 
bildet (§§. 157 n. ff.). 

YY) Anoh eine znr Zeit der Zahlung bereits verjährte Schuld 
kann nicht znrtlckgefordert werden (§. 1432 a. b. G. B.). 

Was ist nan hier der Grand der Aasschliessnng der con- 
dictio indebiti? Nach der ÄnBicht derjenigen Schrifleteller des 
rSmlBchen Rechts, die da behaupten, dass die Verbindliehkeit als 
obligatio naturalis fortbestehe (vgl. Savigny V. §. 248, S. 366 n. ff., 
besonders 378, 379; Pnchta §. 92 und in der Änm. die Literatur; 
nach Andern wird die verjährte Schuld ganz aufgehoben; vgl. 
besonders VangerowI.§. 151undAnm. 1; Windscheid I. §. 112, 
Anm. 5. Andere lassen die obligatio bloss als eine naturalis 
iin weiteren Sinne des Wortes fortbestehen, vgl. Unterholzner, 
Verjähmngslehre IL g. 258; MUblenbrneh §. 481; Arndts IL 
§. 277, L §. 111. Vgl. dazu Unger IL S. 274, 401, 437, 439 
440, Anm. 10) — wäre der Grund einfach in diesem Portbestande 
der naturalis obligatio za suchen. 

Nach unserem dsterreichischem Rechte ist jedoch mit der 
Verjährungder Anspruch,"'*), die Schuld ganzerlosehen(§§. 1479, 
933, 1449, 1483, 1487, 1491, 1499 a. b. G. B.). Vgl. auch 
Savigny V. §. 251, S. 407; Unger II. §. 119, S. 401 tt. 122, 
S. 437 u. ff. und die oberstger. Entscheidung vom 30. Jänner 1861, 
Z. 11876, Judicatenbacb Nr. 36), ohne dase eine naturalis obli- 
gatio im technischen Sinne Übrig bliebe. 

Stubenranch (.111. 668 u. 761) findet den Grand der Aus- 
schliessung der condictio indebiti darin, dass nach §. 1501 a. b. G. B, 
anf die Verjährung ohne Einwendung der Partei kein Bedacht zu 
nehmen sei , in der Zahlung einer verjährten Schuld aber eine 
stillschweigende Verzichtleistung auf das ans der Verjährung fUr 
den Zahlenden resultirende Recht angesehen werden kann. Aber 
die Condictio indebiti setzt doch wesentlich einen Irrthum voraus 
(si quis ignoraus indebitum solvit) §. 1431 a. b. G. B. . Der Irr- 
thum des Zahlers kann nun entweder darin bestehen, dass der 
selbe nicht weiss , die Schuld sei verjährt , oder darin , dass er 



"•) Der Anspruch - das Recht selbst bei dinglichen Rechtun nur 
mit der bei Windscheid I. §. 112 und Unger IL S. 442 {auch Förater I. 
S. 303) angefahrten Beschränkung. 



nicht weiBS, er sei eine verjährte Scfanld Dicht zn zablen Ter- 

e kann man im erstereD Falle tod eioer 8ti)lschwei£:eDden 
ieiatoDg aaf ein Recht sprechen, von dem ich, im Iirthnm 
1, znr Zeit der Zahlung gar nichts weiss? Im zweiten 
mn von einem Verzicht aaf die Einwendang der Ver- 
ebenfalls keine Rede sein, tmd zwar deBshalb nicht, weil das 
jben beweigst, dass eich der Zahler des Rechtes ans der 
Dg nicht bewusat ist, daher daranf nicht verzichten kann 
1 Reebtsirrthnm ihm nach §. 1431 a. b. G. B. id der An- 
der condictio indebiti nicht hinderlich sein könnte, 
r glauben, dasB der Grund der Anschliessung der con> 
debiti eben in dem Ursprünge und dem Wesen dieser 
Is AasflnsB der naturalis aequitas, des aeqnum et boDum, 
in sei, 

i Verjährung ist ein Institut des positiven Rechts, eiDge- 
nehmlich zu dem Zwecke, um der RechtsuDsicherheit, welche 
te Länge der Zeit und sehr oft eben durch die Naeh- 
t, die lodolenz des Berechtigten nuthwendigerweiee ent- 
lUsste, zu begegnen und so liberflüeBigen , dazu schwie- 
d laogwierigen Frocesseo Einhalt zu thun. (Savigny IV. 
S. 305; Zeiller IV. S. 160.) 

IS diesem Ursprünge des Rechtsinstituts der Verjährung 
id positiver Gesetze gegen das strenge Recht des Gläa- 
rhellt, dass die rechtlichen Folgen und Gonsequenzen 
t eingeschräukt werden mUssen, um nicht auf Grund 
Normen ungerechtfertigte Unbill, materielles Unrecht zu 
— und ein Hauptschranken ist eben wieder die naturalis 
Die Gonsequenzen aus dem Rechtsinstitute der Ver- 
sollen also vornehmlich nicht so weit ausgedehnt werden, 
m gegen die oatlirliche Billigkeit — contra naturalem 
!m ■ — handle und Verstösse. 

er auch die condictio indebiti ist bloss ein Ansfluss der 
aequitas; sie ist gegen das strenge Recht bloss ex aequo 
dazu eingeHlfart, nm die unerbittlichen Gonsequenzen 
Q zu mildern. 

ärde man nun die Gonsequenzen der Verjährung dahin 
in, dass'man die condictio indebiti auch bei der Zahlung 



eiber verjährteti Schuld znliesee, so wtlrde die Dstnralis aeqnitas 
die Waffen gegen sich selbst kehren. Durch die Verjährnng ist 
z-war die Schnld erloschen, jedoch bloss formell, nicht auch ma- 
teriell — sie ist formell erloschen, nod der Schuldner mnss nicht 
von Rechtswegen zahlen — materiell besteht selbe noch immer 
aufrecht und ist daher die Pflicht des Schnldners, die auf der 
natürlichen Billigkeit und Gerechtigkeit (natnralis aequitas) basirt, 
Qnd wonach er such jetzt noch zahlen soll, nicht erloschen, d. h. 
es besteht auch jetzt noch eine nattlrliche Verbindlichkeit, eine 
obligatio natnralis im weitesten Sinne des Wortes. Die Bestim- 
mung des §. 1432 a. b. O. B. bat daher ihren Grnnd gleichfalls 
in der nattirlichen Billigkeit, naturalis aequitas.*^) 

SS) Die weitere Bestimmung des §. 1432 a. b. G. B., dass 
Derjenige, der eine Zahlung leistet, Ton der er weiss, dass er sie 
nicht schuldig ist, nicht condiciren künne — ist eine nothwendige 
Gonsequenz der im g. 1431 a. b. G. B. enthaltenen Norm und 
der Wesenheit der condictio indebiti. ^*) 

tt) Auch eine vor dem Verfallstermine gezahlte Schuld 
kann nicht zurückgefordert werden, §. 1434 a. b. G. B. '*) 

") Vgl. dazu Zeiller IV. S. 159 u. 160 ad 3 u. 4, und besonders 

Unger §. 122, S. 439, 440, Änm. 10. 

Nach prenas. Rocht ist die cond. indebiti bei einer verjährten Schuld 
eigentlich zuläsBig (a. L. R. I. 9, §. 664): „Ist die Verjäli rang vollendet, ao 
nebt die Änerkenntniss des erloschenen Rechtes die Wirkung derselben 
nur insofern auf, ala ans diesem Anerkenntnisse .... ein nener Rechta- 
grund entsteht." (Vgl. auch I. 16, §. 7; Förster I. S. 303, II. S. 444, 445 u. 
Anm. 44.) — Doch wird dieselbe in der Praxis ausgeschlossen. 

Auch Koch versagt die cond. indebiti (§. 179, Note 33). 

NachBäch8i8cheraGe8etz§. 1522 und dem Dreadn. Entw. Art. 977 
ist die cond. indebiti auBgeschlosson, so auch nachdem bair. Entw. Art. 905 
{vgl. dazu Motive S. 276). 

") „Cujus per errorem dati repetitio est, ejus consulto dati donatio 
est" I. 53 D. de r. j. (50, 17). Vgl. auch I. 1, §. 1 D., I. 50 D. h. t. (12, 6); 
ZeillerIV. l.'jg; Nippel VIII. 2, 189; Stubenrauch III. 669 U.A. in.; denn 
eine Leistung, die Jemand in dem Bewusstsein macht, au derselben rechtlich 
nicht verpflichtet zu sein, erfolgt- eben nicht solvendi causa, ist vielmehr 
als Schenkung anzusehen. Vgl. den Rechtsfall Nr. 2667 bei Glaaer- 
Unger-Walther V. 

") Aua den oben filr das röm. Reeht angeführten Gründen. Die Be- 
gründung bei Zeiller S. 162 und nach ihm bei Stubenrauch S. 670 halte 
ich nicht för stichhältig. 



1 aber nach Itgterreichieches Rechte bei vorzeitiger 
18 In ternsnriDm gefordert werden? Nach dem a. b. G. B. 
ht. OenD die Fälle, wenn Zinsen irrthUmlich von einem 
gezahlt worden, welches gleichfalls nicht geschuldet 
e ferner, wenn das Capital zwar geechaldet, aber nicht, 
: 80 hoch verziDelicb war (Pfaff 1. c. ÄDm. 84), be- 
iere Frage eigentlich gar nicht und sind ganz regelrecht. 
Hir das österreichische Gesetz neue Äenderung finden 
!0 der Concursordnung vom 2ö. December 1868, Nr. 1 
V. J. 1869. »»•) 

I §§. 1433 u. 1421 , Abs. 2 des a. b. G. B. kSDoeD 
ese Bestimmungen om — m der §§. 1432 n. 1434 des 
t. nicht auf Zahlungen atigewendet werden, die ein an- 
hler geleistet hatte. "*) 



gleiche Bestimmung enthält das a. L. R. I. c. §. 168, welches 
■ geht, indem es auch bei der vorzeitigen Zahlung dureh einen 
Zahler die condictio indebiti ansBchlieest (1. 16, 168 — 171). Die 
^n des eäch's. Gea. §. 1521, Dresdn, Entw. Art. 977, und 
. Art. 905, lauten wie im Ssterr. Recht. 
Vgl. auch Kaserer (Commentar zur 68t«rr. Konkursordnung, 
, S. 52—54; Heller in der Geriehtshaile Nr. 10 v. J. 1876, 
u. 4. Aehnlich bezüglich des Interusuriunis auch das a. L. R. 
— nur soll darnacli {I. 16, 171) dem unfähigen Zahler, wenn 
; eine unverzinsliche Schuld gezahlt hatte, der Zwischenzins 
den. (Vgl. auch Förster S. 446 und Anm. 53.) Nach säe hs. 
18, 719, 720;demDreadn. Entw.Art. 266u. bair. Entw. ArtlCe 
leitiger Zahlung nur mit der Einwilligung des Gläubigers ein 
in zulässig. Ist die Einwilligung erfolgt, der Betrag des Ab- 
nicht fostgestoltt , so ist die Vereinbarung nach bair. Entwurf 
rt. 102, Abs. 2) — während das säehs. Gesetz (im g. 720) und 
I. Entw. (im Art 266) einen verhäitnissmässigen 5percentigen 
Atten. 

'ttr das preues. Recht vgl. aber Anm. 25. Uebrigens sind diese 
^en der g§. 1433 u. 1421 a. b. G. B. keine eigentlichen Aus- 
n der Norm der gg. 1432, u. 1434 a. b. U. B. — denn es handelt 
ann streng genommen um keine cond. indebiti, sondern es hat 
i vindicatio resp. die cond. sine causa statt, 
irdnmpei^onaloeumfacit repetitJoni, utputasipupillussine tutoria 
. . . solverit, nam in his personis generaliter repetitioni locum 
nbigitur. £tsi quidem nummi exstant, vindicabuntur, pro con- 
iro condictio locum habebit" (I. 29 D. h. t. [12, 6] Ulpianas.). 



. EO Die Cond. indebiti ist oach Ö8t«rreicliiBchem Rechte aach 
dann ansgescbloasen, wenn Jemand, wenn anch inibtlmlich, eine 
Zahlung geleistet hat, za welcher er durch ein rechtskräftigeB 
Urtheil oder eiDen Vergleich verpäichtet ward, wenn aach die 
die8&llige Schuld in der Wirklichkeit nicht zn Recht bestanden 
hatte. ") 

Das Retentionsrecht hat nach östeTreichischem a. b. G. B. 
nicht statt (§. 471 a. b. G. B.) und es hat sonach schon des- 
wegen die oben angeführte Bestimmimg der 1. 51 D. b. t. des 
römischen Rechtes fllr das SsterreichiscbeCiTilrechtkeine Bedeutung. 

Die beiden anderen Fälle des rßmischen Rechtes (poenae 
depeasae und qnnm lis contra infieiantem in duplom cresoat) sind 
aus dem modernen Civilrecbte Terscbwandeu. *^) 

Ad. 2. Eine Nichtschnld ist auch dann vorhanden, wenn der 
Schuldner etwas Anderes geleistet hatte, als wozu er Ter. 
pflichtet war (§§. 1412, 1413, 1431 a. b. 6. B.). ") 

Vgl. Vangerow III. §. 628, S.410; ünger IL §. 76, S. 28, Anm. 21, S. 29 
Aum. 25, S. 44ü, Aam. 10. 

") Vgl. Stubenrauch S. 669 ad 4; Unger II. §. 133 bezüglich des 
Vergleiche &ei1ich mit der im g. 1385 a. b. G. B. enthaltenen Beechränkung. 

Die a. ö. Ger. Ztg. Nr. 83 v. J. 1871 enthält einen interessanten einschlä- 
gigen Rechtsfall (oberstger. Entscheidung vom 19. Mai 1871, Nr, 2788); doch 
kann in diesem Kechtsfalle eigentlich nach den Klageangaben eine condictio 
indebiti gar nicht statthaben; der Kläger war nach eigener Angabe nicht 
im Irrthume befangen, sondern hatte angeblich bloss die Belege nicht bei 
der Hand, es könnte folglich nur von der restitutio ob novitcr reperta die 
Bede sein. S. anch Entscheidung vom 14. September 1871, Z. 6069, 
Nr. 4262, Glaser-Unger-Walther IX. Bd. 

Aehnlich wie wir im Text fUr das östeir. Hecht behaupten, lehrt 
Windscheid II. §. 426, Anm. 17. Im röm. Recht ist übrigens diese Frage 
mit Rücksicht anf die 1. 36 D. fam. (10, 2) contrwers. Vgl. Vangerow III. 
§. 625, Anm. 1 ad f. Witte S. 95 u. ff. nnd die Ante. 19. 

") Auch der früher bezweifelt« Fall, ob die condictio indebiti statt- 
habe, wenn der Zahler sich derselben ausdrücklich hegeben hatte, ist heute 
im verneinenden Sinne fast allgemein anerkannt. Vgl. Arndts II. §. 341 
und Anm. 7; Unger II. S. 188, Anm. 60. Dagegen besonders Glück XIU. 
g. 832, S. 108-110. 

'*) Nach Voigt findet in diesen, sowie in den weiter ad 3 erörterten 
Fallen die condictio quasi indebiti statt (vgl. §. 75, 8, 656 u. ff. auch 
S. 3M). Doch unrichtig, wie aus I. 65, §. 9 D. h. t. (12, 6) deutlich zu ent- 
nehmen ist, indem Paulus in dieser Quellenstolle die fraglichen Fälle aus- 

Pivlicek, zur Ldhie t. d. 6erelcb«rtmgi-KUgsn 4 
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Es findet daher eine Zurttckforderang des Geleisteten statt: 

a) Wenn der Sebaldner Überhaupt etwas Anderes ge- 
leistet hatte, als wozu er verpflichtet war, §§. 1412, 1413 u. 1431 
a. b. G. B.»«) 

b) Wenn der Schuldner in specie verpflichtet zu sein glaubt, 
während er in Wirklichkeit nur in genere zu leisten verbunden 
ißt, 1. 32, §. 3, D. h. t §§. 1431, 1412, 1413 u. 656-a. b. G. B. «') 

c) Wenn der Schuldner vermeint, simpliciter. verpflichtet zu 
sein, während er bloss alternativ verbunden war, §§. 1412, 1413 
906, 907 und 1431 a. b. G. B. 

Nach österreichischem Rechte sind diese Fälle mit Bezug 
auf den Unterschied der obligatio alternativa und der facultas 
alternativa (§§. 906 u. 907 a. b. G. B., welcher Unter- 
schied freilich mit Rücksicht auf die nicht zu billigende Be- 
stimmung des §. 907 nMt klar und scharf genug ausge- 
drückt erscheint, Unger I. S^ 495) wohl praktisch, z. ß. A ist 
kraft ausdrücklicher Verabredung verpflichtet, den Stichus oder 
Pamphilus zu leisten. Stichus geht durch einen Zufall zu Grunde. 
Der Erbe des A ist der Meinung, simpliciter verpflichtet zu sein, 
leistet den Pamphilus. Nach §. 907 a. b. G. B. ist derselbe, da 
ihm die Wahl zustand, an den Vertrag nicht gebunden, und kann 
daher den Stichus zurückfordern. Anders bei der obligatio alter- 
nativa nach §. 906 a. b. G* B. Geht da eine Sache zufälliger- 
weise zu Grunde, so verwandelt sich die obligatio alternativa in 
eine obligatio simplex; denn hier sind beide Leistungen in obli- 
gatione — durch den Untergang der einen Sache ist die übrig- 



drücklich als ein indebitum bezeichnet („Indebitum non est tantum, quod 
omnino non debetur, sed et quod alii debetur, si alii solvatur, aut si id, 
quod alius debebat, aliuaf quasi ipse debeat, solvat.**) Vgl. auch Van- 
gerow III. §. 625, Anm. 1. 

•") Vgl. Code civil art. 1243, welcher ausdrücklich bestimmt, dass 
dies auch der Fall sei, wenn die Sache selbst von höherem Werthe wäre. 
Vgl. auch §. 1525 des sächs. Gesetzes, Art. 979, Dresdn. Entwurf. Nach 
dem bair. Entw. (Art. 91) kann der Schuldner die Rückstellung des Ge- 
leisteten nur gegen Uebergabe des wirklich schuldigen Gegenstandes fordern. 

Nach den Motiven (S. 278) soll dadurch der Gläubiger gegen Frivo- 
litäten geschützt sein , indem ihm dadurch eine Art Retentionsrecht ein- 
geräumt wird. 

'•) Vgl. Unger VI. §. 76, Anm. 7. Code civil art. 1246. 
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bleibende in obligatione und in petitione, während bei der fa- 
cultas alternativa nur die eine Leistung in obligatione und beide 
in solutione sind. Vgl. hierüber besonders Vangerow III. §. 569 
(sehr ausflihrlich); Savigny, Obl. I. §. 38; Unger I. S. 493—496; 
Windscheid II. §. 255, dazu §. 396> Anm. 3 und §. 426; Koeh III. 
§. 259; S. 375. Anders verhält es sich freilich, wenn beim Unter- 
gang der Sache ein Verschulden der Parteien mit unterläuft. 
Ueber die mannigfachen sehr interessanten Combinationen, vgl. be- 
, sonders Vangeroi/(»l. cit. Doch istwohl zu beachten, dassder §. 907 
a. b. G. B. sich nur auf Verträge bezieht, keineswegs aber auf 
Verpflichtungen überhaupt; man kann sich daher im Falle des 
§. 656 a. b. G. B. darauf nicht beziehen. Vgl. Unger 1. c. 

Wenn der Schuldner, der alternativ verpflichtet ist, von zwei 
Sachen die eine nach seiner Willkür zu leisten, dem Gläubiger 
irrthümlich zuerst einen Theil der einen und sodann die zweite 
Sache ganz gegeben hat, so kann er den Theil zurückfordern. 
Doch ist die Condictio dann eher eine cond. causa data, c. non 
secuta. Uebrigens gibt es überhaupt sehr viele Fälle, die sowohl 
unter die eine als unter die andere Kategorie der cond. ob causam 
ganz gut passen, was bei der Gemeinschaftlichkeit des Grundes 
derselben ganz natürlich ist. Windscheid II. § 427, Anm. 5. 

d) Wenn der Schuldner, der cumulativ verbunden zu sein 
vermeinte, während er bloss alternativ verpflichtet war, beide 
Sachen geleistet hatte, §§. 1412, 1413 u. 1436 a. b. G. B.»^) 



") Nach §. 1436 a, b. G. B. hat da der Schuldner die Wahl , ob er 
die eine oder die andere Sache zurückfordern will. Uebrigens ist der 
§. 1436 a. b. G. B. eine Paraphrase der 1. 10 C. h. t. (4, 5), wodurch von 
Justinian die in unserem Falle zwischen den röm. Juristen bestandene 
Streitfrage entschieden wurde. 

. Da auf diese Art die Entscheidung für uns ein Interesse hat, wollen 
wir den in 1. 10 C. h. t. enthaltenen Fall näher betrachten. Dieser Fall 
ist nun der nachstehende: „Si quis servum certi nominis . . . vel aliam 
rem promiserit, et quum licentia ei fuerat, unum ex his solvendo liberari, 
utrumque per ignorantiam dependerit, dubitabatur, utrum stipulator an 
promissor habeat (rei eligendae) facultatem.*^ 

Einige von den röm. Juristen, so besonders Ulpianus, Marcellus und 

Celsus lehrten, dass dem Empfanger in diesem Falle die Wahl zustehe, 

welche von beiden Sachen er rückstellen wolle, „et ülpianus quidem 

electionem ei praestat, qui utrumque accepit, ut hoc reddat, quod sibi 

placuerit." 

4* 
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Wie wenn A und B z. B. als Miterben (§§. 550, 820 u. 821 
a. b. G. B.) in solidnm verpflichtet sind, dem C. ein Pferd oder 
100 fl. zu leisten — und es leistet nun A zuerst das Pferd und 
sodann B. die 100 fl. ? 

Im Momente, wo B die 100 fl. gezahlt hatte, war die Ver- 



Aehnlich entscheidet auch Gel aus in 1. 26, §. 13 in fine D. h. 1 12,6* 
Papinianus, sich auf des Salvius Julianus Autorität stützend (summae 
auctoritatis hominem et praetorii edicti perpetui ordinatorem), räumt dem 
Geber, dem auch früher die Wahl zustand, die eine oder die andere Sache 
zu leisten, das Recht ein, das Eine oder das Andere zurückzufordern 
(Papinianus autem ipsi, qui utrumque persolvit, electionem donat, qui et 
antequam dependat, ipsam habet electionem, quod velit praestare). 

Justinian hatte sich nun für diese Ansicht des Papinianus (und 
S. Julianus) entschieden. ^Nobis hie decidentibus Juliani et Papiniani 
sententia placet, ut ipse habeat electionem recipiendi, qui et dandi habuit." 
Es ist klar, dass diese Entscheidung Justinian'snach Papinian sowohl 
consequenter als auch gerechter und billiger ist, als die Meinung des 
U Ipian und Celsus. In unserem österr. Rechte ist diese Entscheidung 
des §.1436 a. b. G. B. auch eine nothwendige Consequenz des §. 906 a. b. G. B. 
Der §. 1436 a. b. G. B. setzt voraus, dass dem Schuldner ausdrücklich die 
Wahl zustand. Der §. 906 a. b. G. B. räumt dem Schuldner das dies- 
fallige Recht für immer ein (was bei der obligatio alternativa regelmässig 
der Fall ist, vgl. Unger I. 494), wenn dasselbe nicht ausnahmsweise dem 
Gläubiger zusteht. Auch darin eben ist die nahe Verwandtschaft des 
§. 1436 a. b. G. B. mit der 1. 10 C. cit. erkennbar. 

So sagt auch Zeiller IV. S. 164: „Stand dem Geber die Wahl zu, so 
bleibt sie ihm auch bei der Rückforderung vorbehalten," §§. 906 u. 907 
a. b. G. B. — und die Const. 10 1. c. besagt ebenso „quum licentia ei 
fuerat ..." 

Aehnlich wie das heutige röm. und das österr. Recht normirt auch das 
Sachs, bürg. Gesetz §. 1525, der Dresdn. Entw. Art. 979 u. ff. und der 
bair. Entw. 910; bei dem letzteren vgl. weiter unten. Der Regel nach 
bestimmt auch der Code civil (art. 1376, 1189 und besonders 1190) aus- 
drücklich, dass die Wahl bei der alternativen Verpflichtung dem Schuldner 
gebührt, wenn sie nicht ausdrücklich dem Gläubiger eingeräumt worden 
ist „le choix appartient au döbiteur, s'il n'a pas 6t6 expressement accordö 
au cr6ancier" art. 1190. 

Anders das preuss. a. L. R., welches die obcitirte Entscheidung 
des Ul planus acceptirt hatte. („Wer von mehreren Sachen nur die eine 
oder die andere zu geben schuldig ist, und aus Irrthum sie alle gegeben 
hat, muss bei der Zurückforderung dem Empfänger die Wahl lassen." 
I. 16, §, 192.) Vgl. auch Koch IIL §. 259, S. 375, 376; Förster II. S. 444. 
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bindlichkeit jedenfalls schon getilgt -— es zahlte sonach B indebite 
und kann also condiciren. 

Anders wenn A nnd B zn gleicher Zeit leisten. Da mnss 
wohl nach §. 891 a. b. G. B. dem Gläubiger die Wahl zustehen, 
wem von beiden er die Leistung zurückstellen will. 

So auch das röm. Becht, 1. 21 D. h. t. (12, 6), ,, Igitur 

hoc casu electio est creditoris, cui velit solvere, ut alterius repe- 
titio impediatur.^ Im röm. Rechte ist dies jedoch nicht allgeinein 
anerkannt. Vgl. Vangerow III. §. 569, Anm. 1. 

Ist aber eine von den beiden gegebenen Sachen ohne Ver- 
schulden des Empfängers zu Grunde gegangen, so entfällt das 
Conditionsrecht (1. 32 princ. D. h. t. „id enim remanebit in soluto, 
quod superest^). 

Der bair. Entwurf Art. 910, Abs. 2 macht den Unterschied, 
ob der Empfänger nach Art. 918 für die Vereitlung der Rück- 
stellung yerhaftet sei (nämlich, wenn er entweder sogleich mala 
fide war, oder wenn er nach Erlangung der Erkenntniss von der 
Nichtschuld oder nach Mittheilnng der Rückforderungsklage sich 
durch eine freiwillige Handlung ausser Stand gesetzt hatte, die 
Sache zurückzugeben) oder nicht. Im ersten Falle kann der 
Zahler verlangen, dass ihm der Empfanger die Sache verschaffe, 
oder Ersatz leiste, wenn Ersteres unmöglich; im zweiten Falle 
fallt der Anspruch hinweg. 

Hätte schliesslich ausnahmsweise der Gläubiger die Wahl und 
wurden ihm irrthtimlicher Weise beide Sachen zugleich geleistet, so 
steht ihm ganz consequent auch die Auswahl zu, welche von den 
beiden Sachen er rückstellen will. Stubenrauch spricht diese 
ganz natürliche Entscheidung sehr unbestimmt aus (III. S. 85). 

e) Ebenso findet die condictio indebiti dann statt, wenn 
zwischen den Parteien eine datio in solutum vereinbart war, und 
der Schuldner, der sich für mehr verpflichtet zu sein vermeint, 
irrthümlich einen werthvoUeren Gegenstand oder eine grössere 
Quantität einer vereinbarten anderen Art solvendi causa über- 
geben hat. Hier wird wohl zu unterscheiden sein, ob eine nicht 
vertretbare Sache, species, folglich eine werthvoUere gegeben 
worden ist, oder ob vertretbare Sachen geleistet worden sind, 
folglich in einer grösseren Quantität. 

Im ersteren Falle kann der Schuldner die Rückstellung des 
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In dem zweiten Falle ist es aber nothwendig; dass der ver- 
meintliche Schnldner sich selbst fbr verpflichtet halte, nnd dass 
er daher ftar sich zahle. Anders verhält sich die Sache dann, 
wenn der Schnldner wissentlich alieno nomine^®) zahlt, 
indem er nämlich ans Irrthnm vermeint, dass er verpflichtet sei, 
flir einen Andern dessen wirklichen Gläubiger zn zahlen ''). 

In diesem Falle kann der Zahler das Gezahlte c. ind. nicht 
znrttckfordem, obwohl es sich gezeigt hatte, dass er dem wirk- 
lichen Schuldner des Empfängers hiezu nicht verpflichtet war, 
und es aus Irrthum gezahlt hatte (§§. 1431 und 1435 a. b. G. B.). ^^) 

Was ist wohl der Grund dieser Ausnahme? 

Der Zahler hat doch irrthümlich gezahlt — und er war 
lur Zahlung dem Empfänger gegenüber nicht verpflichtet, 
es scheinen sonach alle Voraussetzungen der cond. indebiti vor- 
handen zu sein. 

Im Osterr. Rechte wird für die entgegengesetzte Ansicht auf 
den Wortlaut des §. 1431 a. b. G. B. verwiesen, wonach die 
cond. indebiti nur da statthabe, „wenn Jemanden etwas geleistet 
worden, wozu er gegen den Leistenden kein Recht hatte. ^ Nun 



es sich nachträglich gezeigt hatte, dass der Erblasser sein Testament giltig 
widerrufen hatte. Vgl. Winiwarter 1. c, Stubenrauch 1. c. 

Ausdrückliche Bestimmungen hierüber enthalten das sächs. Gesetz 
§. 1524, Abs. 1 und der Dresdn, Entw. Art. 978, Abs. 1. 

lieber den Fall, wenn von zwei Solidarschuldnern ein Jeder den 
Gläubiger zahlt, sowie wenn Hauptschuldner und Bürge zahlen, vgl. weiter 
über den Gegenstand der Cond. indebiti ad XII. 

'^ Die Zahlung alieno nomine ist für diesen Fall wesentlich; denn 
wenn Jemand zwar für einen Andern zahlt, sich selbst aber irrthümlich 
dazu dem Empfanger gegenüber für verpflichtet hält, so ist dies ein ganz 
regelmässiger und gewöhnlicher Fall der cond. indebiti (ad. 3 b). Vgl. 
weiter unten. So sind auch die von Nippel S. 180, 183 u. 184 ange- 
führten Fälle zu verstehen. 

■') A ist dem B 1000 fl. schuldig — C ist der Meinung, dass er ver- 
pflichtet sei, für A diese 1000 fl. zu zahlen, sei es aus welchem Rechts- 
grunde immer und zahlt in diesem Irrthume dem B für A die 1000 fl. 

") Im röm. Recht ist diess in 1. 44 D. h. t. (Paulus) klar und deutlich 
ausgesprochen („repetitio nuUa est ab eo, qui suum recepit, tametsi ab alio, 
quam vero debitore solutum est"). Vgl. auch Wind scheid, Vorauss. S. 94, 
Anm. 9. Siehe auch 1. 9, §. 1 D. de c. c. d. c. n. s. (12, 4), 1. 7, §. 1, 
1. 5, §. 5 D. de doli mali exe. (44, 4) u. A. m. 
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hatte der Empfänger hier gegen den Leistenden in der That 
kein Recht auf die Zahlung gehabt, da ihm dieser nichtö schuldig 
war. Uns scheint dies mehr Wortklauberei als juristische Be- 
gründung zu sein — die Unrichtigkeit ergibt sich auch einfach 
aus den gefährlichen Consequenzen; denn es mttsste dann mit 
demselben Rechte demjenigen die Rttckforderung eingeräumt 
werden, der flir einen Andern dessen Gläubiger bezahlt hatte, in 
der Meinung, der wirkliche Schuldner habe ein grosses Los ge- 
wonnen. Denn auch da hat ebenso, wie in unserem Falle, der 
Empfänger kein Recht, vom Zahler die Leistung zu fordern, da 
dieser ihm nichts schuldig ist. Es ist dies eben bloss ein Irrthum 
im Beweggrunde (§. 572 , 901 a. b. G. B.) , wie weiter nachge- 
wiesen wird. 

Die condictio indebiti ist eine condictio sine causa — das 
„sine causa habere^, die grundlose Bereicherung des Einen auf 
Kosten des Andern ist im Allgemeinen der Grund dieser Erläge 
(1. 1, §. 3 D. de c. s. c. [12, 7], 1. 66 D. h. t. §§. 1431 , 1435 
a. b. G. B.). 

Betrachten wir nun näher unseren Fall, so ist vorerst der 
Empfanger eigentlich gar nicht bereichert; denn derselbe empfing 
bloss statt der obligatio, der actio auf 1000 fl. ö. W., die 
1000 fl. ö. W. selbst.»») 

Derselbe ist aber insbesondere nicht grundlos bereichert; 
denn es erhielt ja derselbe nur Dasjenige, was ihm wirklich ge- 
bührte (suum recepit) — was er erhielt, ist also kein indebitum 
und sein Erwerb ist daher kein grundloser. 

Der Umstand, dass er das, was ihm gebührte, j^on Jemanden 
Andern als dem eigentlichen Schuldner erhalten hatte, ist für ihn 
gleichgiltig — denn einerseits bezieht sich der Irrthum, der mit 
unterlaufen ist, nicht auf das Verhältniss zwischen ihm (dem 
Gläubiger) und dem Zahler, sondern auf jenes zwischen dem 
Letztern und dem eigentlichen Schuldner, andererseits handelt 
es sich bloss um einen Irrthum im Beweggrunde, welcher den 
Zahler zur Leistung veranlasst hatte; ein solcher Irrthum ist 
aber regelmässig irrelevant (§§. 572, 901 a. b. G. B.). *") 



«») Vgl. auch 1. 15 D. de r. j. (50, 17). 

*•) Wenn nicht der Beweggrund zur Voraussetzung erhoben worden 
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Aneh kann man ja eine fremde Schnld ohne des Schuldners 
Einwillignng bezahlen (§. 1423 a. b. 6. B.), — iHr den Gläubiger 
ist es gieichgiltig, ob der Zahler hiezn dem Schnldner gegenüber 
yerpflichtet sei; oder ob er den Letzteren damit beschenken will. 

Ein neaes Bechtsverhältniss entsteht freilich dann zwischen 
dem Zahler und dem wirklichen Schnldner. 

Im österr. Rechte ist dem Zahler dnrch die Vorschrifit der 
§§. 1422 und 1423 a. b. G. B. geholfen. 

lieber diese ganze sehr interessante Frage vgl. besonders 
Erziehen I. §. 5 und insbesonders §. 9, S. 158 u. ff. — Witte 
§§. 9, 10, S. 75 u. ff. Nach Witte hat. der Gläubiger in diesem 
Falle (1. 44 D. h.t.) ein selbständiges Recht auf die Zahlung 
und besitzt daher keinesfalls sine causa. Windscheid, Vorauss. 
Nr. 60, S. 87 u. ff., Nr. 93, S. 63 u. ff. begründet diesen Fall 
nachstehends: Derselbe unterscheidet mehrere Absichten der 
Willenserklärung; wurde die erste Absicht (hier „dass der wirk- 
liche Schuldner befreit werde^) erreicht, so ist die cond. indebiti 
ausgeschlossen; — ob auch die zweite Absicht (dass der Zahler 
auch sich von der Verbindlichkeit befreie) erreicht sei, ist gleich- 
giltig. Vgl. dazu Witte S. 82 u. ff. Eine andere Erklärung 
für diese Entscheidung der 1. 44 D. h. t. ist die nachstehende: 

Das Verhältniss, die Beziehung des Zahlers zum wirklichen 
Schuldner bildet eine Art formelle causa der Zahlung; ob dieses 
Verhältniss ein gerechtfertigtes sei oder nicht, ist für die Zahlung 
an den mrklichen Gläubiger gleichgiltig: es genügt, dass der 
Zahler mit Beziehung auf den wirklichen Schuldner zahlt — 
dieses Verhältniss zum wirklichen Schuldner ist die causa der 
Zahlung und der Erwerb des Gläubigers ist daher kein grund- 
loser (sine causa). *"•) 



ist (alias non legatums, alias non donatnrus, alias non relictiirus). Wind- 
scheid, Vorauss. §. 3, bes. S. 39; ünger VI. §. 18, Anm. 1, II. §. 84, S. 102, 
Anm. 13, 1. 72, §. 6 D. de cond. (35, 1) u. a. m. 

*•') Vgl. Schlossmann „Zur Lehre von der Causa obligatorischer 
Verträge," Breslau 1868, S. 51 u. ff., der diese Lehre auf den Ausspruch 
des Paulus in 1. 19 D. de nov. (46, 2) gründet. 

Eine Aehnlichkeit mit dieser formellen causa Schlossmahn's finden 
wir in dem im §. 1396, Abs. 2 a. b. G. B. ausgedrückten Falle. Vgl. Unger, 
rechtl. Natur der Inhaberpapiere, bes. §. 18, und meinen Aufsatz im Prävnik 
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Von unseren Commentatoren lehren die richtige Ansicht: 
Nippel 1. c. S. 183 (auch gegen Zeiller) und Stubenrauch IIL 
S. 666. Nach Zeiller hat auch in diesen Fällen die condictio 
indebiti statt, doch bleibe die Forderung des wirklichen Gläu- 
bigers aufrecht Wie liesse sich dann diese Lehre mit den in dem 
§. 1422 und besonders §. 1423 a. b. G. B. enthaltenen Grund- 
sätzen in Einklang setzen? Eirchstetter schweigt über diesen 
interessanten Fall 

Nach dem preuss. Rechte ist die cond. indebiti in diesem 
Falle ausgeschlossen; der §. 180 (1. 16) a. L. R. ist eine einfache 
Uebersetzung der 1. 44 D. h. t. und theilweisel. 12 D. de nov. 46, 2. 

Nach dem Code civil ist die Klage dann ausgeschlossen, 
wenn der Gläubiger durch die derart erfolgte Zahlung (bona fide) 
den Titel verloren hatte. („ . . . Näanmoins, ce droit cesse dans 
le cas oü le cräancier a supprimö son titre par suite du paie- 
ment^', art* 1377 , Abs. 2 , wenn er also z. B« bona fide die Ur- 
kunde vernichtet hatte). Vgl. Frey, franz. Civilrecht S. 161 und 
Za6hariae (von Puchelt, Heidelberg 1875) IL §. 442, S. 692. 

Nach der richtigen Lehr$ lauten auch die ausdrücklichen 
Bestimmungen des sächs. Ges. §. 1524, des bair. Entw. Art. 909 
und des Dresdn. Entw. Art. 978, Abs. 2. 

Wesentliche Voraussetzung ist aber femer, dass nicht bloss 
der Zahler, sondern auch der Empfänger der Meinung war, dass fttr 
den Dritten geleistet werde und es steht dem Zahler die Klage 
auf Bückstellung gegen den Empfänger dann zu, wenn letzterer 
gewusst hatte, dass der Zahler im Irrthume sei; denn das Gesetz 
schützt keineswegs die Unredlichkeit (§§. 875 und 876, Abs. 2 
a. b. G. B.). 

III. Das dritte Erforderniss unserer Klage ist der Irt- 



Nr. 4 V. J. 1868 über die Bedeutung der causa debendi nach formellem 
und materiellem österr. Rechte. Ueber diese Frage selbst vgl. weiter noch 
Vangerow III. §. 625, Anm. 1 ad 3. 

Aus der Entscheidung der 1. 44 D. h. t. erhellt auch klar, dass die 
Ansicht derjenigen Rechtslehrer, die den Grund für die Condictionen in 
einem Irrthume zu finden vermeinen, eine irrige sei (vgl. oben über die 
Theorien und auch §.3, S. 41 und ff. meiner Schrift), da sonst hier die 
condictio indebiti unbedingt statthaben müsste, wenn der Irrthum das ent- 
scheidende Moment, der Grund der Klage wäxe. 
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thnm^^) — der Zahler rnnss im Irrtham befangen sein (1. 1; §. 1 
D. h. t, qni indebitnm ignorans solvit, oondicere potest, sed si 
scienSy se non debere, solvit^ cessat repetitio (Ulpianus), 1. 53 
D. de r. j. (50, 17). ^yCajas per errorem dati repetitio est, ejns 
consalto dati donatio est (Celsns).^^) §§. 1431, 1432 in fine 
a. b. G. B.; a. L. R §§. 178, 181—183 (I. 16) Code civil, art. 
1376, 1377; sächs. Ges. §. 1523; bair. Entw. Art. 903 — 907; 
Dresdn. Entw. Art. 976; Zürich. Ges. §§. 1216, 1219 u. 1221. 

Controvers ist es bekanntlteh im röm. Rechte, ob die cond. 
indebiti bloss dann statthabe, wenn der Irrthnm ein error facti 
war, oder anch dann, wenn ein error jnris unterlief. 

Nur die geringere Anzahl der Lehrer des rOm. Rechts ge- 
währen die cond. indebiti auch beim error juris. ^^) 

Andere schliessen die cond. indebiti beim error juris 
schlechthin aus.**) 

Nach Andern muss beim error juris unterschieden werden, 
ob es sich darum handle, etwas zu erwerben oder einen drohenden 
Schaden abzuwenden. Nur in dem letzteren Falle ntttze der 
error juris dem Verkürzten oder er schade ihm wenigstens nicht. 
Doch hat diese Ansicht keinen Anklang gefunden.*^) 

Die Lehre des bei weitem grössten Theiles der Schrift- 



*') Nothwendige wesentliche Voraussetzung ist, dass der Irrthum 
sich eben auf die venneinte vorausgesetzte Verbindlichkeit (sed si sciens, 
se non debere, solvit) bezieht. Vgl. weiter unten Anm. 54. 

^») L. 24, 1. 26, §. 8, 1. 50, 54, 62 D. h. t., 1. 7, 11, 1. 9 pr. C. h. t. u. a. m. 
Vgl. über diese ganze stets noch streitige Frage: Puchta, Pand. §. 309, 
Anm. 3 (1); Savigny III. VIII. S. 359, 447 u. a. m.; Vangerow 1. c. 
ad IL S. 395 u. flf. und dort die Literatur, S. 396; Windscheid IL 
§. 426 ad 3, Vorauss. S. 205—207; Arndts §. 341, Anm. 6; Brinz §. 396; 
Unterholzner IL §. 319; Baron, Pand. §. 281; Erxleben L §§. 5, 6; 
Witte §. 13; Holzschuher (S. 308 bis 311); Koch §. 259 ad IIL; Förster 
1. c. S. 447 u. ff.; Bahr a. a. 0. §. 19, S. 73 u. ff. u. A. m. 

*•) So z. B. Mühlenbruch über Juris et facti ignorantia** im Archiv 
für civ. Praxis IL S. 419—431; Pand. IL §. 380, S. 329; Renaud XXIX. 
ebendort 4, 14 u. a. m. 

**) Vgl. die Literatur bei Vangerow 1. c. 

**) Savigny (III. Beil. VIII. S. 447, Anm.) bemerkt zu dieser Ansicht 
(Höpfher's): „womit ohnehin nichts anzufangen ist". Vgl. auch Koch IIL 
§. 259, S. 476, 278. 



- des röm. Rechtes*") lautet dahin; es sei notbwendig znr 
indebiti, dass der Irrtbrnn ein entacbnldbarer, ein error 

lilis, jnatus sei, bo dass re^lmässig der Recbtsirrtbnm die 
indebiti ausscbliesBe. 

Die QaellenaassprUcbe sind ganz klar und bestimmt.*^) 
Das ttsterr. a. b. G. B. normirt ansdrtlcklich (§. 1431), dass 
eicfagiltig sei, ob der nnterlanfene Irrtbam ein Recbtsirrthnm 

- („Wenn Jemand ans einem IrrUmme , wäre es aach ein 
BJrrtham" . . .) — und da der letztere regelmässig wohl 
a. b. Gl. B.) ein nnenlscbaldbarer ist, verlangt das Öeterr. 
z znr cond. indebiti dnrcbans nicht, dass der error ein 
i yel probabilis sei. 

") Savigny III. Beil. VIII, S. 447 u. ff.; Vangerow 1. c. und I. 
Anm. 1, m. §. 625 ad II.; Unterholaner II. §. 319, S. 36 u. ff.; 
nis II. §. 1Ü9, S. .^>ä6 ad 3 und Adiu. 54; Puchta, Fand. g. 309, 
1; Arndts II. @. 341, Anm. 6; Brinz, Pand. §. 98; Baron §. 281; 
! §. 13; Erxlebenl. §. 6; Bahr §. 19; Voigt S. 635; Wind- 
d,Pand. g. 426 ad 3 und Anm. 13 u. 14; neuesteDs Grlinhut a.a.O. 

u. A. m. 

') L. 10 c. de j. et f. ign. (1, 18), 1. 9, g. 5 D. h. t. (22, 6), I. 9 

eod, (22, 6); „regula est, juris quidem ignorantiam cuiqne nocere, 
rero ignorantiam non nocere." Nur ausnahmswoise findet doch nach 
im. HechtBquellen beim error juris die ooncl. indebiti statt — so ins- 
lere, wenn der error entweder aus Anlass besonderer Verhältnisse 

%. 3 D. de j. et f. ign. 22, 6), ,si quis juris consulti copiam non 
A", dazu 1. 1 pr, D. ut in poss, kg. (36, 4) oder mit Rücksicht auf 
jrson des Verkürzten (1. 25, §. 1 D. de prob, 22, 3, c. 9. Cod. ad S. 
I. {4, 29) fUr entschuldbar gelialten wird. Solche privilegirto Personen 
: „pupilluB, vel minor, vel mulier, vel miles, vel agricultor et foren- 
rerum expers, vel alias simplicitate gaudena et deaidiae dedJtua" 
3 in I. 25, §. 1 D. de prob, et praes (22, 3). 

Auch der Zweifel, ob die Schuld wirklich bestehe, wird dem Irrthnm 
gehalten. Zwischen den röm. Juristen war zwar diese Frage contro- 
Justinianentschied sich jedoch (in 1. 11 C. h. t. 4, 5) fiir die obige 
it(vgl. auch Arndts I.e. Anra.8;KoehS.377;Vangerow396u.A.m.}. 
Ueber die aehr verschiedenen Anaichten in dieser Frage vgl, auch noch 
k XIII. S. 135 u. IT., bes. auch S. 138, 151, der Anfanga die richtige 
it lehrte, später der Lehre Mühlenbruch's sich anachlosa, im Allge- 
1 aich aber nicht klar ausdruckt. (Vgl. auch Savigny III. S. 447, 
it.) Scharfsinnig aind die Auseinandersetzungen Bähr'a (S. 77 und 78), 
iranf hinweiat, daas gerade der Ursprung der cond. indebiti ex aequo 
lo erheische , dass der error ein probabilia sei. Vgl. auch noch 
r n. %. 77, S. 32—37. 
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So lehren auch die österr. Commentatoren: Zeiller IV. 
S. 156 ad 2; Winiwarter S. 97; Nippel S. 182 — 184; 
Stubenrauch S. 667; Kirchstetter, 2. Aufl. S. 667, 668; 
Unger §. 77 (S. 86, Anm. 19) und nenestens anch Pf äff und 
Hof mann, Commentar 1. Bd. 1. Abth. S. 155 a. Anm. 141. 

Letzter Zeit behauptet Exn er (Pnblicität S. 101, Anm. 76, 
und Hypothekenrecht S. 102, Anm. 12)^ dass auch nach österr. 
Rechte der error ein jastns und probabilis sein müsse, doch ist 
dies fllr das österr. Recht unrichtig. Vgl. auch die oberstger. 
Entscheidung vom 18. April 1872, Z. 14061, bei Glaser-Unger- 
Walther X. Nr. 4578, wo es heisst: „dass sich der Beamte mit 
einer fltlchtigen Prüfung zufriedenstellte.'' Dem Ursprünge der 
Eüage nach, nämlich vom Standpunkte der naturalis aequitas 
wäre es (wie Bahr 1. c. scharfsinnig nachweist) zwar wohl an- 
gemessen, -dass der error ein probabilis et jnstus sei — die cond. 
indebiti ist ausnahmsweise ex aequo et bono gegen das strenge 
Recht eingeftahrt worden, sie sollte daher wenigstens nur dann 
statthaben, wo der Irrthum, durch den der Zahler sich zur Leistung 
verleiten liess, ein entschuldbarer ist (1. 9, §. 5 D. de jur. et f. 
ign. [22, 6]). Andererseits ist aber der Irrthum nur ein mit- 
wirkendes Moment bei der cond. indebiti und als solcher wohl 
ein Erfordemiss dieser Klage in thatsächlicher Beziehung, keines- 
falls aber der Grund derselben. Eis lässt sich nun nicht ver- 
kennen, dass der Erwerb ebenso ein grundloser bleibt, wenn der 
Irrthum ein unentschuldbarer war, als wenn er ein error proba- 
bilis ist. Die Leistung erfolgte doch immer aus Irrthum — und 
war daher das Bewnsstsein der Nichtschuld ausgeschlossen. Die 
Grundlosigkeit des Erwerbes ist der Grund unserer Ellage; der 
blosse Leichtsinn oder die Fahrlässigkeit machen die Bereicherung 
noch nicht zu einer gerechtfertigten. Dazu kommt noch, dass der 
Begriff der Entschuldbarkeit ein sehr unbestimmter und dehn- 
barer ist, von Verhältnissen des Ortes, der Zeit und besonders 
der Personen sehr abhängig (vgl. 1. 9, §. 3 D. de j. et f. ign. 
1. 25, §. 1 D. de prob. u. a. m.). 

Dass übrigens diese Bestimmung des österr. a. b. G. B. 
mit Rücksicht auf die so ungemein strengen Normen der 
§§. 871 — 876 eine inconsequente sei, lässt sich durchaus nicht 
verkennen. Würde der Versprechende durch einen Dritten 
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(§. 875 a. b.. 6. B.) in Irrtham geftthrt, oder ist derselbe selbst 
und allein an seinem Irrtham schuld (§. 876 a. b. 6. B.), so 
besteht der Vertrag ; hat aber Jemand ans Leichtsinn oder Nach- 
lässigkeit irrthümlich solvendi animo etwas geleistet, so kann das 
Rechtsgeschäft rescindirt werden. Vgl. auch Sav igny HI. Beil. VIII. 
S. 470. Nicht zutreffend ist es nach dem Osterr. a. b. G. B., 
was Dr. Svobodazu Anfang seiner Abhandlung in der Ger. Ztg. 
Nr. 4 V. J. 1868, über die Wirkungen des Irrthums anführt und 
irrig ist auch die Lehre Kirscbstetter's (2. Aufl. S. 688 und 
Anm. 6) , dass nach dem österr. Rechte mit RtLcksicht auf die 
Bestimmung der §§. 875 und 876 die cond. indebiti in den Fällen 
(wohl nur bezüglich der §§. 875 und 876) ausgeschlossen sei/ 
wenn der Zahler selbst an seinem Irrthume schuld war. 

Dann wäre wahrlich die Bestimmung des §. 1431 a. b. G. B. 
eine sehr illusorische und die cond. indebiti in den allermeisten 
Fällen ausgeschlossen. Das österr. Gesetzbuch ist wohl, wie wir 
eben auch hervorgehoben, inconsequent in Beziehung auf den 
Standpunkt, von welchem aus die Wirkungen des Irrthums nor- 
mirt werden ; doch scheint es, dass es noch inconsequenter wäre, 
wenn wir behaupten wollten, es könne nach §. 1431 der Irrthum 
zwar ein unentschuldbarer sein, es dürfe jedoch der Zahler daran 
nicht schuld sein. 

Diese Inconsequenz noch näher hervorzuheben, wäre wohl 
überflüssig. Zudem hätte der Gesetzgeber wohl im §• 1431 sich 
auf die §§. 875 und 876 a. b. G. B. bezogen, wenn er der Be- 
stimmung des §. 1431 den ihr von Kirchs tetter supponirten Sinn 
hätte beilegen wollen. Dass es aber ganz dasselbe sei, ob etwas 
indebite gegeben, oder ob es bloss versprochen worden ist 
(indebita promissio), ist wohl ganz klar. Kirchstetter's irrige 
Ansicht hat darin ihren Grund, dass er den Irrthum nicht einzig 
und allein auf die Verbindlichkeit bezieht (vgl. Anm. 41), die 
derart erfüllt werden soll, wie dies insbesondere Nippel (S. 183, 
187) thut. Etwas Anderes ist es wohl, wenn man in Betreff 
eines Gegenstandes vertragsweise verhandelt und etwas Anderes 
wiederum, wenn man zur Erfüllung einer vermeintlich bestehenden 
Verbindlichkeit einen Gegenstand in das Vermögen eines Andern 
überträgt. So sagt schon Gajus.III. §. 91 in f.: „qui enim solvit 
per errorem, magis distrahendae obligationis animo, quam contra- 
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hendae, dare videtur." Vgl. auch I. 1, §. 1 D. h. t. (12, 6) „sed 
si sciens, se non debere, solvit, cessat repetitio," woraus klar zu 
entnehmen ist, dass sich der Irrthum stets auf die Verbindlichkeit 
beziehen muss. Vgl. auch Exner, Rechtserwerb S. 272 und die 
obcitirte Entscheidung des k. k. obersten Gerichtshofes Yom 
18.Aprill872,Z. 14061 (beiGlaser-Unger.WaltherX.Nr.4578). :% 

Gonsequenter als das ästerr. Recht ist das franz. Gesetzbuch. 
Nach Art. 1009 und 1110 des Code civil ist der Vertrag un- 
giltig, wenn die Einy^illigung nur aus Irrthum erfolgt ist, und 
wenn der Irrthum die Wesenheit des Gegenstandes des Vertrages 
betrifft (. • . que lorsqu' eile tombe sur la substance memo de la 
ehose, qui en est Tobjet, art. 1110) öder auch ausnahmsweise die 
Person, wenn die Rücksicht auf diese Person die Hauptursache des 
Vertrages war (la cause principale de la Convention, art. 1110 in f.). 
Damit consequent hat die cond. indebiti (nach Art. 1235, 1376 
und 1377) im Allgemeinen überall statt, wo Jemand aus Irrthum 
ein indebitum gezahlt hatte. Vgl. auch Zachariae (Puchelt) 
li. S. 692 und Anm. 5. 

Nach preuss. Recht genügt gleichfalls wie nach östeiT. 
Recht jeder Irrthum — I. 16, §. 166, „aus Irrthum", §. 178 „aus 
einem wirklichen Irrthum", so auch 76, §. 181 und 182. Vgl. 
Förster IL S. 447 u. 448. Savigny vergleicht (III. Beil. VIII. 
S. 468 u. ff.) die Bestimmungen des röm., preuss., österr. und 
franz. Rechts über das Erforderniss des Irrthums bei der con- 
dictio indebiti und gelangt zu dem Resultate, dass das preuss. 
Recht (I. 16, §. 166, 178, 181) sowie das röm. Recht erfordere, 
dass der error ein probabilis sei, so dass der error juris der 
Regel nach die condictio indebiti ausschliesse , was nach österr. 
und franz. Rechte nicht der Fall sei. Dagegen bemerkt jedoch 
Koch III. §. 529, S. 378 und 379 „die Verfasser (des a. L. R.) 
haben ausdrücklich beabsichtigt, die condictio einer aus Rechts- 
unwissenheit irrthümlich geleisteten Zahlung zu gestatten und 
solches auch deutlich (I. 16, §§. 166, 176, 179, 181, 182) aus- 
gedrückt". Und wenn darüber noch ein Zweifel bestehen sollte, 
so sei derselbe vollkommen behoben durch die Plen. E. des 
Obertrib. vom 17. October 1840. 

Ganz bestimmt spricht sich aber Förster (IL S. 447) daiiiber 
aus, indem er beifügt, dass im a. L. R. „die Streitfragen des 
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graieinen Beebtes Aber diese Pnnkte geradezu und abdebtlieh 
abgesebnitteD worden sind.'' Eine Conseqnoiz dessen ist, die 
anderen Erfordernisse der cond. indebiti Toraosgesetzt, die Be- 
stimmung des §. 182 (1, 16) des a. L. B. Audi die meisten 
modernen Oesetzbfieber resp. Entwilrfe lassen die. oond. indebiti 
ebenso beim error juris wie beim error £Eieti zu, so das sächs. 
Gesetz §. 1523 ^ der Dresdn. Entw. Art 977, der bair. Entw. 
Art. 907 — ja in diesen beiden Entwürfen finden wir ausdrttckiicb 
bestimmt; dass es gleicbgUtig sei, ob der Irrihum ein entschuld- 
barer sei oder nicht. Vgl. auch die MotiYe zum bair. Entw. 
(zum Art. 907). Anders das Züricher Gesetz, weldies im §. 1220 
ausdrücklich die Entschnldbarkeit des Inibums verlangt und daher 
im §. 1221 regelmässig nur dem thatsächlichen Irrthum — dem 
Kechtsirrtham aber nur dann Berücksichtigung angedeihen lasst, 
wenn aus den Umständen besondere Gründe Air dessen Ent^ 
schnldbarkeit sich ergeben. 

Wird die Zahlung durch einen Vertreter geleistet, so kommt 
e» darauf an , ob es im Auftrag des Prmcipals geschehen sei 
oder nicht. Im ersteren Falle muss der Principal, im letzteren 
der Vertreter im Irrthum gewesen sein. (Vgl. über die Zahlung 
durch Stellvertreter weiter unten.) 

Das röm. Recht stellt als weiteres Erfordemiss der condictio 
indebiti auf, dass auch der Empfänger im Irrthume die Leistung 
angenommen habe, d. h. dass er bona fide gewesen sei, indem 
sonst die condictio furtiva statthabe.^®) 

Für unser österr. Recht ist die bona fides des Empfängers 
fttr die Statthabung der cond. indebiti kein Erforderniss — 
(§§. 1431 u. 1437 a. b. G- B.) — wohl gibt aber der Umstand, 
dass der Empfänger mala fide gewesen ist, der Klage bei der 
Frage über den Gegenstand derselben den Charakter einer Schaden- 
ersatzklage (§§. 1437, 335 a. b. G. B.). **) 



") So bes. Voigt S. 553, 635, 674 u. A. m. Vgl. über die verschie- 
denen Ansichten im röm. Rechte bes. Yangerow III. §. 625 ad III.; dann 
Witte S. 105, Anm. 12; Pfaff, Ger. Ztg. Nr. 35 v. J. 1868, und Mühlen- 
bruch II. §. 380 in fine, welche letzteren bei der mala fides des Empfangers 
in der Regel beide Klagen (c. ind. und cond. fürt.) concurriren lassen wollen. 

'*) Vgl. die eingehenden Betrachtungen weiter im §. 3 u. ff., auch 
§. 18 meiner Schrift (Gegenstand der Condictionen) und Pfaff 1. c. Nr. 32. 
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Kläger ist derjenige, welcher entweder selbst oder dnrch 
einen Machthaber gezahlt hatte — dessen Vermögen also durch 
die erfolgte Zahlnng der Nichtschnld benachtheiligt wurde — 
L 6 pr. 1. 47, 1. 57 pr. D. h. t. (12, 6) u. a. m., §§. 1431, 1435 
und 1017 a. h. G. B.*») 

Hat ein Geschäftsführer ohne Auftrag gezahlt und der Prin- 
cipal das Geschäft genehmigt, so steht dem letzteren die Klage 
zu, — so auch, wenn ein Machthaber gezahlt hat und der Macht- 
geber, obzwar dazu nicht verpflichtet, das Geschäft desselben 
nachträglich genehmigt (§. 1016 a. b. G. B.). 

Wird aber das Geschäft nicht genehmigt, so steht die Klage 
dem Machthaber (der z. B. die ihm ertheilte Vollmacht über- 
schritten hat) oder dem unbeauftragten Geschäftsftihrer zu (§§. 1009, 
1016, 1017, 1035 u. S. a. b. G. B.). Vorausgesetzt wird aber 
in diesem Falle, dass der Zahler aus eigenen Mitteln geleistet 
hatte, — denn sonst steht dennoch die Klage dem dominus ne- 
gotii zu, weil sein Vermögen dadurch verringert worden ist. 

Hieher gehören auch die Fälle der Zahlungen in Folge von 
Zuweisungen bei Meistbots - und Goncursmassenvertheilungen, 
welche durch den Richter vermittelt werden. 

Wenn nämlich ein nachstehender Gläubiger aus einer solchen 
zu vertheilenden Vermögensmasse zum Nachtheile des bevor- 
rechtigten Gläubigers eine Zahlung erlangt hatte, die dem Letzteren 
gebührte, so steht diesem die condictio gegen den Ersteren auf 
Herausgabe der grundlosen Bereicherung zu. 

Denn es wurde aus dem Vermögen des Klägers eine ftir 
ihn fremde Schuld, folglich dn indebitum, durch den bei der ge- 
richtlichen Vertheilung unterlaufenen Irrthum dem Geklagten be- 
zahlt und erscheint sonach Letzterer zum Nachtheile des Ersteren 
grundlos bereichert. 



Aehnlich wie das österr. Recht, auch das p r eii ss. Recht 1. 16, §§. 167, 189, 194 
(dazu Förstern. S. 448, 449, 450), der Code civil, art. 1376, der bair. 
Entw. 914, 915, 918, das Züricher Ges. §. 1226. Nach sächs. Ges. (§. 1528) 
kommen in diesem Falle die Vorschriften von der Entwendung (§§. 1449 und 
1550) in Anwendung. Aehnlich der Dresdn. Entw. Art. 986 und 222, Abs. 2. 
") Vgl. auch Windscheid II. §. 424 ad 2; ähnlich auch Nippel 
S. 203 u. 204, jedoch unentschieden („ich glaube, das auch nach österr. 
Rechte ein Aehnllehes behauptet werden müsse"). 

Pavlicek, zur Lehre v. d. Bereicherungs-Klagen« 5 
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(1. 65, §.8 D. h. t). „Anders," lehrt Erxleben weiter, „ver- 
halte es sich aber bei vertretbaren Sachen (res fnngibiles). 
Denn sind vertretbare Sachen anf einen Andern übertragen worden, 
so gehen dieselben in dem Vermögen des Geklagten vollkommen 
auf, sie haben das Vermögen des Bereicherten um ihren Werth 
vermehrt, und für ihn entsteht consequenterweise nun die Ver- 
bindlichkeit, diesen Werth, i. e. ein gleiches Quantum dieser 
Sachen zurückzustellen. *^) 

Hiebei sei es gleichgiltig , welche Veränderungen die über- 
tragenen Sachen im Vermögen des Beklagten erlitten haben; da 
dieselben nämlich vollständig in seinem Eigenthum aufgegangen 
sind, schuldet er ihren Werth und ist bloss verbunden, eine 
gleiche Quantität von derselben Beschaffenheit „tantundem 
ejusdem generis" zurückzugeben („in frumento indebite soluto et 
bonitas, est repetunda" 1. . 65, §. 6 D. h. t). *«) 

In diesem Falle befreie daher den Beklagten der Umstand, 
dass die auf ihn übertragene Sache durch Zufall untergangen ist, 
von der Verpflichtung zur Rückstellung des indebite Empfangenen 
durchaus nicht „nam genus non perit^. Die Quellenaussprüche 
seien auch ganz klar „tan tun dem repetitur^ (1. 7 D. h. t.) 
tantundem ex eodem genere (1. 25 de pr. v. [19, 5]) ea sola 
quantitas repetitur, quae indebita soluta est (1. 1. G. de c. 
ind. [4, 5j), 

Auch werde diese Lehre durch die ganz gleichen Normen, 
welche bezüglich der cond. mutui gelten, wesentlich unterstützt, 
da es doch bei dem mutuutn über allen Zweifel erhaben sei, dass 
der Beklagte verpflichtet ist, ebensoviel zurückzustellen, als er 
erhalten hat, ohne Büchsicht darauf, ob er noch damit be- 
reichert ist oder nicht (1. 1, §. 4 D. de obl. et act. [44, 7]). 
Die Vergleichung der cond. indebiti mit der cond. mutui werde 
aber durch mehrfache Aussprüche des Gajus gerechtfertigt, so 



•*) Erxleben L S. 201 u. ff.; Witte 1. c; Voigt S. 319 u. 326.* 
"♦) ffieraus wurde deducirt (Erxleben I. 206, 207; Witte S. 143; 
dagegen aber Windscheid, Fand. IL §. 424, Anm. 2; Savigny V.§. 224, 
S. 139, 140), dass bis auf heute nach röm. Recht vom Empfänger einer 
Nichtschuld die Zinsen von dem ihm indebite gegebenen Gelde auch 
dann nicht zurückgefordert werden können, wenn bewiesen 
ist, dass er selbst hievon Interessen bezogen hat. 
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Im 

za beschränken habe, womit der Beklagte zur Zeit der litis eon- 
testatio noch bereichert erscheint.*") 

Es müsste nns zu weit führen, wenn wir die Irrthümlichkeit 
dieser Lehre ansftlhrlicher nachweisen wollten. Indem wir daher 
in dieser Beziehung auf Vangerow, Fand. III. §, 625, Anm. 3; 
Windscheid, Fand. III. §. 424, Anm.; Mandry, Archiv f. civ. 
Praxis a. a. 0. und Ffaff s Aufsatz (allg. österr. Ger. Ztg. 
¥. J. 1868 Nr. 30—35, bes. Nr. 32 u. 33) verweisen , wollen wir 
dazu nur in möglichster Kürze Folgendes bemerken: 

Was vor Allem die angebliche Analogie mit der cond. 
mutui betrifft, so ist es evident, dass eine solche hier nicht 
statthaben könne; denn schon der Bechtsgrund beider Klagen 
ist ein so verschiedener, dass es unbegreiflich erscheint, wie 
man hier eine Analogie suchen und finden könnte. 

Die historische Entwicklung der cond. ind. auf Grund 
der cond. mutui steht aber in keiner Beziehung zum inneren 
Wesen dieser Klagen, zu ihrem Bechtsgrunde. 

Unsere Klage ist eine actio stricti judicii, keineswegs aber 
eine actio stricti juris; ^') sie ist „ex aequo et bono introducta" 
eingeführt gegen die unerbittlichen Grundsäte des jus strictum, 
wogegen die cond. mutui einzig und allein auf dem jus 
strictum beruht. 

Wird nun der Kläger vom Standpunkte des aequi et boni 
bebandelt, so muss auch dem Geklagten mit demselben Masse 
gemessen werden. Der gutgläubige Empfänger hält sich für 
vollkommen berechtigt, mit der indebite empfangenen Sache nach 
Belieben zu schalten und zu walten, da doch in den meisten 
Fällen gerade die Leichtfertigkeit und Unvorsichtigkeit 
des Klägers ihm zu dem leichten Verdienste verholfen hatte. 

Es würde sich aber keineswegs mit der Billigkeit und Ge- 
rechtigkeit (aequum et bonum) vertragen, wenn der Geklagte in 
jedem Falle das indebite Empfangene herausgeben, und was er 
daher im guten Glauben, erfreut über so einen unvorgesehenen 
Gewinn auf eine ihm sonst gar nicht eigene Art verbraucht 
hat, zurückerstatten sollte — wenn er, wie Ko ch (111. §. 265, S. 406) 



*") Vgl. Voigt §. 46, bes. S. 319 u. ff. und §. 47, S. 326—329. 
") Wind scheid, Fand. 1. c. 
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UlpiaD spricht wohl ganz allgemein in der bezogenen 
Stelle (1. 1; §. 3^ D. de c. s. c.) den Grundsatz aus^ dass Alles 
zurückerstattet werden müsse, was ohne Recbtsgrund gegeben 
worden sei, gleichviel, ob der Rechtsgrund gleich im Anfang ge- 
fehlt hatte, oder aber ob derselbe erst später weggefallen sei. Und 
dieser Grundsatz ist auch, wie wir bereits gesehen haben, in 
dieser allgemeinen Fassung ganz richtig. 

In neuerer Zeit machte Mandry a. a. 0. einen Versuch, 
beide diese sich widersprechenden Lehren zu vereinigen. Denn 

I. sei es eine ausnahmslose Regel, dass der Geklagte 
das zurückzustellen verpflichtet sei, was er empfangen, d. i. 
ebendieselben Sachen, die indebite auf ihn übertragen worden 
sind, es seien dies ,,species^ oder „res fungibiles^; id ipsum quod 
indebite solvitur 1. 7, 26, §. 12, 1. 32, 1. 65, §. 6 (D. h. t). 

Es bilden somit immer „eadem corpora^ den Gegenstand 
dieser Klage, nicht aber tantundum ex eodem genere.^^) 

II. Sind nun diese Sachen („id ipsum^) im Vermögen 
des redlichen Empfängers einer Nichtschuld „duröh Zufall^ 
untergegangen, so sei er mit denselben nicht mehr bereichert 
und entfalle sonach auch das Klagerecht — gleichviel, ob diese 
Sachen vertretbar- (res fungibiles), oder nicht vertretbar (spe- 
cies) sind. 

Anders nun, wenn an die Stelle dieser Sachen entweder 
eine andere Sache, oder deren Werth tritt. Nach den allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen müsste wohl der Geklagte in diesen 
Fällen überhaupt dasjenige zurückstellen, was an Stelle dieser 
Sache getreten ist, da er damit nunmehr bereichert erscheint 
(II. S. 232 u. 233), und sonach entweder a) die neue Sache, 
oder b) das Aequivalent fUr .diese neue Sache in Geld heraus- 
geben. Daraus folgt nun, dass nach dem Grundsatze ad a) die 
Verbindlichkeit aufhöre, wenn die neue species durch Zufall 
untergeht, keineswegs aber nach dem Principe ad b). Da aber 
diesfalls keine bestimmte Vorschrift bestehe, so richte man sich 
nach dem zweiten, weil praktischeren Grundsatze (S. 233). 

Dasselbe gehe auch aus den Quellen und insbesondere aus 
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) Mandry I. S. 220—232. 
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III. Sobald aber die species oder die corpora ftingibilia im Ver- 
mögen des Empfängers sich verändert haben (verkauft oder ver- 
braucht werden u. dgl.), tritt an deren Stelle ihr Werth in Geld. 

IV. Daher bleibt von diesem Momente an die Verbind- 
lichkeit des Geklagten dieselbe, d. h. Letzterer muss von diesem 
Augenblicke an stets dasjenige zurückerstatten, was an die 
Stelle der Sache selbst getreten ist. 

Die Bereicherung zur Zeit der litis contestatio (resp. Klags- 
behändigung) ist daher unentscheidend. 

Soweit Mandry. 

Wir schliessen uns der bisher herrschenden Lehre 
an, welche wir auch für die richtige halten,^®) nämlich, dass der 
gutgläubige Geklagte nur insoweit zur Rückerstattung verbunden ist, 
als er zur Zeit der litis contestatio, resp. der Insinuation der Klage 
noch wirklich bereichert erscheint. 

Ist dem Geklagten die Bereicherung abhanden gekommen, 
so hört seine Verbindlichkeit dann auf, wenn diess ohne 
sein Verschulden geschehen ist; keineswegs aber, wenn erden 
Untergang der Sache verschuldet hatte.*®) 



*•) Diese verschiedenen Ansichten finden wir in den Bestimmungen 
des Sachs. G. B. und Dresdn. Entwurfs einerseits und des bair. 
Entwurfs andererseits ausgesprochen. In den beiden ersteren erscheint 
die herrschende Lehre durchgeführt, nämlich dass von einem redlichen 
Empfanger einer Nichtschuld stets — es handle sich um Fungibilien oder 
species — nur dasjenige zurückverlangt werden könne , womit er zur Zeit 
der Klage noch bereichert erscheint (sächs. G. B. §. 1527: „was er noch 
hat" ; Dresdn. Entw. Art. 981 : „nur insoweit, als er zur Zeit der Anstellung 
der Rückforderungsklage bereichert erscheint"). Aehnlich normirt auch 
das Züricher Gesetz §. 1226: „Die Ersatzforderung wird durch den 
Nachweis des Empfangers in gutem Glauben, dass er nicht mehr be- 
reichert ist, entkräftet oder beschränkt." Der bair. Entw. recipirte 
dagegen gänzlich die Lehre von Erxleben (Witte, Brinz, Voigt u. s. w.) 
Art. 914 u. 915. Die Motive zu Art. 914 lauten: „Indem der Art. 914 
diesen Grundsatz ausspricht, verwirft er zugleich die in der neueren ge- 
meinrechtlichen Doctrin vertretene Ansicht, dass die cond. indebiti auf die 
Wiedererstattung desjenigen angestellt werden könne, womit Geklagter 
noch bereichert ist." Diese Vorschriften werden wir übrigens weiterhin 
noch des Näheren kennen lernen. 

") Windscheid, Pand. II. §. 424 ad 1; Vangerow 1. c; Arndts 
§. 341 ad 2 in fine; Pf äff Nr. 33, S. 134 u. A. m. 

Pavlicek, zur Lelire v. d. Bereicherungs-Klagen. ß 



Ein Terscbalden fällt dem Geklagten, abgesehen von 
Falle, ~^ei]ii ihm die Sache Uberhanpt durcb seine Schuld 
handen gekommen ist, dann znr Last, wenn er wnsste, 
er zar Znrttckerstattnng des Erworbenen Terpflichtet sei, oder 
(bei der cond. causa data, causa non secnta und cond. ob eai 
finitam) wenn ihm bekannt war, dasa für ihn künftig 
Verbindlichkeit zur Zurfickstellung entstehen könn 

Ein Verscbulden kann dem Geklagten aber dann nicht 
pntirt werden, wenn er im Momente der gesetzten Hanc 
keinen Grund fUr die Annahme hatte, dass der Geber 
Zurückstellung des Gegebenen je verlangen werde.'*) 

Eis ist wohl natürlich, dass diese im gemeinen Rechte 
achende Lehre fast vollends anch im Ssterr. Rechte An 
düng findet; denn unsere Klagen beruhen auch im ßaterr. R< 
nach dem a. b. G. B. auf demselben Principe. 

Die grandiose Bereicherung des Einen auf Kosten 
Andern ist im Allgemeinen der Rechtsgrund unserer Kl: 
sowohl nach gemeinem als nach Qsterr. Rechte (§§. 1431 
1435 a.b.6.B.)i''*)dieBilligkeitnnd höhere Gerechtig 
(natnralis aequitas, aequnm et bonum) sind es hier wie dort 
die Gondictiones sine causa ihren Ursprung verdanken, 
wollen daher die Bestimmungen unseres a. b. G. B. einer näl 
Betrachtung anterziehen. 

Von dem Gegenstände unserer Klagen handelt das a. b. i 
in den §§. 1431 u. 1437. ") 

Hier muss uns vorerst auffallen, warum unser a. b. ( 



") L. 65, §. 8 D. de cond. ind. 12, 6, I. 39 D. de mort c. don. (; 

") Vgl. auch Unger II. g. 128 , S. 549 ad 8, Änm. 46 , g. 98 
S. 215—217, dann Anm. 15 u. 19. 

*'■) „Keine einsichtige Geaetzgebung wird dieses Frincip entb 
wollen." Windacheid in seiner neuesten Schrift „Zwei Fragen an 
Lehre von der Verpflichtnng wegen ungerechtfertigter Bereiche 
(Leipzig 1878) S. 29. 

'*) Diese Paragraphe lauten : Wenn Jemanden aas einem Irrthum, w 
auch ein Rechtsirrthura, eine Sache, oder eine Handlung geleistet w< 
wozu er gegen den Leistenden kein Recht bat, ao kann in der Reg 
ersten Falle die Sache zurückgefordert, Im zweiten aber ein dem veraeh 
Nutzen angemesaeuer Lohn verlangt werden (g. 1431). Der Empf 
einer bezahlten Nichtschuld wird ala ein redlicher oder unredlicher Bc 
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welchen der Empfänger einer Nichtschnid dem redlicheii 
sitzer '*) gleichgestellt wird. '") 

Zn diesen Erörterungen Pfaff s in Betreff dieser mi 
ha^n Dtetion des §. 1431 a. h. G. B. fögen wir hinzn, dai 
Redactoren nnseres a. b. G. B. wohl ancb deswegen die t 
dere Bestimronng tlber die indebite geleistete Handlung ii 
§. 1431 a. b. Gr. B, aufnahmen, um jene Zweifel zu besei 
die damals noch im gemeinen Rechte darüber obwalteten, ol 
iacere Sberhanpt einen Gegenstand der condictio indebiti 1 
kßnne. ^"*) Wohl war aach im gemeinen Recht die bei w 
grSsste Zahl der Recbtslehrer darüber nicht im Zweifel; es fi 
sich aber doch Juristen, welche mit Rücksicht auf mehrere Qu 
stellen insbesondere den Ausspruch des Marcianus in 1. 25 
praesc. verb. (19, b)"*^) noch immer das Gegentheil hievo 
haopteten. *") 



") Vgl. Pfaff 1. c. S, 138. So auch das a. L. R. 1. 16, §. 190; 
Reibst im Inthiim war, ist als ein redlicher Besibier anzusehen. " 

") Zum Theile ähnlich lauten auch die BeBtimmnngen unseres a. h 
im §. 824 in BetrelT der Erbscbaftskla^. 

Vgl. hierüber auch Unger II. S. 216, 217, Anm. 19, II. i 
Anm. 30, VI. §. 52, besonders Anm. 10 u. a. m. und §. 10 meiner S 

"') Vgl. „De condictione facti indebite praestiti" von Giriatian 
Gmelin (Tubingae 1769} §. 6: ,Et qaidem praecipue inquirendilni e; 
is, cui factum indebite praestitum, teneatur facienti aliquid pro facl 
praeatare' .... g. 7 ... , „quid enim est condicere? nonne eo 
plemmqne sumitur, nt denotet repetere? Quomodo vero factum 
potest . . . §. 17 , . . . duae, quae graviter obstare videntur leges. . 

est 1. 25 D. de praesc. verb. et in fact. act §. 18: Altera lex gr 

obstare visa est 1. 33 D. de cond. ind." Vgl. anch Glück 13, S. 7 
Bornemann, System. Darstellung des prensa. Civilr. (Berlin 1834) ] 
S. 483, 484 u. A. m. 

*' " ) „Si operas fabriles quis servi sui vice nrntua dedisset, ut tc 
reeiperet, posse eum praeseriptis verbis agere . , . . Nee esse hoc c 
riuin, qnod st per errorem operae indebitae datae sunt, ipsae repe 
poasunt , Dam alind dando , ut alind reddatnr, obligari jure gentiun 
BumnB. Quod anteni indebite datur, ant ipsum repeti debet, aut tanti 
ex eodera genere; quonim neatro modo, operae repeti possunt." 
darüber Gmelin §. 17 u. §§. 13—16 in Betreff der übrigen einschlS 

eastetlen. 

'•) Vgl. auch a. L. R. I. 16, §. 196 n. 197, obgleich theilweise s 
a a. b. G. B. (§. 1431 in fine). 
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(I. 16) des a. L. R. abgefasst. Für das ßsterr. Recht ist diese 
Erklärang der Entatehnng des §. 1437 a. b. G. B. um- so un- 
zweifelhatler nnd die von nne für die Reetitationspflicht de ~ 
piUngera einer Nichtschnld vertretene Ansicht um so begrUi 
als die Redactoren des a. b. G. B. auch dem bon. fid. poe 
narausUtilitätsgrUnden, „um nämlich rerwickelteStreitig 
nnd Berechnungen zd beseitigen," die abgeeonderten Frtleh 
die eingehobenen fälligen Nutzungen zugesprochen, nnd 
ausdrücklich hervorgehoben haben, daes die redliche Meinun 
Besitzer kein Recht ertheilen kann, ans der fremden 
Nutzen zn ziehen. 

Vgl. dartther Randa, Besitz S. 67, Aum. 21 nnd da 
eitirte Referat Über die Sitzung vom 4. April 1803 zn §. 330 a. b 

Dazu trug, wie Pfaff 1. c. (Nr. '34) richtig ausführt, 
aueb die im gemeinen Rechte so strittige Lehre über die R 
tionspflicht des bon. fid. possessoris in Betreff der Frtleht 
Nutzungen wesentlich bei (vgl. Arndts I. §. 156, Anm. 3 
Brinz I. S. 197—199; Windscheid I. §. 186 u. Anm. 
zahlreicher Literatur). Die Redactoren des a. b. G. B. 
sich nun derart zu Gunsten des bon. fid. possessor entsc 
nnd darnach den §. 330 a. b. G. B. formnlirt. Dagegei 
bezüglich des redlichen Empfängers einer Nichtschuld auch 
im älteren rOm. Rechte kein Zweifel darüber, dass derselt 
liehen Vortheil herauszugeben verpflichtet sei. Trotzdem 
man in Betreff des redlichen Empfängers einer Nichtschul 
Lehrsatz formnlirt; „dass derselbe ebenso wie der bon. fid' 
sessor zur Restitution verpflichtet sei," ohne dass man d 
auch nur den geringsten Zweifel gehegt hätte, ob nnd inv 
der redliche Empfänger einer Nichtsehnld auch die Früch: 
Nutzungen herauszugeben verbunden sei. „Dieser Grunds 
ancb in das Osten*, a. b. 6. B. aufgenommen und dama 
§. 1417 formnlirt worden. Denn die Redactoren des Gesetz 
waren mit Vorliebe auf die principielle Kürze desselben be 
(Pfaff I. c.). 

Aehnlich lautet in neuester Zeit die Bestimmung des i 
Ges. (§. 1527, worauf sich Eirchstetter beruft, 2. Ana.), j 
schon der Dresdn. Entw. Art. 982, der bair. Entw. Art. 9 
das Züricher Ges. §. 1225. Der Code civil enthält kein 



eine HandlaDg indebite geleistet bat, einen dem verscbaffb 
angemesseneti Lohn verlangen könne; anders wenn ei 
im engeren Sinne geleistet worden sei." „Hier," meint 1 
„scheinen die §§. 329—324 a. b. G-. B. in Anwendung 
zu nittBsen, obzwar es sieb nicht verkennen lasBe, dase 
Gmndsatze der Billigkeit und Gerechtigkeit nicht entsp 

VevhältnissmäsBig am besten reprodncirtNippel, v 
hervorgehoben, die richtige Lehre, **} wozn nicht wenig 
stand beit^t, daes derselbe seine Ansichten — selbst ^ 
selben irrig sind — ganz klar nnd bestimmt ausspricht 

Wohl behauptet auch Nippel (S. 197 ad 2), dass 
liehen Empfänger einer Nichtschuld die FrUchte inso: 
btthren, als sie von der Sache abgesondert sind (§. 330^ 
er nur die znr Zeit der Klage mit derSacbe noch verbundene 
heransztigeben bat; aueh bezüglich anderer Nutzung 
die Vorschriften der §§. 1437 und 330 in Anwendung 1 

Richtig entscheidet aber Nippel den Fall, wenn 
liehe Empfänger einer indebite ihm geleisteten Sache 
verkauft bat, wenn gleich er diese Lebre bloss auf 
des Verkaufes und nicht auch auf andere ähnliche Fi 
z. B. den Verbrauch der Sache bezieht. Nach ihm isl 
klagte verpflichtet, den gelösten Eaufsehilling insofern 
zugeben, als er sich mit demselben auf Kosten des KU 
reichem würde; denn da das Gesetz hiertlbcr keine I 
Bestimmung aufgestellt hat, so mllsBC nach Vorschrift 
a. b. 0. B. auf die Bestimmung des §. 1431 a. b. G. 
sieht genommen werden, wornach aber derjenige, zu de 
theile etwas indebite geleistet worden, dem Kläger e 
verschafi^en Nutzen angemessenen Lohn herauszugeben f i 
sei. Auch hier könne die Sache „in natura" nicht zuril 
werden und müsse daher der Geklagte den aus dem Pi 
selben gezogenen Gewinn herauBgeben. *^} 



"} VIII. 2. Abth. 8. 196—206. 

") 8. 198 n. 199 (ad 3). Die Frage, ob der redliche Bm 
Sache (§. 329 u, ff.) den für dieselbe erhaltenen Preis dem Ei 
heransgeben rnüase, und ob dasselbe auch bezüglich des redliche 
einer Erbschaft (bon. fid. posaesBor haereditatis §. 824 a. b. G 



k;^ 
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Eirchstetter bemerkt in der 1. Aufl. seines Commentars 
(ad §. 1437): „von dieser fehlerhaften Textirung abgesehen, stellt 
sich diese Vorschrift als ganz einfach und entsprechend 
dar. Demnach kommen die Vorschriften ttber die Restitutions- 
pflicht des redlichen und unredlichen Besitzers (§. 329 u. flf.) 
analog zur Anwendung." Hierin wird Eirchstetter dem in 
der Vorrede zu seinem Werke aufgestellten Ziele, „die Wieder- 
anknttpfung des österr. Particularrechtes an das gemeine Recht 
zu popnlarisiren" untreu, und dies wohl umsomehr, als er auf 
S. 623 den Rechtsgrnnd unserer Elagen auch nach österr. 
Rechte in der ungerechtfertigten Bereicherung auf Eosten 
eines Andern findet. In der 2. Auflage seines Werkes hat sich 
Eirchstetter wenigstens theilweise dahin berichtigt, dass der 
Geklagte nach §. 1431 in fine und 1437 a. b. G. B. überhaupt 
dasjenige herausgeben müsse, womit er bereichert erscheint. 
Nur bezüglich der körperlichen Sachen behauptet er, sowie 
Nippel VIII. S. 197, dass der Geklagte wie ein redlicher Be- 
sitzer zu behandeln sei (S. 669 u. Anm. 16). 

Auf diese Weise haben wir bereits zum grössten Theile die 
richtige Le hre auch flir unser österr. Recht erkannt. Wir wollen 
nunmehr mit Rücksicht auf die grosse praktische Bedeutung 
dieser Frage, die einzelnen Fälle einer näheren Betrachtung 
unterziehen, wobei sich uns Gelegenheit bieten wird, die oben kurz 
formulirte Lehre allseitig praktisch zu erörtern und so des Ge- 
naueren kennen zu lernen.**) 

I. Ist indebite das Eigenthum einer unvertretbaren Sache 
(species) übertragen worden, und hat der Geklagte die Sache 
zur Zeit der Elagsbehändigung noch in seinem Vermögen, so ist 
er verpflichtet, diese Sache dem Eläger herauszugeben.*") Ist 
er bona fide, so ist er dafür nicht verantwortlich, wie er die Sache 
vor der Zustellung der Elage verwendet hat; er haftet insbesondere 



^•) Die nachfolgenden Erörterungen haben neuestens mit Rücksicht 
auf den Entwurf eines Gesetzes über die Anfechtung von Rechtshandlungen 
zahlungsunfähige Schuldner (§§. 17 u. ff.) für unser österr. Recht eine ge- 
steigerte praktische Bedeutung erlangt 

") §. 1431 a. b. G. B. Windscheid, Voraussetzung Nr. 42, S. 59 u. 60, 
1. 7 D. de c. ind. (12, 6), „quod indebitum per erroi-em solvitur, id ipsum 
repetitur"; Witte S. 141; Erxleben I. S. 209; Voigt §. 47, S. 326. 
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Es entsteht nun die Frage, wie diese Lehre mit der Vor- 
schrift des §. 1437 a. b. G. B., wonach in diesem Falle der 
§. 330 a. b. 6. B. zur Anwendung za kommen hat, in Einklang 
za bringen sei? 

Zu diesem Resultate gelangen wir nur, wenn wir den Ur- 
sprung und den Bechtsgrund unserer Klagen ergründen. 

Wir haben gesehen, dass unsere Klagen ihren Ursprung der 
naturalis aequitas verdanken, und dass darnach „ex aequo 
et bono^ der Geklagte Alles dasjenige herausgeben müsse, 
was er ohne Grund („sine causa") auf Kosten des Andern er- 
worben, womit er sich sonach zum Nachtheile des Andern be- 
reichern wurde. Aber nicht nur die Sache allein, sondern 
auch Alles dasjenige, was der Geklagte auf Grund derselben er- 
worben, der ganze Zuwachs u. s. w. befindet sich in seinem 
Vermögen sine causa. 

So führt uns die ratio juris zu der richtigen Lehre, dass 
der Geklagte auch nach unserem a. b. G. B» mit Rücksicht auf 
den Ursprung und Rechtsgrund unserer Klagen Alles herausgeben 
müsse, was er auf Grund der indebite erhaltenen Sache gewonnen 
hat (§§. 6, 7, 1431 in fine, 1435, 1437, 1447 a. b. G. B.).") 

solutae accessit, venitin condictionem: at puta partus, qui ex ancilla natus 
Sit, vel quod alluvione accesserit; immo et fructus, quos is, cui solutum est, 
bona fide perceperit, in condictionem venient (vgl. auch 1. 65, §. 5, D. eod.; 
1. 38, §. 2 de usur et finict. [22, 1] u. a. m.). 

") Vgl. auch Erxieben I. S. 195 u. ff.; Witte S. 142 u. ff.; Pfaff 
S. 138; Unger I. S. 88 u. ff., Anm. 49; Zeiller IV. S. 165. Anders der 
Code civil, nach welchem man gemäss Art. 1378: „S' il y a mauvaise 
f oi de la part de celui, qui a regu il est tenu de restituer, taut le capital, 
que les int^röts ou le fruit s de jour du paiement" dafür halten muss, dass 
der redliche Empfanger eines indebiti die aus der Sache gezogenen 
Früchte nicht herausgeben müsse. Diess erhellt auch aus Art. 1380, 
nach welchem der redliche Geklagte, wenn er die Sache verkauft 
hat, bloss den erlösten Preis herausgeben muss, und ebenso 
aus Art. 549. Vgl. auch Zachariae (Puchelt) II. S. 694, der sich bloss 
auf den Art. 1378 beruft. 

So schreibt auch das a. L. R. §. 190, I. Thl. 16. Tit. vor: „Wer 
selbst im Irrthume war, ist als ein redlicher Besitzer ansusehen" und §. 189, 
I. Thl. 7. Tit. : „Alle während des redlichen Besitzes gezogenen Nutzungen 
und genossenen Früchte sind und bleiben das Eigenthum eines solchen 
Besitzers." Aehnlich §. 192 u. 193. Ebenso irrig auch das sächs. b. G. B. 
§. 1527. Richtig der Dresdn. Entw. (§. 982), welcher ganz im Sinne der 



Hat der EmpfUnger eines indebiti bloss den Besiti 
das Eigentbam der Sacbe erworben, so verlangt der EI 
aueb die RUckstellang der „Sacbe", die eigentlicl 
der eigentliche Gegenstand der condictio ist aber 
der Besitz (condictio possessionis).^^) 

Hat aber der Geklagte anf Grand des auf ib 
geoeu Besitzes das Eigentbam der Sacbe durch G 
erworben, so klagt der Geber zwar gleichfalls anf die 
Inng der Sache; Gegenstand anserer Klage ist aber da 
das ersessene „Eigenthnm". 

Der Geklagte bat nämlich Alles heraoszngeben, n 
causa mittelbar oder unmittelbar erworben bat; in die 
hat er aber das Eigenthum der Sache bloss dadurch 
dass der Besitz der Sacbe indebite auf ihn Übertragen woi 

War die blosse Detention der Sache Qbertragen i 
bildet auch den Gegenstand der Klage bloss die Wieder! 
des früheren factischen Zustandes.*") 

Ist aber der Empfänger der Nichtschuld mala 
wesen, so bat er Überhaupt den gesammten durch s< 
Inngeweise entstandenen Schaden zu verantworten. 

Nach rßm. Recht muss er dem Kläger den böchs 
den die Sache je in seinem Besitze erreicht hatt«, erse 
gegen ihn gerichtete Klage ist"') die condictio furtiva 
furtiva).«") 



8. 150, h. 40 pr, D. de h. p. (5, 3): ,nec enim debet possesBOr pri 
hujus pcricnli temere tndefensum jus suum relinquere". DasB di 
aatz um so mehr auf unsere Fälle Anweuduug findet, ist 
ebenda unsere Klagen „ei aequo et bono introdnctac" sind. 

") Vgl. Windacheid §. ISl; Brnns a. a. 0. §. 16; Ra 
(2. Aufl. 1876) S. 7 u. A. m. Vgl. auch §. 2, S. 33, Anm. 5*. 

") Bruns a. a. 0. §. 17, bes. S. 193, 197—199; Wi 
VorauSB. S. tö, Nr. 46; Ersleben I. 8. 210, bes. Ihering, 
S. 22 n. 24, 1. 15, §. 1 D. h. t, 1. 33 D. de mort. c. don. (39, 6) 
D. ibid. 

••) Erxlebeal. I.e.; Pfaff 1. c.;1.31 inf.D.depoa. velc 

' ) Nach Einigen concurrirt in diraen Fällen die cond. 
der c. indebiti (vgl. oben §. 2, 8. 64 und Anm. 48). Vgl. dageg 
den älteren Thiebaut g. 634, jetzt Windscheid IL @. 426 ac 

•') Vgl. bei Vangerow, Fand. §. 625 HI, wo auch dii 



iterr. Recht kennt nicht die „cond. fartiva" und ist 
iBweise des nnredlichen EmpßiDgers nach dem österr. 

wenn überhanpt strafbar, „ein Betrug" (§. 197 a. 
nicht Diebstahl. In diesem Falle hat dann, wenn 
ch noch im Vermögen des Geklagten befindet, die 
I.Statt; wenn aber die Sache nicht mehr vorhaoden 
Beklagte den Werth der besonderen Vorliebe 
1 (§. 1437 und 335 a. b. 0. B.). 
age gegen den nnredlichen £mpiäager eines indebiti 
infalls den Charakter einer Schadenersatzklage, 
e hat die Sache mit allen erlaugten Vortheilen 
en; er hat sogar denjenigen Vortheil zn erstatten, 

Kläger nach seinen individnellen Verhältnissen 
n wurde °^} {§§. 1437, 3o5 a. b. 6. B.), nnd hat anch 
;en Schaden zu ersetzen. Der Geklagte hat auch 
Anfang seines Besitzes fßr den Znfall zu haften, 
iie Sache bei dem Eigeothflraer nicht getroffen hätte 
35 n. 338 a. b. G. B.). Bezüglich des auf die Sache 
Aufwandes wird der unredliche Empßlnger einer 

als ein Geschäftsführer ohne Auftrag angesehen 
. G. B. und oben Anm. 52).") 
d rertretbare Sachen (Fungibilien) indebiti Uher- 

furt. immer etatt bat, venn der Empiänger des indebiti 
t (nach 1. 18 D. de c. furtiva, 13, 1), oder bloss dann, wenn 
f eise den Andern zur Zahlung veranlasst hat (Schulting, 
ider nur dann, wenn er wohl wissend, dass nicht er, 
ind anderer der wirkliche Gläubiger ist, das Gi'gebene 
umt (Francke) u. a. Vgl. auch Voigt §. 81, S. 760 u. ff.; 
. U. %. 359, Anm. 18, g. 425 u. 453 n. A. m. 
[er IL §. 128, bea. S. 543; Ran da t. c. S. 150; eo auch das 
g§. 222 u. ff., bes. §. 229, ähnlich auch Cod. civil Art. 1378. 
S. B. finden wir eine Annäherung an das röm. Recht §. 1528; 
der Empfänger in unredlichem Glauben, eo kommen die Vor- 
der Entwend ung zur Anwendung (§. 1499 u. 1500) nnd die 
it des Geklagten richtet sich nach §g. 687'U. 739. Ausführlich 
Entw. Art. 986 u. 222, Abs. 2. 

lach wird auch nach dem österr. Entw. eines Gesetzes über 
g von llecbtabandlungen zahlungsunfähiger Schuldner die 

des Geklagten mit Rücksicht auf die dort im §. 18, Abs. 2 
Stimmung zu beurtbeilen sein. 
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■ tragen worden, so kann deren Rttekslellnng gefordertwe 
wenn dieselben noch vorhanden sind nnd wenn deren Rttcl 
Inng auch sonst möglich ist, §. 370 a. b. Gr. B. (was wohl s< 
der Fall sein wird); befinden sich dieselben aber nicht mel 
VermSgeu des redlichen Geklagten, so muss er dem Kläger 
Werth vergüten, aber nnr jnsoferne, als er znr Zeit 
Klagsbehändigung mit demselben noch bereicherl 
scheint.«*) 

Wir haben bereits oben ") gezeigt, daes diese Ansicht 
für unser österr. Hecht die richtige ist, and es unterliegt g 
nicht dem geringsten Zweifel, dass auch der redliche Empfi 
einer Kiehtschold die Zinsen, falls er solche selbst bez 
hat, heranegehen mnss; es sind diess eben Nutzungen, mit < 
er sich so gut ohne Rechtsgrund zum Nachtheile des Ai 
bereichern würde, als mit der Sache selbst. 

Handelt es sich um tield, so muss schon nach de 
gemeinen Rechtsgrunds ätzen auch der redliche Geklagte, fa 
sich in mora befindet, Verzugszinsen und überhaupt vom 
der Klagsbehändigung Prooeaszinsen ^^) zahlen. 

Der unredliche Empfänger haftet aber vom Mou 
seiner Unredlichkeit für die gesetzlichen Zinsen: ja er 

") So auch nach dem aäeha. b. G. B. g. 1527; dem Dreadn. 
§. 983 nnd dem Züricher Gesetz, wie aus dem g. 1226 ersichtlicb ist; ; 
nach dem b ai r. Entw. Art 915, Abs. 1, welcher die oben ausgeführte 
von Erxleben (Witte, ßrinz, Voigt etc.) zur Gänze, recipirt 
ähnlich, anch nach dem Code civil art. 1378 nnd 1892. Vgl. auch . 
franz. Privatrecht III. S. 161 und Zachariae (Pnchelt 1875) 11. I 

") Irrig lehrt bekanntlich bezüglich der Fungibilien Nippel 
2. Abth. 8. 199 ad 4. Handelt es sich um Geld, lehrt Nippel, so könne ms 
redlichen Geklagten nach Vorschrift der @§. Ii37,329 nnd 330 keine 
verlangen, anders beim nnredlichen Geklagten. Ganz so der 
Entw. Art 915, AbB, 2 nnd ebenso Zachariae (Pnchelt) II. S. ( 
das franzÖB. Civilrecht. Vgl. dagegen Stubenrauch lU. 8. 673 u 
bes. Anm. 1, der zwar die richtige Ansicht ausspricht, aber für da 
Becht sich von Quell enauasprüchen , welche die cond. ind. der c. 
(Gajna) gleichstellen, sowie vom prenaa. a. L. R. 1.16, @. 193 irreführen 

") Vgl. bes. Arndts IL §. 251, Anm. 3; Unger II. §. 128 
S. 547. Im römischen Rechte ist die Frage in Betreff der Zinsenz; 
überhaupt sehr controvers. Vgl. oben die Änaicht Erxleben' a (1. 20 
Witte'B (S. 143); dagegen Windseheid IL §. 424, Anm. 2 u. a. 

Parllcek, zur Lebie t. d. Berelchemngi -Klagen. J 
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sogar dem Kläger höhere Zinsen bezahlen, wenn dieser 
beweist, dass er solche in der That hätte erzielen können 
(§§. 1437 und 335 a. b. G. B.). 

In Betreff der Frage, ob auch die Zurückstellung von Zinsen 
gefordert werden könne, die Jemand, ohne hiezu y erpflichtet zu 
sein, also indebite gezahlt hatte, bestand unter den röm. Juristen, 
wie aus 1. 26 pr. D. de c. ind. (12, 6) und 1. 18 C. de nsuris 
(4, 32): („exclusa veteris juris varietate") hervorgeht, eine be- 
deutende Controverse. 

Sind die Zinsen im erlaubten Maasse gezahlt worden und 
war der Zahler auch noch das Capital selbst schuldig, so fand 
höchst wahrscheinlich eine Zurttckfordernng derselben nicht statt, 
wenn gleich sie irrthümlich — wegen Unverzinslichkeit des 
Gapitals — gezahlt worden sind. 

Bezüglich des Falles aber, wenn Zinsen über das erlaubte 
Maass hinausgezahlt wurden, waren die* Ansichten der röm. Juristen 
sehr getheilt. ®®) 

Nach unserem a. b. 6. B. ist es aber wohl über jeden 
Zweifel erhaben, dass auch indebite gezahlte Zinsen klagbar 
zurückgefordert werden können. Was sich ohne Rechtsgrund im 
Vermögen des Andern befindet, muss von ihm zurtlckerstattet 
werden. Die meist rein formellen Gründe, welche im röm. 
Recht gegen die Gestattung der Rückforderungsklage angeführt 
worden, so: wegen der formula ex causa pietatis u. dgl. m, sind 
nach neuem Civilrechte durchaus nicht stichhältig. ^') 

IIL Wenn Jemandem indebite ein dingliches Recht (jus 
in re) bestellt und zugleich die Sache übergeben worden ist, 
so verlangt der Kläger, dass ihm die zu diesem Zwecke über- 
gebene Sache rückgestellt und sämmtliche Früchte heraus- 
gegeben werden. Auch bezüglich der Nutzungen gilt hier das 



") L. 26 pr. D. h. t. (12. 6); Witte S. 69, 73, wo auch die Begrün- 
dung, vgl. auch Voigt S. 646 und 647 u. a. m. 

««) Vgl. noch über diese Frage Unterholzner IL §. 323, S. 47 . . . 
(Zinsen bei denen der eigentliche Grundsatz ist, dass eine Zurückforderung 
nicht stattfindet...); Erxleben I. §. 6, S. 63 u. ff.; Witte §.9, S. 67— 75 
und S. 143; Voigt 1. c. u. a. m. 

In Betreff der Frage über das Interusurium vgl. oben §. 2, S. 40, 
Anm. 16 und S. 48, Anm. 25 a. 



oben bei der UebertraguDg des Eigentbnms einer Saebe ( 
and ist hier gleicbfalls entscbeidend, ob der Empfänger bo 
mala fide war. 

Ist die Sache nicht Übergeben worden, so bela 
Kläger den Geklagten bloss anf Anfhebang (liberaäo) 
debite beetellten RechteB. 

Aehnlich verhält sich die Saebe, wenn der blos 
brauch eines solchen Rechtes (z. B. der Gebranch ei 
gebQhreoden asns-frnclus) aaf Jemanden indebite übe 
worden ist, 

Ist zugleich die Sache Übergeben worden, so v 
Rückstellang der Sache mit den erzielten Nutzungen - 
aber nnr die Aufhebung des gewährten Gebr; 
(§. 1431 und 1437 a. b. G. B.)^") begehrt. 

Klar und von Bedeutung sind fUr diese Fälle die ( 
aussprUche. Vom redlichen Empfänger einer Nichtschnl 
darnach nicht mehr zurückgefordert werden, als womit 
reichert erscheint, d. h. was er auf diese Weise gewönne 

Worin besteht nun die Bereicherung, wenn Jemand) 
bite z. B. die Wohnung eingeräumt worden ist? Viell 
dem Betrage, den der HanseigentbQmer als Geber an 
zins für die äberlassene Wohnung erhoben hätte? Kein 
sondern darin, was Derjenige, dem die Wohnung indebi 
lassen worden ist, biedurch erspart hat, d. i. in dem ] 
den er an Miethzins hätte zahlen müssen. L. 65 §. 7 
(Habitatione data pecuniam condicam, non quidem qnani 
potui, sed quanti tu conductarus fuisses ). 26 , §. 12 D. 

IV. Hat aber Jemand einem Andern indebite ein 
stehendes dingliches Recht, z. B, eine Servitut erlassi 
das Eigenthum einer Sache auf ihn Übertragen, ob 
indebite die Dienstbarkeit vorzubehalten (z. B. §. 842 a. 



") Vgl. Wind8cheid,Voians8.S. 63, Hr. 45; Erxleben: 
Witte S. 141; PfaffS. 142; Förster !I. S. 451; irrig Nipp 
und 203. 

") DicBC Fälle (der 1. 65, %. 7 D. und 1. 26, §. 12 D. h. t.) fir 
AuBdruck im §. 1529 sächs. b. (}. B. und ebenxo haben auch der 
Entw. im Art. 983 und 985 und der bair. Entw. im Art 921 und 
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I ElagBpetit darauf gerichtet sein, „dass das iodebite 
I Recht wiederhergestellt oder die nicht auferlegte 
itellt werden möge.'"') 

Eber gehören ferner die oben bei der condictio inde- 
ehandelteo Fälle, wenn der Geber des indebiti zwar 
et war, aber nicht in der Weise, wie er geleistet 
) besonders der im §. 1436 a. b. G. B. enthaltene 

die Fälle, wo der Scbaldner ans Irrtbnm eine an- 
e, als er schnldig war, oder eine Sache von beson- 
;baffenheit, oder wo er eine speciea geleistet hatte, 

bloss in genere verpflichtet war, sowie, wo er sim- 
luldig za sein vermeint, während er eigentlich alter- 
isten hat (vgl. die c. indebiti §. 2, S. 49 ti. ff.), 
srner gehört hieher der Fall, wenn unter den Parteien 
in solutnm" bednngeu war und der Schuldner in 
, dass er mehr schuldig sei, aus Irrthum einen gröe- 
enstand oder eine grössere Quantität einer verein- 
srn Art dem Gläubiger zur Erflllluog seiner Ver- 

(solvendi causa) übergeben hat. Vgl. die cond. in- 

S. 53. 

at Jemand indebite eine Verpflichtung übernommen, 
auf Befreiung von der indebite übernommenen 
eit, indem er bittet: es möge zu liecfat erkannt werden, 
jrart übernommene Verbindlichkeit nicht zu Becbt be- 
I. hiezu insbesondere GrUnhnt a. a. 0. S. 518 u. ff. 
Btand der condictio ist hier eben die „obligatio", die 
ite in das Vermögen eines andern Ubertragen worden 

D. de c. sine causa [12, 7]: quiautem promisit sine 



pr. D. de a. E. & V. (19, 1): Si tibi liberum praedinm 
1 aervicDB tradere deberem, etiam condictio competit mihi, 
eam Bervitatem, quam debuit imponi, 1. 22, §, 1 D. de 
, I. 35 D. de s. pr. Urb. (8, 2): „condieere (poteat) ut eer- 
latur". Windscheid, Vorausa. S. 60, Anm. 2; Erx- 
110; Pfaff S. 142, Dresdn. Entw. Ait, 983; bair. Entw. 
ämeiner das sächa, G. B. §. 1531. 

Voigt (g. 75) ist diesa die condictio qnasi indebiti. Vgl. §. 2, 
3 und 8. 54, Anm. S3. 
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«ansa, condieere qnautitatem non potest^ quam non dedit, sed 
ipsaiD Obligationen!.''*) 

Der Verkürzte kann aber auch, statt mit der Klage gegen 
den Empßlnger de« ^indebite promissi'' aufzutreten, abwarten, 
bis Letzterer ibn mit der Klage ex indebita proniissione belangen 
wttrde, und sich sodann excipiendo (mit der exceptio doli) ver- 
theidigen. ''^) Es kann aber dem vermeintlichen Gläubiger auch 
ein Schuldschein n. dgK tibergeben worden sein. Mit Rücksicht 
auf die stets zunehmendTe Bedeutung der formellen Pa- 
piere sind heutzutage besonders diese Fälle beachtungswerth. 
Wird nun, was praktisch sehr häufig geschieht, ein solcher 
Schuldschein indebite ausgestellt, so ist hier zugleich die 
Rückstellung des Schuldscheines u. dgl Gegenstand unserer 
Klage: („is, qui plus . . . caverit, indebiti promissi habet con- 
dictionem« 1. 31 D. h. t.).'«) 

Hat aber der indebite Verpflichtete seine Verbindlichkeit 
beieits erfüllt, so richtet sich^ die Klagsschlussbitte auf die Rück- 
stellung des indebite geleisteten Gegenstandes (1. 22 D 
de nov. et del. [46, 2J . . . tenetur condiotione . , . si [pecunia] 
soluta esset). '''') 

VlII. Wenn Jemand eine Forderung indebite cedirt 



. '*) Windscheid, Vorauss. Nr. 43, S. 60 u. ff.; Erxleben I. S.208 
und 209; Bahr §. 25, S. 100 u. ff. (bes. S. 136); Witte §. 25 u. ff. Anders 
in neuester Zeit Kiesseibach (Jahrb. V. I. S. 1 u. ff.), welcher behauptet, 
dass in diesem Falle die „condictio sine causa" und nicht die condictio 
indebiti statt habe, und auf Grund dessen das bisherige System der con- 
dictionum -sine causa umzustossen sucht. Ebenso auch schön Glück XIII, 
S, 11, der desswegen bei der promissio die condictio schlechthin verweigert. 
Vgl. §. 1, Anro. 2. 

'*) Windscheid, Vorauss. S. 61, 1. 2, §. 3D. de doli m. exe. (44, 4), 
1. 1 pr. D. ut in poss. leg. (36, 4) u. a. m. Förster II. S. 451, 452; Gajus IV. 
§. 116 („ . . . saepe accidit, ut quis jure civili teneatur, sed iniquum sit, 
eum judicio condemnari . . . placet per exceptionem doli mall te de- 
feudi debere ..."). 

'«) Bahr 1. c; Pfaff 1. c; Dresdn. Entw. Art. 984; sächs. G. B. 
§. 1530; bair. Entw. Art. 923. Wurde ein Schuldschein mit Rücksicht auf 
ein erst aufzunehmendes Darlehen ausgestellt, so findet die c. causa data, 
c. non secuta statt; vgl. §. 15 meiner Schrift. 

'") L. 8, §. 2 i. f. D. ad S. C, Vellej. (16, 1); Erxleben L S. 209. 
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t zn nnterscbeiden , ob (im österr. Rechte nach den 
1396 a. b. Or. B.) dem Schuldoer die Abtretung der 
cfaon bekannt gemacht worden ist oder nicht, 
teren Falle kann dieForderang vomSchnldner selbst 
werden ; im ersteren Falle bleibt dem Kläger kein 
ei, als dasjenige von dem Ceseionar zurUck7.iiverIangeDj 
äurch die Gession indebite erlangt hatte, also entweder 
an selbst oder deren Gegenstand. ^^) 
enn der Schuldner von seiner Verbindlichkeit in- 
reit worden ist (indebita liberatio, accepti- 
:lagt der Gläubiger anf die Wiederherstellung der Ver- 

tt Schaldner eine Quittung auBgehäudigt worden, BO 
»lls gebeten, das» dieBelbe flir ungiltig erklärt werde 
ituell auch deren Rückstellung verlangt, 
ber der Gläubiger zur Zeit als er den Schuldner von 
liehkeit indebite befrei^ hat, bereits berechtigt, die 
zu fordern, so steht ihm auch jetzt das Recht zn, 
debite befreiten Schuldner die ErfUlInng der Ver- 
za verlangen und daher direct „den Gegenstand" 
;ation von ihm zu fordern. Bedeutungsvoll ist hier 
;k der rüm. Recbtsquellen (I. 10 D. de c. c. data, c. 
, 4: „Si mulier e\, cni nuptura erat .... pecnniam, 
ibebatur (seil, dotis nomine) acceptam fecit, neqne 
scutae eint, recte ab eo pecunia condicetnr, quia 
est, ntrum ex numeratione ad euni pecunia sine 
er acceptilationem pervenerit. ''") 
ist es klar, dass dann der Gläubiger nur so viel vom 
erlangen kann, als er dnrch die indebite aufgegebene 
langt hätte; — ist also die species debila zu Grunde 
10 kann er auch vom Schuldner nichts mehr fordern. '^) 

. auch Exner, Publ. S. 103, öaterr. Hypothekenrecht §. 13 

BdscLeid.Vorauss.S. 61; Pfaff Nr. 35, S. 142; Förster I.e. 
odBcheid, VorauBS. Nr. U; Pfaff 1. c, sächs. G. B. §. 1531, 
w. Art, 984, bair. Entw. Art. 924. 

. I. 18, §. 1, I. 31, §. 3, 4 D. de mort e. d. (39, 6), 1. 115 pr. 
>, 17), I. 10 D. de C. c. d., c. n. s.; Erxleben I. S. 209. 
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Aebniich verbält sieb die Sache, wenn Jemand toe 
Verbindlichkeit, die er ttbernebmen sollte, befreite 
ist, weno z. B. Jemand als bon. fid. posseBsor hereditat 
Erben die Erbscbaft flbergeben bat, obne für den gemacht) 
wand Ersatz zn fordern.^'') 

X. Hat Jemand ans Irrtham für einen Andern geza 
so kann er entweder mit der cond. indebiti vom Empfang 
Gezahlte rtlckfordem oder von dem befreiten Scbnldner den 
des ftr ihn Gezahlten fordern (§. 1423 a. b. G. B.), und 
er fHr den Schuldner eine Verbindlichkeit Übernommen bi 
Befreiung von dieser Verbindlichkeit verlangen.**) 

XI. Ist Jemanden dnreh Delegation indebite eine 
dernng verschafft worden, so condicirt der Verkürzte er 
die aufgegebene Obligatio, oder er fordert den Gegenstand : 
mit welchem der Delegatar, der bereits Zablung erhalt( 
anf diese Weise bereichert erscheint (1. 18, §. 1, 1. 31 , { 
de m. c. doD. [39, 6] n. a. m.). "*) 

XIL Wie wenn von zwei Solidarschuldnern ein 
dem Gläubiger aus Irrthum die ganze Schuld bezahlt ha 

Hier ist wohl zu unterscheiden, ob beide zu den 
Zeit oder in verscbiedenCD Zeiträumen gezahlt habe 
erateren Falle fordern sie „pro rata" das Mebrgezablte zi 

Nach unserem a. b. G. B. ist aber in diesem Fs 
Gläubiger berechtigt, dem einen oder dem ander 
sobnldner den ganzen mehr gezahlten Betrag zurllckz 
(§. 891 a. b. G. B.). Wenn aber beide zu verschie 

•') Vgl. auch I. 5, §. 1 I>. de usufr. ear. rer. (7, 5), I. 7 pr. : 
quemadm. (7, 9), I. 3, §. 10 D. si c«i plus {35,3); Windscheid,] 
§.426, 8.554und Anm. 12;De8s. Vorauss. S. 62; Erxleben !. c, am 
1. c. Hieher gehört der Fall, dessen Unger II. §. 97, S. 209, Adiu. 13 1 

Jemand Bcheiikt und übergibt sein ganzes Vermögen dem Besi 
nnd nnterläsBt ea auslrrthum, eich einen Betrag zur Bezahl 
Scfaalden abzuziehen; da kann er mit der condictio indebiti d 
Gezahlte zurückfordern {1. 40, §. 1 D. h. t. (12, 6) posse condici, qi 
debito dederit). 

"') Vgl. dazu §. 2, S. 55 n. ff. 

") Windacheid.VorausB. S.63; Pfaff 1. c. §. 1431, 1423 a. 

") Windscheid, Vorauss. S. 61 und 62; Pfaff. I. c. 

»') Vgl. dazu Nippel 1. c. 8. 202—204. 
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&hlt haben , bo wnrde die Verbindlichkeit durch die 
ilang getilgt and ee steht daher Demjenigen, der 
zahlt hat, die cond. indebiti za. 
ich verhält eicb die Sache, wenn der Hauptschnldner 
Irge zn yerschiedenen Zeiten gezahlt haben. Haben 
: dem Gläabiger zu gleicher Zeit gezahlt, so steht 
Ddebiti stete dem Bürgen zq (§. 1346 a. b. 6. B.). 
Hat endlieh Jemand einem Andern indebite eine 
geleistet, so kann er nach der ansdrückliehen Vor- 
§. 1431 a. b. G. B. einen dem verschafften Nutzen 
len Lohn verlangen, 

massig wird dieser Nutzen darin besteben, was der 
inrch erspart hat, dass ihm die betreffende Handlang 
h geleistet wurde; was er also fUr die ihm indebite 
landlang hätte ausgeben mflssen (posse condiei, 
ras essem conducturos , 1. 26, §. 12 D. de c. ind. 

wird also im Allgemeinen den Gegenstand der Kla^re 
r redliche Geklagte ist aber berechtigt, zd beweisen, 
im durch die ihm geleisteten Handlungen verschaffte 

geringerer ist, als worauf er belangt wird, und kann 

diese Weise den klägerischen Anspruch be- 
il.") 

jlich des unredliehen Empfängers der indebite ge- 
andlnng bemerkt nun Nippel: „es scheint, dass sich 
ide nicht immer mit einer Vergütung, die dem ver- 
utzen angemessen wäre, begnUgen mllsse, sondern dass 
der aus der Handlung hervorgegangene Nutzen zn 
■ wäre, einen solchen Lohn anzusprechen berechtigt 
er ftLi derlei Dienstleistungen gewöhnlich bezahlt zn 
egt" (S. 203). 

I von Nippel nur unentschieden ausgesprochene An- 
denfalls ganz richtig. Nippel hat Übersehen, dass der 

b. G. B. von der cond. indebiti handelt, welche als 

itte 8. Ml; Pfaff 1. c; Hippel S. 203 ad 8. 
ausdrücklich §. 985, Abs. 2 des Dresdn. Entw. und ähnlicli 
8.G.B.; nach dem bair.Entw. {Art. 922) kann der ordentliche 
landlung zur Zeit der Leistung gefordert werden. 



■m * *^ 



- 105 — 

eondictio jedenfalls einen redliehen Empfänger voraussetzt — 
dass aber die Klage gegen den unredlichen Empfönger den 
Charakter einer Schadenersatzklage annimmt (§§. 1294, 1295 
a. b. 6. B.). Nur für den ersteren Fall gilt daher die im §. 1431 
in fine gegebene Bestimmung'. 

Wie verhält sich die Sache aber dann, wenn Jemanden 
indebite eine Handlung geleistet worden ist, welche keine 
Schätzung zulässt? 

In diesen wohl häufig vorkommenden Fällen hat überhaupt 
die condictio nicht statt, da deren Gegenstand, nämlich der 
dem Gegner verschaffte „Nutzen'' sich jeder Bestimmung entzieht. 

So auch nach röm. Rechte, wo auf diese Fälle in den 
Quellen ausdrücklich Bedacht genommen wird (1. 26, §.12 
D. h. t.). 88) 

So haben wir in möglichster Kürze die hauptsächlichsten 
Objecte der cond. indebiti einer näheren Untersuchung unter- 
zogen. Das Resultat dieser Betrachtung ist vor Allem das 
Erkenntniss, dass unser österr. Recht hier in voller 
Uebereinstimmung mit dem gemeinen Rechte ist, und 
es bewährte sich wiederum für unser Civilrecht am glänzendsten 
der bleibende unschätzbare Werth des rechtshistorischen Studiums, 
besonders aber jenes des röm. Rechtes. ^^) Denn was ftlr ein Resultat 
hätten wir wohl erzielt, wenn wir uns auf der kargen, der wahren 
Absicht des Gesetzgebers fast gerade zuwiderlaufenden Vorschriften 
der §§. 1431 und besonders 1437 a. b. G. B. beschränkt hätten? »o) 

Wir haben ferner in dieser Abhandlung regelmässig bloss 



") Vgl. auch den bair. Entw. (Art. 922 „sind vergeltliche 
Dienste . . . nach ihrem ordentlichen Werthe"). Nach preuss. Recht 
(a. L. R. I. 16, §§. 196, 197) ist gegen den redlichen Empfanger der Hand- 
lung die Klage nur dann zulässig, wenn Kläger für solche Handlungen 
belohnt zu werden pflegt (§. 196) — gegen den unredlichen dann, wenn 
die Handlung einer Schätzung überhaupt fähig ist (§. 197). Der Dresdn. 
Entw. gestattet, die Klage schlechthin nur dann, wenn die Dienste belohnt 
zu werden pflegen (Art. 985). 

") Vgl. auch den Ausspruch von Schuster und Savigny bei 
Unger I. Anhang, S. 639, 641. 

'®) So vgl. die Erörterungen unserer Gommentatoren S. 88 u. ff., be- 
sonders bezüglich Eirchstetter S. 91. 
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Wenn ex tnrpi canaa etwas bloss versprocliei 
ist, so steht nach röm. Recht dem auf ErftilluDg Oek 
exceptio doli auch dann za, wenn die Unehrenbaftigl 
Parteien trifft („tarpitndo et dantis et accipientis"). *) 

Auch näch Uslerr. Recht steht in diesem Falle 
missar eine Klage auf ErfUllnng nicht zn. Vgl. anch 
S. 225, 226, Anm. 34. 

Bezüglich des auf die Sache gemachten Anfw 
Dasjenige AnwendoDg zn finden, was oben tlber den d 
Empiänger einer Nichtschald ansgefUhrt worden ist i 
1437, 836, 1036 a. b. G. B.). >) 

§.5. 

Eine wichtige Ansnahme erleidet die fDr die con 
aufgestellte Regel beider cond. causa data, causa noD 
Derjenige, welcher eiu indehitnm zahlt, bezweckt wohl 
Weise, als ob er eine richtige Schuld abtragen wc 
dauernde definitive Vermehrnng des Vermögens 
pf^ngers za bewirken. Der redliche Empfanger eint 
haftet daher nicht weiter, wenn ihm ohne seine Schale 
zwar durch seine eigene Handlungsweise ^ die ZnrHc 
Sache unmöglich geworden ist. Seine redliche Handl 
wird vielmehr dem Zufalle gleichgeachtet. 

Anders verhält sich die Sache da, wo etwas ob eas 

Schriften (g. 1526—1531), ähnlich der bair Entw. (Art. 986); d 
Entw. (Art 997) bezieht sich besonders auf die Vorschriften in 
-unredlichen Empfängers einer Nichtschuld (art 98G). 

') „Si ob turpem causam promiseris Titio . . . . si petat 
doli mali vcl in factum summoverc eum possis" I. 8 D. h. t. 
G. h. t. (IV, 7). Die Behauptung Thibaut's, Fand. §. 62. 
concessionirte Lustdirne berechtigt sei, das einzuklagt 
als solcher versprochen wurde, ist eine Conaequenz aus 
Spruche Ulpian's in 1. 4, §. 3 D. h. t. (12, 5). 

') Nach dem bair. Entw. (art. 935) kann der Geklagte b 
Dothwendigen Aufwand Ersatz fordern, in den übrigen Fälle 
bloss das jus toliendi zn. 

') Vgl. meinen Aufsatz in der allg. öaterr. Ger. Ztg. 
und 26 V. J. 1872. 

') Vgl. Windacheid, Fand. II. §. 424, Anm. 3. 



RescisflioD dieser Bereicherung, WiederberBtellnng des Mberen 
Znstandee. 

Daraus folgt nnn, dass der geklagte EmpfUnger a — *- "--- 
wie bei der condictio indebiti, Alles dasjenige dem Klagt 
geben muss, was er anf Gnind des EmpfaDgeneD gewo: 
denn Alles dieses hat er bei Nichteintritt der Vorai 
sine caaaa und nur, wenn der Empfänger Alles diesem 
Geber zDrltckerstattet, kann man sagen, es sei der alte 
wieder hergestellt. 

Die Quellen des röm. Rechtes sprechen diese Verj 
des Empfängers ganz klar nnd allgemein ans nnd zwe 
massig fttr die datio ob cansam, wie für die donatio ol 
(so 1. 7, §. 1 D. h. t. [12, 4]: „fandus dotis nomine traditas, i 
insecntae non faerint, eondictione repeti potest; fructm 
condict potemnt. Item joris est de ancilta et partn ejn 
D. h. t.: „Cui quis mortis cansa donationem fecerai 
eonvalnisset donator, condicit Frnctns qnoqne donatorn 
et partns et quod aecrevit rei donatae repetere potest'-' i 

Der Empfänger ist verpflichtet, die erhaltene Sacbi 
gnter Hansvater zn verwalten nnd zn bewahren; ders 
daftir einzustehen, wenn die Sache dnrch seine Schnld zi 
oder verloren gegangen sein sollte („qnod si fagit serv 
§. 2 D. b. t). Derselbe hat daher auch daCür einsustei 
die Sache dnrch seine Nachlässigkeit die gewöhnlichen 
nicht trägt (I. 38, §. 1 D. de nsnr. et fract. [22, 1]). •) 

Hat der Empfänger die Sache veränssert, so brai 
der Oeber nicht mit dem eincassirten Preise zn begnttgen, 
er kann die Herausgabe der Sache oder vollkommene 
thnung verlangen (I. 37, §. I D. de roort. c. don. (39, 6] i 

Doch kann der Geklagte seinerseits den Anspi 
Klägers excipiendo einscbräDkenodergarTollendselidirena 

a) Falls ihm die Znrtlckstellung der Sache oh 
eigene Schuld unmöglich geworden ist (1. 19, 1. 37, §. 
D. de mort. c. don. 39, 6); 

b) wenn derselbe bereits das Empfangene oder ein 
des Empfangenen zur ErfUlluag des Auftrages der Besi 

•) Erxleben II. S. 494. 



1 
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2) So verhält sich schon jedcDfalls die Sache bei der con- 
dictio indebiti ; nm so mehr scheint es, müsse diess in den Fällen 
der cond. causa data, causa uon secuta statthaben , da ja Ge- 
klagter hier von vornherein weiss und wissen muss, dass für ihn 
die Verpflichtung zur Zurückgabe des ob causam (rem) Empfan- 
genen entstehen könne (,,scit enim, posse sibi condici''). 

3) Nach der Vorschrift des a. b. G. B. ist die Voraussetzung 
wie eine auflösende Bedingung zu behandeln (§§. 709, 901 
a. b. G. B.). Bei Erfüllung einer auflösenden Bedingung soll 
aber dafttr gehalten werden^ dass das bedingte Rechtsgeschäft 
nie bestanden habe, und findet in diesem Falle nach der noch 
immer herrschenden gemeinrechtlichen Theorie eine ,,resolutio ex 
tunc" statt. ^ 

Allein die Behandlung dieser Frage ist nach dem a. b. G. B. 
eine von der nach gemeinem Rechte wesentlich verschiedene. 
Das gemeine Recht macht bei der Beantwortung unserer Frage, 
wie wir gesehen haben, keinen Unterschied zwischen den Fällen 
der „donatio^' ob causam und der reinen „datio" ob causam (rem). ^) 



*) Vgl. Windscheid, Fand. I. §. 91 und Vangerow I. §. 96 und 
bei diesen die Literatur; Arndts L §. 71, bes. Anm. 5, 6; Unger IL 
S. 76—78; VI. §§. 16 und 19; Czyhlarz (zur Lehre von der Resolutivbe- 
dingung Prag 1871). Wir stimmen jedenfalls derjenigen Ansicht bei , wo- 
nach diese rückwirkende Kraft der Resolutivbedingung eine blo.ss obliga- 
torische ist — dieselbe ist unstreitig die einzig praktische. Erxleben IL 
S. 110; Czyhlarz S. 4 und die Motive zum bair. Entw. S. 22 ad Art. 44. 
Vgl. übrigens über diese unsere Frage Czyhlarz S. 96. 

In unserem a. b. G. B. ist diese Frage freilich nicht principiell ent- 
schieden. Vgl. Unger IL S. 76 und 77 und Anm. 74. Die §§. 1084 und 1085 
a. b. G. B. können nicht zur Richtschnur dienen — und ebensowenig die 
§§, 1068 und 1069, weil da die vom Gesetzgeber aufgestellte Präsumtion über 
beiderseits aus der Sache und dem Gelde gezogene Nutzungen ihn der 
Beantwortung unserer Frage geradezu enthoben hat Das a. L. R. (L Thl. 
IV. Tit. §. 115) hat sich gegen die rückwirkende Kraft der Rosolutiv- 
bedingung — dagegen der Code civil (Art 1179 und 1183) Hir dieselbe aus- 
gesprochen. Das Sachs, b. G. B. (§§. 112, 875, 2113) spricht der Resolutiv- 
bedingung die rückwirkende Kraft ab, noch bestimmter der Dresdn. Entw. 
(Art. 44). Die Motive, zu Art. 44 bair. Entw. sprechen klar aus, „dass der 
Entwurf von dem an sich folgerichtigen , gemeinrechtlichen Principe der 
Rückbeziehung .... abgeht^. 

•) Vgl. auch 1. 15, 1. 16 Cod. de don. ante nupt (5, 3); Erxleben II 
S. 497 und 498. 
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B diese UnterBcbeidang ist aber fdr onser österr. 

massgebeod. Anders verhält sich darnach die Sache in 

lleo der 

. donationis ob causam, ond anders in denen der 

, dationis ob causam. 

d Ä. In diesen Fällen (z. B. bei der donatio sab modo, 

^tnm sub modo, bei der donatio ante oder propter nuptias) 

(h der ansdrttcküchen Vorschrift der §§. 709 nnd 901 des 

. B. die Voraussetzung als eine auflösende Bedingung 

len und behandelt werden. 

ach der Vorschrift des §. 708 a. b. G. B. haben in nuBem 

JezOgUeb der Rechte and Verbindlichkeiten des Empfängers 

r die fideicommissarieche Substitution gegebenen Anord- 

(§. 613) zur Geltung zb kommen". Nach.§. 613 a. b. Ö. B. 
1 dem eingesetzten Erben, bis der Fall der fideicommis- 
rn Substitution eintritt, die Rechte nnd Verbindlichkeiten 
'rnchtniessers zu. Darnach kommen sonach in unsern 
[lie Anordnungen der §§. 509 u. ff. und insbesondere be- 

der Früchte und Nutzungen die des §. 519 a. b. G. B. 
yeodang. •") 

aeh §. 519 a. b. G. B. gchi^ren dem Geber bloss die noch 
en Frtlchte. Auf andere Nutzungen soll nach diesem §. 519 
be des Fruchtniesscrs Anspruch haben nach Maaes der 
ler FruchtniessuDg." Wörtlich genommen ist diese letztere 
inng des a. b. 6. B. (§. 519) praktisch in unsern FWIen. 
adbar. Welcher Zeitpunkt ist denn also maaesgebend 
e Verpflichtung zur Herausgabe der Flüchte nnd inabe- 

der sonstigen Nutzungen? Als solcher muss nun sowohl 
.m Wesen und dem Grunde unserer Klage als einer „sine 
condictio, als auch nach der Absicht des Gesetzgebers 
^e angenommen werden, in welchem dem Empfänger bereits 
it geworden ist, dass die Voraussetzung, unter welcher 
er Geber sich entschlossen hat, ihm etwas zuzuwenden, 
Qgetreten sei, oder nicht mehr eintreten könne (z. B. die 

Vgl. auch Zeiller (II. S. 681) und Unger (VI. §. 18, Anm. 2); 
rter (III. 8. 252 und 253) und Stubenrauch (IJ. S. 551, Anm. 4) 
ch den Vorachriften dee gemeinen Sachtes, jedoch unter irriger 
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Ehe im Falle einer donatio propter nuptias §§• 1247, 1435, 1431, 
1437, 6, 7, 709, 710, 901 a, b. G. B.).^*) 

Uebrigens mnss auch der Empfänger die Sache wie ein 
guter Haushälter erhalten, um sie in dem Stande, wie er sie em- 
pfangen hatte, rückzustellen. Ist die Zurückgabe des Empfangenen 
dem Empfänger ohne sein Verschulden unmöglich geworden, so 
stellt er (nach den obigen Grundsätzen) bloss zurück, womit er 
noch bereichert erscheint; hat er die Unmöglichkeit der Bückgabe 
selbst verschuldet, so kann der Kläger volle Genugthuung ver- 
langen (§§. 709, 901, 708, 613, 513, 1295, 1324 a. b. G. B.). '«) 

Auch bezüglich der Einwendungen haben im Allgemeinen 
in unseren Fällen nach den §§. 709, 901 und 708 a. b. G. B. die 
Vorschriften der §§. 513—517 a. b. G, B. zur Anwendung zu 
kommen. Insbesondere hat der Empfanger bezüglich der .nütz- 
lichen Verwendungen nur dafit jus tollendi; insofern er hieflir 
einen Ersatz beansprucht, ist er als ein Geschäftsftlhrer ohne 
Auftrag zu- behandeln, §. 517 a. b. G. B. '^) 

Hat der Empfönger etwas bereits zur Erftillung der Voraus- 
setzung verwendet, so kann er sich dasselbe abziehen, ohne dass 
ihm jedoch nach unserem Rechte ein jus retentionis zustünde, 
§. 471 a. b. G. B. '*) 

' ') Vgl. auch a. L. R. 1. 16, §. 201, wo ähnlich entschieden ist, jedoch 
nur für den Fall, wo der Empfanger selbst an dem Nichteintritte der Voraus- 
setzung Schuld trägt. Auf demselben Rechtsgrunde und derselben Absicht 
des Gesetzgebers beruht auch die Vorschrift des §. 949 des a. b. G. B. — 
Auch hier besitzt der Beschenkte seit dem Zeitpunkte der begangenen Un- 
dankbarkeit das Empfangene sine causa; unrichtig ist daher die Vorschrift 
des §. 949 a. b. G. B., dass der undankbare Beschenkte durch den Undank 
selbst schon zum „unredlichen** Besitzer werde. Besser schon das röm. 
Recht. Vgl. darüber weiter die cond. sine causa (specialis S. 120). 

'«) Vgl. Zciller IL S. 681, 346—349; Unger VI. §§. 48, 77 u. a. m. 

"*) Besser der bair. Entw. 930, wonach der Empfanger auf das jus 
tollendi nur bezüglich derjenigen nützlichen Verwendungen eingeschränkt 
bleibt, die er nach erlangter Kenntniss von dem Nichteintritte der Voraus- 
setzung oder nach erfolgter Mittheilung der Rückforderungsklage gemacht 
hatte. 

'*) Vgl. dazu Unger IL S. 224 u. a. m.; Randa, a. a. 0., 
S. 152. Vgl. auch §. 1538 des säe hs. b. G. B. Nach Art. 930, Abs. 2 
des bair. Entwurfs hat der Empfänger das jus retentionis für nothwendige 
und für solche Verwendungen, die den Werth der Sache erhöhten — be- 
züglich der letzteren mit der in Anm. 13 angeführten Beschränkung. 

Pavlicek, zar Lehre v. d. Bereicherongs-EIagen. S 
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die condictio indebiti anfgestellten Grundsätze ihre G ' 
(§§. 1435, 1431, 1437 a. b. G. B). 

Ee hat aber wobl auch nacb nneerem Rechte der Ui 
seinen gewicbtigen Einflnse auf die VerBcbärfnng der Verpflii 
des EmpföngerEi, dass derselbe weiss und wissen mnas, 
ftlr ihn die Verpflichtung zur Rtickstellung des Empfangen 
solange entstehen könne, als die Voranssetzang nicht eingt 
sei. Dadurch ist nun aber eben der Recbtsgrund ftlr di 
schränkimg der Haftung des Empfängers auf die blosse 
cheruDg zur Zeit der Klagsmittheilung weggefallen. Der ge 
EmptUnger bat also in diesen Fällen das Empfangene, die 
mit Allem, womit er ans derselben bereichert wurde, mit 
Zuwachs, mit allen gezogenen Fruchten und sonstigen Nnts 
heraaszngebeD. 

Der Empfänger haftet auch dat^r, wenn die Sache 
seine Nachlässigkeit die gewöhnlicben Früchte nicht trägt; 
derselbe muss nmsomehr in diesen Fällen die -Sache a 
guter Hanshälter erhalten, als er nach Umständen verpflicb 
sie in dem Znstande, wie er sie empfangen hat, zurtlckzut 
Derselbe muss daher auch vollen Ersatz dafUr leisten, wer 
die Rückstellung durch seine Schuld nnmOgUch geword 
(§§. 1435, 1431, 1437, 1295, 1324 a. b. G. B.). 

Was die Einwendungen des Beklagten anbelangt, so 
auch hier im Ganzen und Grossen die för die condictio i 
geltenden Grundsätze ihre Anwendnng zu finden; so insbes 
hiusicbtlicb des gemachten Aufwandes (§§. 1435, 1431, 
a. b. G. B.)> Auch hier kann der Empfänger dasjenige, ' 
in Bezug auf den erwarteten Erfolg, ausgelegt, sowie den 
■ den, den er bei Erfüllung der Voraussetzung erlitten bat, bei 
Stellung des Empfangenen, sowie ad I erwähnt erscheint, ab: 
In beiderlei Fällen (1 und II) behält aber wohl der Gt 
auch nach unserem a. b. G. B. den Gewinn, den er kein« 
aus der ob causam (futuram) empfangenen Sache, soodei 
eigenen Rechtsgeschäften gezogen hat, wenn auch letzt 
Erfbllnng der Voraussetzung vorgenommen worden wären. 

") Re enim non potest obligatio contralii, nisi quatenua da1 
L. 17 D. de pact (2, 14). Der vom Empfänger derart gemachte 
war aber nie im Vermögen des Klägers. 
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c) ist der Geber selbst an der Vereitlung des Zweckes schuld, 
80 ist ihm der Empfanger nur in soweit verhaftet, als er sich 
aus dem Empfangenen noch reicher befindet (§§. 203 und 204). '®) 

Stubenrauch 1. c. beruft sich zur Vertheidigung seiner An- 
sicht (augenscheinlich durch den Schlussatz des §. 1247 a. b. 6. B. 
dazu verleitet) auf die §§. 9+7 und 954 a, b. G. B. Die Ana- 
logie dieser Fälle mit der datio, resp donatio ob causam ist aber 
nur scheinbar; zwischen beiderlei Fällen gibt es vielmehr einen 
wesentlichen inneren Unterschied. 

Während der Empfänger in den Fällen des §. 1247 a. b. G. B. 
weiss und wissen muss, dass fär ihn, solange die Voraussetzung 
nicht eingetreten ist, stets die Verpflichtung eintreten könne, das 
Empfangene herauszugeben („seit enim posse sibi condici^') ist 
der nach §§. 947 und 954 a. b. 6. B. Beschenkte berechtigt, das 
Empfangene sofort als einen definitiven Bestandtheil seines Ver- 
mögens anzusehen und darüber nach seinem Belieben zu verftigen. 

Auch aus der nachstehenden Betrachtung ergibt sich die 
Irrthümlichkeit dieser Ansicht Der Inhalt der Voraussetzung 
kann zu dem Willen der beiden Parteien in verschiedenen Ver- 
hältnissen stehen — bald kann deren Eintritt einzig und allein 
vom Willen des Gebers oder einzig und allein vom Willen 
des Empfilngers, bald nur vom Zufalle, bald vom Willen des 
Gebers und Empfängers zugleich, ja zugleich auch noch vom Zu- 
falle abhängig sein. ") 

Es gibt nun einerseits Fälle, wo unsere Klage eben nur 
dann zulässig erscheint, wo der Empfänger an dem Nichteintritte 
der Voraussetzung Schuld trägt (§. 709 a. b. G. B.), während 
die Klage bei zufälliger Vereitlung des vorausgesetzten Erfolges 
cessirt. Und dennoch muss der Empfänger im Ganzen und 
Grossen eben das herausgeben, was er empfangen hat (§§. 709^ 
710, 708, 613, 513 u. flf. a. b. G. B.)/-») während andererseits 
in anderen Fällen die Zurückgabe des Empfangenen nur dann 



") Vgl. dazu die treffende Bemerkung von Koch a. a. 0. III, 
§. 262, S. 394 

'») Vgl. auch ETxleben II. S. 137. 

'•) Vgl. die Lehre Stubenrauch's in III. S. 551 bezüglich der 
Herausgabe der Früchte und Nutzungen, wo klar zu ersehen ist, in welche 
Inconsequenzen derselbe verfallt. 
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cond. indebiti aasgefUhrten Grundsätze (§§. 1431; 1435 und z. B. 
§§. 1265, 980 a. b. G. B.y) 

Aber auch hier übt die Individualität der Fälle ihren 
Einflass tkeils auf Versebärfung, theils auf Beschränkung 
der Verbindlichkeit des Geklagten. 

Vor Allem kommt auch hier dasjenige zur Geltung, was be- 
züglich der cond. causa data, c. n. secuta ausgeführt worden ist; es 
ist nämlich auch hier der Umstand entscheidend, ob der Geklagte 
wusste, oder wissen konnte, dass fiir ihn die Verpflichtung 
zur Rückstellung des Erhaltenen entstehen könne — ja es gilt 
diess hier in noch grösserem Masse, als bei der letzterwähnten 
Klage. Denn in vielen Fällen weiss hier der Geklagte im Vor- 
hinein, dass zweifelsohne für ihn diese Verpflichtung zur Rück- 
stellung der erhaltenen Sache entstehen wird (z. B. der arrha 
nach Erfüllung der Verbindlichkeit), und er muss daher für seine 
Handlung, durch welche ihm die Rückstellung der Sache un- 
möglich geworden ist, einstehen. 

Diess findet regelmässig bei der cond. propter causam 
finitam (cond, ob causam finitam, causa finita) statt. 

Im höchsten Grade kommt aber das Gesagte dort zur Gel- 
tung, wo der Empfänger von vornhinein wusste, dass ihm 
die Sache ohne Rechtsgrund übergeben worden ist. 
Regelmässig nimmt dann die Klage den Charakter einer 
Schadenersatzklage an (§§. 878, 1294 und 1295 u. fl". a. b. G. B.). 

Andererseits ist aber auch für die Beschränki^ng der Ver- 
bindlichkeit des Geklagten der Umstand von Wichtigkeit, ob er 
im Gegensatze zum oben Gesagten mit Grund dafürhalten 
konnte,^) dass für ihn niemals die Verpflichtung zur Rückstel- 



*) Das Sachs. G. B. bezieht sich im §. 1550 auf die Vorschriften be- 
züglich der cond. indeb. (§§. 1526—1531), ebenso der Dresdn. Entw. im 
Art. 1004 auf die Art. 981— 986; ebenso zwar auch der bair. p]ntw. (Art. 938), 
jedoch mit der Abweichung, dass hier zwischen der cond. ob causam 
finitam und den übrigen Fällen unterschieden wird. Bei der cond. 
ob causam finitam" hat der Empfanger die Früchte blossvon demMo- 
mente herauszugeben, wo der Rechtsgrund aufgehört hat. 

*) Die Fälle dieser cond. sine causa specialis sind eben sehr ver- 
schiedenartig. Die Regel für den Gegenstand der Klage finden 
wir in den §§. 1431, 1435 und 1437 Su b. G. B. und dem der wahren Absicht 
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long des EmpfaDgeDen entstehen wird. In diesen Fällen wird 
er nach dem oben entwickelten Grundsätze bloss die noch be- 
stehende Bereichefang herauszugeben verpflichtet sein (§. 877 
a. b. G. B.).^) 

Entscheidend ist hier in der Regel der Zeitpunkt derKlags- 
zustellung. 

Nach röm. Recht gilt diess auch ftlr den Fall des Wider- 
rufes der Schenkung wegen Undankes des Beschenkten. Vgl. 
Windscheid IL §. 367 ad .-J, dagegen aber Savigny IV. 
S. 76 und 237; nach welchem der Beschenkte vom Momente des 
begangenen Undankes als unredlicher Besitzer zu behandeln ist. 
Nach dieser Lehre Savigny 's lautep die Bestimmungen des 
österr. a. b. G. B. Darnach (§. 949 a. b. G. B.) macht der 
Undank den Undankbaren für seine Person zum unredlichen 
Besitzer, so dass auf ihn dann die Bestimmungen des §. 335 
a. b. G. B. Anwendung finden. ^) 

Bloss in Betreff unredlicher Handlungen (si dolo fecerit, 
quomiiius restitueret) haftet der Undankbare von dem Momente 
an, wo er sich des Undankes schuldig gemacht hat (1. 37 D. de 
don. i. V. et U. [24, 1], 1. 39 D, de mort. c. don. [39, 6], 1. 7 C. 
de rev. don. [8, 36]).®) 

des Gesetzgebers entsprechenden von uns bei der cond. indeb. festgestellten 
Sinne; die hier im Texte hervorgehobenen Momente bilden dann mehr oder 
weniger Ausnahmen von dieser Regel. 

*} Hieher gehören auch vorzüglich die Fälle des §. 1447 a. b. G. B. 
Vgl. auch Koch III. §. 265, S. 411 ad 6. Anders nach dem bair. Entw., 
Art. 925. 

*) Vgl. ünger IL §. 98, S. 215, bes. Anm. 15. Was dort als Bei- 
spiel angeführt wird, ergibt sich aus dem Begriffe „der Bereicherung" des 
Einen auf Kosten des Andern, wie wir denselben festgestellt haben. Hat 
z. B. der Beschenkte die Bereicherung in Folge derselben arglos verthan 
so hat er hiedurch nichts erspart und erscheint auch nicht bereichert. 
Uebrigens gehören die Fälle der revocatio donationis eigentlich nicht unter 
die cond. s. c. specialis. Beide sind rescissorische Rechtsmittel; doch sind 
die sonstigen Merkmale der c. s. c. bei der revoc. don. nicht zutreffend. 
Vangerow zählt sie zu der condictio s. o. (§. 628, S. 411) .... Vgl. insb. 
amh Savigny IV. S. 225. 

**) Savigny IV. S. 224— 230; Windscheid IL §.367 ad3; UngerIL 
§. 98, S. 216—217, Anm. 19. Vgl. auch 1. 63, §. 7, 1. 8, §. 1 D. pro socio 
(17, 2) u.a.m. Was die modernen Gesetzgebungen betrifft, so wird 

a) nach dem sächs. b. G. B. (§. 1062) der undankbare zwar wie 
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§. 7- 

Was endlicb die sogenannte Condictio ob injoBtam cau- 
sam betrifft, so erscheint dieselbe nieht als eine selbe tr 
Klage; denn entweder ist die „caasa injusta" eigentlich < 
furpis" und dann bat hier die c. ob turpem causam statt (< 
a. b. G. B.), oder die injneta causa ist bloss ein vom 
nicht anerkannter Rechtsgrund, daher die VermQge 
IraguDg auf Grnnd eines solchen reeht8ung:iltigen Grup' 
vßllig grundlos erscheint, und die cond. ob injustam 
ist dann eigentlieh eine cond. s. cansa (specialis). ') 

Im letzteren Falle kommen dann die die cond. sin 
(specialis) betreffenden Aueftlbrungen — (§. 6) zur Änwenc 
wobei der dort erwähnte Umstand hervorgehoben zu werd 
dient, dass hier die Klage hänfig den Charakter einer S< 
ersatzklage annimmt (§. 878 a. b. G. B.), und richtet i 
dann die Restitntionspflicht nach dem Grade des Verse 
des Geklagten, resp. beider Theile (§§. 1295, 1323, 132 
a. b. 6. B.).^) 



der EmpfSnger einer Niehtscfauld ^ jedoch vom Augenblicke dei 
rufes ala unredlicher Besitzer behandelt; 

b) nach dem bair. Entwurf, welcher in Art 116 und 117 in 
die rCm. Lehre reproducirt, hat der undankbare Beschenkte bloss ( 
herauszugeben, womit er zur Zeit des Widerrufes noch ber 
ist und wird derselbe bis zum Momente der Klaggzu Stellung als: 
Besitzer behandelt (Art. 117, Abs. 2). 

c) Relativ die beste Bestimmung enthält derDresdn. Entw 
wonach die Bestimmungen hinsichtlich der cond. causa data, ei 
secuta (g. 991, 981—986) zur Anwendung zu kommen haben. 

" ') Vgl. §. 16 meiner Schrift. 

')Exner(„dasPublidtät8princip"und„ÖBterr.Hypotheken 
8. 92 u. if., bes. S. 94, 98, 99—103 u. a. ro. Dazu Hamm, ( 
Nr. 1 u. ff. V. J. 1871 und dagegen Randa, Ger. Ztg. Nr. 3 
J.1871; PrdvnlkNr.XXv. J. 1871, S. 700—702, dagegen wieder 
Ger. Ztg. Nr. 8—10 v. J. 1872 und wieder Randa, Ger. Ztg. Nr 
V. J. 1872, sowie auch Mitth. des deutsch. Juristenver. Prag 
V. J. 1871 (Krasnopolski) — findet in den röm. Formalcontrae 
in der Stipulatio und Äcceptilatio eine treffende Analogie fllr die 
liehen Eintragungen und Löschungen. Denn ebenso, wie d 
bücherliche Eintragung oder L(SBebuiig ein Pfandrecht bestellt o 
gehoben wird, begründen auch diese röm. Formal contracte „obli 
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juris civilis" oder heben solche auf — , hier und dort ipso jure, kraft des 
formellen in ihnen enthaltenen Rechtsgrundes (causa civilis) ohne Bäck- 
sicht darauf, ob der Bechtserfolg auch aus der materiellen causa 
gerechtfertigt erscheint oder nicht. Sowie aber nach röm. Rechte in dem 
letzteren Falle . „condictione^ sine causa** die Aufhebung der so in den 
Vermögensverhältnissen der Parteien entstandenen Veränderung gefordert 
werden kann — ebenso wird auch in den Fällen, wo ein erworbenes 
Hypothekarrecht entweder mit Rücksicht auf die Forderung oder auch den 
Titel sich als eine ungerechtfertigte grundlose Veränderung in den 
Vermögensverhältnissen der Parteien darstellt, die Aufhebung des Tabular- 
actes „cond. sine causa gefordert werden können" (Public. S. 81—104). 
Uns scheint nur die Analogie zwischen den römischen Formalcontracten 
und den hypothekarischen Tabularactcn eine etwas zu weit hergeholte zu 
sein — denn die hypothekarischen Tabularactc sind Formalacte nur „quod 
publicam fidem". 



Die Lehre vom Beweise bei den Cond 
sine causa. ') 

Nach den allgemeinen Ctrnndsätzen des civil gl 
Verfahrens (§ 3 der «eterr. a. G. 0.) soll der Klag 
Klage das Factnm, woraus er sieb ein Recht erw 

') In unserer einheimiachen Literatur gibt ee Über diesen 
in ntuester Zeit eisen einzigen verdienatvollen Aufsatz von Di 
in der allg. öflterr. Ger. Ztg. v. J. 1868, Nr. 4 nnd 5: ,Ueber 
des In-thums bei der Rückforderung' realer Leistungen". D 
beliren wir in unserer Literatur (mit Ausnahme der Andei 
Kirchstetter vgl. S 161, 162) bezüglich der bei weitem st 
Frage, was-Kläger bei der condictiu c. d. c. n. s, zu beweis 
weden Hilfsmittels. Vgl. Unger IL §. 123—129, bes. S. 564- 

Dafur ist wieder die Literatur des gemeinen Rechts au 
Beziehung sehr reich. Vgl. Bethmann-Hollweg, Versuche 
BeweiBlast, S. 320—375; Vangerow IIL §. 625, Anm. 2, S. ■ 
scheid, Vorausselaung, g. 12, S. 189—207; idein. Fand. L §. 1 
ad 5 (c. indebiti) und §. 429 (c. c. d. c. n. a.); Erxieben 
S. 499-507; Bahr §. 18, S. 65 u. ff.; Witte, B. Beweis §. 2i 
%. 32, S. 253; Arndts §. 341, Anm. 8 und krit. Ueberschau 
Heffter, Zusätze zu Weber's: „Ueber die Verbindlichkeit 
filhrung im Civilprocesa" (Halle 1832), S, 285; Gensler, An 
Praxis, IL Bd. XXVII; Römer a. a. 0. S. 55 ». ff.; Zim 
Archiv Wr civ. Praxis, 48. Bd. IV. 8.60—79; Hesse, Uebei 
Arten der Verträge des heuL rßm. Rechtes §. 15, S. 108— lli 
Beiträge zur Lehre vom Klagegrunde und der Beweislast 
S. 125—156 u. ff.; Schlesinger, Formalcontraete , bes. L 
und IL §. 5, S. 203 u. ff.; Glück XIIL §. 83^, S. 111 u. fl 
1.309; SintenisIL§. 109, Anm. 57; Förster IL S.448 und ■ 

In neuester Zeit zum Theile fUr unser einheimisches Bec 
Publioität, S. 109; I>r- Prazäk im Piävnik Nr. XXIV v. J 
Canstein, Die rationellen Grundlagen des Civilprocesses (Wi 
S. 9 — 11; System dea fisterr. Civil prooesarechts von Dr. Antt 
(Wien 1876), bes. §.*24; Deraelbe, ,Di(! Zulässigkeit neuen th 
Vorbringens in den höheren Instanzen (Wien 1873), bes. §< 
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Wir haben duq gesehen, dass nnsere Klagen im Allg 
daranf berahen, „dasa sieb der Geklagte ohne gütigen I 
grund auf Kosten des Klägers mit einem VermSgenebesta 
des Letzteren bereichern würde." 

Hierin Hegt nun aber aueh die Substantürnng t 
Klage. , 

Wir haben weiter aueh gesehen, dass ein giltiger 
grnod ermangelt, weil 

1) entweder der Grand der Hingabe ein nach dem 
unerlaubter ist (causa tuvpis), oder 

2) weil das vom Geber bei der Hingabe nothwendi 
aasgesetzte ermangelt; sei es, dasB es nie vorhanden ge 
oder dass es weggefallen oder nicht eingetroffen ii 

3) weil tlberhaupt von Anfang her kein g 
Rechtsgrund fiir die bewirkte Bereicherung vorhanden i 
§. 2, 3 D. de c. s. c. [12, 7J, §§. 1431, 1435 a. b. G. l 

Es ist einleuchtend, dass der Kläger in allen diesen 
in erster Lini.e anftlhren und beweisen muss, aus wi 
Keohtsgrunde er die Sache in das Vermögen des Andei 
tragen habe; denn erst dann kann aueh benrtheilt wet 

ad 1) dieser Grund von solcher Beschaffenheit ist, i 
in dieser Weise zum Ausdruck gebrachte Wille des vi 
Ireien Gebers eigentlich nicht itlr gebunden angesehen 
kann, sowie ob 

ad 2) die in den Vermügensverhältnissen der Partf 
wirkte Veränderung mit der beigefügten Voraussetzung ttl 
stimme oder nicbf, und ob 

ad 3) Ubej-haupt jeglicher giltiger Rechtsgrund für 
wirkte Bereicherung ermangle. 

Hieraus folgt weiter, dass die Frage, die wir uns 1 
stellt haben, in den Fällen ad 1) (condictio ob turpem i 
uns keine besonderen Schwierigkeiten bereiten wird. 

Der Kläger beweist einfach, dass er aus einem fl 
Geklagten unehrenhaften, unerlaubten Grunde { 
hat, dass aber auf seiner Seite nichts Unerlaubtes mitu 

ankomme, vgl. Unger II. S. 461, Anm. 28. Derselbe §. 129, 
Anm. 22. n. a. m. 



§. 9. 

Der Beweis bei der condictio indebiti. 

Im Allgemeinen liegt der Grund der condictio indebiti darin^ 
dass Jemand etwas ans einem Irrthum geleistet hat, wozu er 
nicht verpflichtet war („quod quis indebitum ignorans 
[per errorem] solvit", 1. 1 D. h. t), §. 1431 a. b. G. B. 

Damit der Klage stattgegeben werden könne, mQssen auch 
diese drei Momente sämmtlich vorhanden sein (L 1 D. h. t. 
§. 1431 a. b. G. B.), und scheint es daher über allen Zweifel klar 
zu sein, dass Kläger auch alle diese drei Momente an- 
führen und beweisen müsse. 

Allein dieser Grundsatz ist weder in der Theorie noch in 
der Praxis und zwar hier um so weniger allgemein anerkannt. 
Als ausgemacht gilt jedoch: 

I. Der Kläger muss beweisen, dass er geleistet hat, d. h. 

a) dass er die Sache (im weitesten Sinne des Wortes §. 285 
a. b. G. B.) in das Vermögen des Andern übertragen, dass also 
die Bereicherung stattgefunden hat (vgl. weiter S. 138), und 

b) dass er diess in der erkennbaren Absicht gethan, 
um eine vorausgesetzte Verbindlichkeit zu erfüllen, d.i. 
solvendi causa. 

Denn wenn der Kläger nicht beweisen kann, dass er sol- 
vendi causa geleistet, dass also einzig und allein unter 
dieser Voraussetzung gegeben worden ist, dann kann er auch 
durchaus nicht darthun, dass die in den Vermögensverhält 
nissen herbeigeführte Veränderung mit seinem wahren eigent- 
lichen Willen nicht übereinstimmt.') 



' 1 



! 

^ i 



•) Vgl. dazu Windscheid, Fand. 1. c; Witte S. 161 u. ff. u. a. m. 
Ebenso ausdrücklich der Dresdn. Entw. Art. 987, Abs. I. — 
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Diese Lebre fliesBt aber auch ganz klar ans der Nah 
Sacbe selbst ControTere ist es nnn wiederum unter den S 
steilem des gemeinen Kechts, wienach eben diese Lebre 
Bestimmung der I. 25 D. prob, und pr.) aus der Natni 
Sacfae zn erklären sei. 

Einige (bes. Erxleben II. S. 499 n. ff., ähnlich ^ 
S. 161 n. ff.) behaupten nämlich, diese Lehre sei eine notl 
dige Conseqnenz dessen, dass einzig und allein zu eine 
stimmten Zwecke, nämlich zu dem Zwecke und unter der 
aussetznng geleistet wurde, nm eine vermeintliche Si 
zu tilgen (oder bei der c. ob rem dati re non secuta mit 
sieht anfeinen kanftigeo Toransgesetzten Erfolg). 

„Es befinde sich doefa" (Erzleben) „das Gegebene 
dessbalb im Vermögen des Empfängers sine cansa, we 
VorauBsetzUDg ftlr die Leistung ermangelt, d. h. 
keine Verbindlichkeit besteht und weil also indebit 
zahlt worden ist. 

Auf diese Art ist sonach der Umstand, dass die Vo 
Setzung der Leistung ermangelt, dass indebite g 
worden ist, ein wesentliches Moment, ans welchem eb( 
Verbindlichkeit, das Gezahlte zurückzuerstatten (obligal 
debite dati), d.h. das Klagerecht uad die Klage selbst entspi 

Hieraus folge aber nothwendigerweise, dass derj 
welcher eine Sache in das Vermögen eines Andern unter 
bestimmten Vorj^nssetznng Übertragen hat, bei Anst 
die Rttckfordemngsklage nicht bloss beweisen mUsse: 

1) Dass er in der That einzig und allein unter jene 
Empfänger erkennbaren Voraussetzung geleistet hat, 

2) worin diese Voraussetzung bestanden, sondern au 
3j dass die Voraussetzung ermangelt, sei es, da 

überhaupt nie vorhanden war (cond. indebiti), oder dass si 
fallen (causa finita, esse desiit), oder dass sie nicht eingel 
ist (non est secuta)."*) 

In Betreff der cond. indebite protnisei und der promisaionia ob ( 
^d eben mit Bttckaicht anf diese Quellenstellen des gemeinen Rech 
sohiedene Ansichten ausgesprochen worden. Vgl. darüber Witte a 
§. 32. Anch Eömer S. 59 u. ff. 

•) Erxleben I. c; Witte I. c. 

PkvUcek, IUI L«lirg y. d. BerelcheiuaKi-Klugaa. 9 
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sich daranf beruft, dass das künftig Vorausgesetzte eingetreten 
ist, und dass er demnach das unter dieser Voraussetzung Em- 
pfangene auch weiterhin behalten kann, muss auch den Um- 
stand beweisen, dass die Voraussetzung wirklich einge- 
treten ist 

Es sei somit als Regel anzunehmen, dass der Geklagte, 
nicht aber der Kläger zu beweisen hat, dass die Voraussetzung 
der Hingabe vorhanden sei. 

„Angenommen aber," lehrt Bahr weiter, „dass die Parteien — 
und besonders der Geber (EJäger) — vermeinen, die gesetzte 
Voraussetzung (causa) sei schon eingetroffen, z.B. A gibt der B 
1000 fl. mit der ausdrücklichen Erklärung, er gebe ihr diesen 
Betrag als „dos" mit Bücksicht auf die bereits abgeschlos- 
sene Ehe; oder auch A leistet mit Bücksicht auf eine letzt- 
willige Verfügung „conditionis implendae causa". Hiedurch hat 
A jedenfalls anerkannt, dass eine Ehe, eine letztwillige 
Verfügung vorliegt. 

Ist nun in diesen Fällen die „condictio sine causa" be- 
gründet, so wird die betreffende Anerkennung insoferne dem 
Kläger ein Hinderniss in deren Geltendmachung sein, als 
hiedurch mehr oder weniger wahrscheinlich gemacht worden 
ist, dass vielleicht schon die vorausgesetzte causa ein- 
getreten sei. 

Der Geber hat durch eine solche Anerkennung der causa 
gleichsam ein Zeugnis s gegen sich selbst ausgestellt, welches 
allerdings nicht immer von gleicher Bedeutung sein wird, 
aber doch zu bewirken vermag, dass die Existenz der causa als 
vorhanden angenommen und der Kläger verhalten werden kann, 
zu beweisen, dass sich die Sache anders verhält, dass trotzdem 
die erwähnte Voraussetzung nicht eingetreten sei. 

Allerdings sei regelmässig — hauptsächlich in den Fällen 
der cond« c. data c. non secuta — diese Anerkennung bloss 
factischer Natur, und können daher allgemeine Regeln darüber 



migt erscheint, er führt bloss an, dass der Vertrag aussergerichtlich 
abgeschlossen wurde, was vollständig zur Substantiirung der Cond. sine 
causa (specialis) ausreicht. Es ist sodann Sache des Geklagten, die Ein- 
wendung selbständig zu erheben und auszuführen, dass der Vertrag ge- 
nehmigt worden ist. 

9* 
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fgeatellt vrerden, welche Bedentung bier der ÄDerkenonng 
BD sei, vielmehr richte aich diese nach dem concreten 
id nach den VerhältniBsen.^) 

ein bezüglich der oond. indebiti sei diese AoerkeD- 
an entscheidender Wichtigkeit, 
ir zahlt, d. h. eine Sache solveodi cansa in das Vermögen 
em Überträgt, erkennt faiemit an, dass fttr ihn wirklich 
rbindlichkeit besteht, welche hiedarch erflült werden 
lese Anerkennung ist aber hier nicht bloss factischer 
ie betrifft vielmehr das zwischen den Parteien bestehende 
irerhältniss. DasB aber über ein Rechtsverhältniss ein 
anmittelbarer Beweis nicht hergestellt werden kann, ist 

rjenige, der sich aaf ein Kechtsverhältniss beraft, mnss 
8 die faetischen Umstände; ans denen dieses 
/erhältniss ersichtlich wird, anfahren und beweisen, 
ir einen Andern wegen einer Schuld klagt, mnss jene 
e anführen, ans denen die erwähnte Schuld entspringt, 
1b genUgt es aber bloss anznlUhreo, dass ihm Geklagter 
ehnlde. 

er eben diese Umstände bilden den processnalen 
rand, welchen der Kläger jedenfalls anfllhren und er- 
auss. 

CDso daher auch in unserem Falle. Wenn derjenige, 
eine vermeintliche Schuld getilgt bat, die Kückstellnng 
ebenen verlangt, so mnss er Umstände anführen, 
irkennen lassen, dass wirklich die vorausgesetzte 
nicht besteht. 

sei demnach eigentlich die in der Zahlung liegende 
nnung der Q-rund dessen, dass bei der cond. indebiti 
msweise der Kläger beweisen müsse, dass die Vor- 
ig der Leistung crmangele".**) 
. Femer kann nur derjenige, welcher ans Irrthum dem 



Jähr 8. 68—71. 

Derselbe g. 18 und 19. Vgl. dazn auch Windscheid, Voranee. 
.§.426, Anm. 19. Ueber daa Weaea dieser Aaerkennnog vgl. 
!0; Windscheid 1. e. nnd dagegen Witte g. 24. 
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venneiiitlichen Gläubiger etwas geleistet hat, mit der c. ind. die 
Rückstellung des indebite Gezahlten verlangen. 

Mass nun in diesem Falle der Kläger auch den Irrthnm 
beweisen? ') 

Wir finden doch sofort in der ersten lex Dig., wo von der 
cond. ind. gehandelt wird; die ausdrückliche Bestimmung: „et 
quidem, si quis indebitum ignorans solvit, condicere potest; sed 
si scienS; se non debere, solvit, cessat repetitio." Ebenso ist 
es femer in sehr vielen andern Stellen dieses Digesten-Titels 
(Dig. de cond. ind. XU. 6) ausgesprochen, es sei unumgänglich 
nothwendig, dass der Geber „per errorem" geleistet hat. Ja es 
gibt bekanntlich Rechtslehrer, welche auf Grund dessen behaupten, 
dass gerade dess wegen in dem Irrthum der Ursprung und 
Rechtsgrund dieser Klage zu suchen sei.®) 

Es scheint daher über allen Zweifel erhaben zu sein, dass 
der Irrthnm ein wesentliches Moment des Klagegrundes ist und 
als solcher vom Kläger stets bewiesen werden müsse. 

Trotzdem herrscht aber weder unter den Schriftstellern 
des gemeinen noch auch unter denen unseres einheimischen 
Rechtes Uebereinstimmung bezüglich der Frage, ob Kläger 
diesen Irrthum auch zu beweisen habe. 

Wohl lehrt die bei weitem grösste Mehrzahl der Rechts- 
lehrer im gemeinen Rechte ganz richtig, dass Kläger jedenfalls 
den Irrthum zu beweisen habe.') 

Zu diesen sind auch jene beizuzählen, welche behaupten, 
dass Kläger regelmässig den Irrthum nicht besonders zu be- 
weisen brauche, weil schon durch Erweisung der Thatumstände, 
ans denen ersichtlich ist, dass der Kläger indebite geleistet habe, 
regelmässig auch der Beweis darüber hergestellt ist, dass der 
Geber im Irrthum befangen war. '") 

Nach röm. Rechte spricht für diese Ansicht insbesondeire 

') Die gesammte einschlägige bedeutende Literatur finden wir bei 
Zimmermann a. a. 0.; auch Römer S. 35. 

■) Savigny, Christiansen, Renand, theilweise auch Koch 1. c. 

*) So z. B. bes. Brinz I. §. 98, S. 416; Vangerow, Fand. §. 625, 
Anm. 2; Mühlenbruch, Fand. §. 381; Sintenis, Gem. Civilr. §. 109, 
bes. S. 526 und 527; Witte 1. c; Arndts 1. c.S.543; Zimmermann 1. c. 

") Vgl. auch Bahr §. 21, S. 83; Windscheid §. 426 in fine 
Anm. 26 und 27; auch Sintenis 1. c. S. 527, Anm. 57. 



•v,rv. 



~ 134 — 

auch der Umstand, dass die Klage nur bei einem error proba- 
bilis zulässig ist^ ein solcher jedoch, wenn er factischer Natar 
ist, eben nur aus denjenigen Umständen, durch welche ein in- 
debitum erwiesen würde, entnommen werden kann, wogegen bei 
einem error juris der Richter wieder einzig und allein aus 
diesen Thatumständen die Ueberzeugung gewinnen kann, dass 
der Irrthum ein wirklich entschuldbarer, ein error pro- 
babilis sei.^*) 

Der Irrthum ist eben ein innerer Geisteszustand, der sich 
der directen Beweisfllhrung entzieht; nur aus den angeführten 
Thatumständen kann entnommen werden, ob der Geber bei der 
Leistung wirklich von einem Irrthume befangen war oder nicht. 

Diess erkennt nun aber der Richter im Ganzen und Grossen 
aus eben denselben Umständen, aus welchen es auch erhellt; 
ob indebite gezahlt worden sei, oder nicht. **) 

Unter den Schriftstellern des gemeinen Rechts sind es nur 
sehr wenige und eigentlich nur Puchta (Fand. §. 309, S. 445),*^) 
die da behaupten, dass Kläger den Beweis des Irrthums nicht zn 
liefern habe. 

Treffend bemerkt dazu Sintenis (§. 109, Anm, 57) in ge- 
rechter Verwunderung: „Wie Puchta dazukommt, weiss ich nicht." 

In letzter Zeit hat namentlich Zimmermann (vgl. oben 
Anm.) '*) klar bewiesen, dass der Irrthum einen wesentlichen Be- 
standtheil des Klagegrundes bilde — und der Kläger mithin so- 
wohl anfahren als auch beweisen müsse, dass er im Irrthum be- 
fangen war (bes. S. 78, 79). — 

Nach unserem a. b. G. B, (§. 1431) kann hieran gar nicht 



") Windscheid 1. c; Witte S. 161 und 162. 

**) Desshalb wird auch der Beweis des Irrthums mit Recht als 
Indicienbeweis bezeichnet. Unger VI. §. 13, Anm. 3. Derselbe in österr. 
Vierteljahrsschrift I. Bd. 1. Heft. „Ueber das Wesen der bon. fid. poss." 
nach österr. Recht, S. 91. Indicienbeweis, circumstantieller Beweis, Beweis 
aus den Umständen, aus dem Zusammentreffen der Umstände, aus Indicien, 
Anzeigen. Vgl. auch Zimmermann, a. a. 0. S. 78 ad 4. Ausdrücklich 
erwähnt dessen der Hess. Entw. in den Motiven. 

*') „Der Beweis des Irrthums liege dem Kläger nicht ob.** 

**) Zimmermann führt auch auf S. 60 — 65, 74 und 75 interessante 
praktische Fälle an, aus denen die Richtigkeit dieser Lehre klar hervor" 
leuchtet. 
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gezweifelt werden, dass der Kläger stets beweisen müsse, dass 
er von Irrtham befangen war. * *) 

Unser a. b. 6. B. hat nämlich vorerst von den unklaren Be- 
stimmungen der 1. 25 D. de prob, praes. (22, 3) gänzlich Um- 
gang genommen nnd auch die dort aufgestellten Praesumtionen 
vermieden. '•) 

Zwar lehren unsere älteren Commentatoren '') durchwegs, 
Kläger brauche nicht zu beweisen, dass er von Irrthum befangen 
war, weil gemäss §. 915 a. b. G. B. eine Schenkung nicht 
verrauthet wird. 

Besonders ist es auch Nippel,'^) der da behauptet, dass, 
wenn bereits erwiesen vorliege, dass indebite geleistet wurde, 
insolange dafür zu halten sei, dass auch aus Irrthum geleistet 
worden ist, als Geklagter das Widerspiel hievon nicht bewiesen 
hat; denn ist es erwiesen, dass indebite geleistet wurde, so könne 
dieses negotium nicht mehr als Zahlung (§. 1412) angesehen 
werden, und mttsste vielmehr als Schenkung aufgefasst werden, 
was aber mit Rücksicht auf die im §. 915 a. b. G. B. ausge- 
sprochene Praesumtion (donatio non praesumitur) nicht angehe. 

Allein dass der §. 915 keine Praesumtion enthält, sondern 
in Uebereinstimmung mit den Quellenausprüchen in 1. 34 D. de 
r. j. (50, 17) „si non appareat, ad id, quod minimum est, redi- 
genda summa est" (1. 9 D. eod., 1. 38, §. 18 D. de v. o. [45, 1]) 
— einen allgemeinen Interpretationsgrundsatz über unklare Ver- 
träge normirt, darüber hat wohl schon Unger jeden Zweifel 
behoben. '•) 

Stubenrauch bekennt sich; wenngleich unbestimmt und 



*') Vgl. dazu Svoboda a. a. 0. 

'•) Die neuen deutschen Gesetzbücher und Entwürfe haben jedoch 
leider jene unseligen Praesumtionen wieder recipirt, so das sächs. G. B. 
§. 1533, Dresdn. Entw. Art. 987; bair. Entw. Art. 913. Vgl. dagegen 
Zimmermann S. 75 und 78. 

*') Zeiller IV. S. 159; Winiwarter V. 98: „aber den Irrthum 
braucht er nicht nachzuweisen, da eine Schenkung nicht vermuthet wird, 
§. 915"; Nippel VIII. 2 ad 11, S. 184—185; Ellinger S. 623. 

^') Nippel scheint hiebei übersehen zu haben, dass das röm. Recht 
hier bloss ausnahmsweise den error juris zulässt, unser Becht dagegen 
jedem Irrthum gleiche Wirkung zusclüreibt (§. 1431, §. 2 a. b. G. B.). 

»») Vgl. II. §. 130, S. 597, Anm. 47. 
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bieden*"*) znr richtigeD Aosicht, Klüger habe zn beweisen, 
von Irrtbnm befangen war, weil sowohl iodebitnni als 
wesentliche Momente des Klagegrniides bilden, 
agegen spriebt sich Unger**) ganz bestimmt nnd ent- 
1 für die richtige Änschaanng aas, indem er anftlhrt, Elä- 
reise eben nur auf diese Art, dass die dem Geklagten 
lene Sache sich in dessen -VermSgen sine cansa*") befinde. 
er Irrlham ist nämlich, wie bereits oben (§. 2) erOrtert er- 
bei der eond. indebiti aosDahmsweise ein wesentliches 
it des Elagegrnndes, wie wir diese anch in unserem 
B. im §. 1431 mit ganz dentlicben Worten ansgedrflckt finden, 
ieser Gesetzesparagraph normirt klar nnd dentlich, was 
n*ttDdaDg der eond. indebiti nothwendig sei, wogegen 
m der gleich nachfolgende §. 1432 die Umstände 
welche zn den Einreden gehören, nnd ist unter den- 
besonders ansdrtlcklich hervorgehoben: „wenn Jemand 
ahlnng leistet, von der er weiss, das» er sie nicht 
; ist." ") 

^nso bestimmen die Stadtrechte ftlr Böhmen nnd Mähren 
V. S. 319 der bereits angeführten bei Ignatins Rnngger 
1 1720 erschienenen Ansgabe), auf jene bedeütnngsvollen 
ansprUcbe des rOm. Rechts verweisend, es sei nothwendig, 

Stabenrauch HI. S. 667 und 668. „Wir möchten aber eher 
egengesetzten Ansicht beipflichten." So auch noch in der neaesten 

(Wien 1876) III. S. 510. 

I IL S. 456, Anm. 22, §. 130, S. 597, Anm. 47. 
I Vgl. auchKirchstetterS. 623und621, dann die Entscheidung des 
aret. G. H. vom 14. November 1855, Z. 11112, Glaser-Unger- 
r I. Z. 141 r „die Vomiänner der Klägerin können im vorliegenden 
ensowohl aus Freigebigkeit als ans Irrthnm gezahlt haben, 
also nothwendig, dass die Klägerin deutlich dargethan hätte, die 
sei nur aus Irrthum gestohehen. 

Vgl. Zimmermann I. c. S. 76 und 77; Svoboda I. c. S. 18. 
31 a. b. G. B. finden wir den ersten Absatz des ebenso kurzen als 
igsvolten Ausspruches Ulpian's in 1. 1, §. ID. h. t wiedergegeben: 
indebitum ignorans solvit", wogegen die Schlussworte des 
rieder eine Paraphrase des zweiten Absatzes sind; „sedsi seien» 
ebere solvit, cesaat repetitio". 
ähnlich 1. 7 D. h. t., 1. 16, 40, 50 (sed si sciens indebitum dedit 

non potest), I. 54 D. h. t. u. a. m. 
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dass der Geber „aas Unwissenheit sich bat bedanken 
lassen, als ob es eine aafrichtige Schald wäre" — woraus jeden- 
falls folgt, dass der Kläger, am seine Klage gehörig zu begründen, 
beweisen mnss, „dass er sich hat aas Unwissenheit be- 
dttnken lassen." 

Gleiches bestimmt auch für diesen Fall das preassische 
und französische Civilrecht 

Umständlich und klar sind in dieser Beziehung die Bestim- 
mungen des preussischen a. Landrechtes — es ist nämlich zur 
Statthaftigkeit der Klage nothwendig, „dass die Zahlung aus 
einem Irrthum geschieht.***) 

Ebenso das französische Civilrecht im Art. 1377 
(1. Abs.): „Lorsqu'une personne, qui pär erreur se croyait de- 
bitrice, a acquittö une dette, eile a le droit de repötition" und 
hat hier der Kläger auch den Irrthum zu beweisen.*^) 

Es gibt jedoch auch Fälle, wo der Geber, trotzdem er be- 
weisst, sowohl, dass er 

1) gezahlt hat, als auch, dass diess 

2) aus einem Irrthum geschehen, und 



'*) „Soll eine Zahlung widerrufen werden, so muss ausgemittelt 
werden: 1) Dass für die Person des Zahlenden gar keine, auch nicht eine 
moralische Verbindlichkeit zur Zahlung vorhanden gewesen sei. 2) Dass 
Empfänger dadurch einen V ort heil erlangt, wozu er kein Recht habe. 
3) Dass die Zahlung aus einem wirklichen Irrthum geschehen sei.** 
A. L. R. I. 16, §. 178, vgl. auch §. 166 und 181; Koch m. §. 259, S. 367 
und §. 260 ad IV. S. 189; Förster IL S. 449: „Für das a. L. R. existiren 
diese Zweifel (d. i. wie im gemeinen Rechte) nicht. Der Kläger muss den 
Irrthum, weil dieser zum Klagegrunde gehört, behaupten und beweisen." 
Das Sachs, b. £r. B. §. 1533, der Dresdn. Entw. Art. 987 und bair. Entw. 
Art. 913 bestimmen übereinstimmend, wie bereits erwähnt, dass, sobald der 
Kläger bewiesen hat, er habe gezahlt, um eine nicht bestehende ver- 
meintliche Schuld zu tilgen, der Irrthum so lange präsumirt wird, bis 
der Geklagte diese Vermuthung einredeweise entkräftet hat. Das Zü- 
richer Gesetz bestimmt im §. 1222 dass der Kläger die Umstände zu 
bescheinigen hat, unter denen er zu der irrigen Annahme einer Schuld- 
verpflichtung verleitet worden ist. Läugnet aber der Geklagte den Em- 
pfang der Zahlung und wird dieselbe vom Kläger erwiesen, so wird diesem 
der Beweis des Irrthums erlassen und dem Geklagten der Beweis aufer- 
legt, dass Kläger eine wirkliche Schuld oder wissentlich eine Nichtschuld 
gezahlt habe (§. 1223). 

") Vgl. dazu Zachariae (Puchelt) IL S. 692, Aitm, 7, 



§. 10. 

Der Bew^eis hei der condictio causa data causa 

non secuta. 

Noch mehr aber gehen die Ansichten bezüglich der Beweis- 
last bei der condictio cansa data causa non secuta') auseinan- 
der, und wir wollen daher bei dem bedeutenden Interesse und der 
Wichtigkeit dieser in unserer österr. Literatur kaum dem Namen 
nach bekannten und besonders schwierigen Frage (Unger IL 
S. 564; Anm. 27) dieselbe gleichfalls einer eingehenden Unter- 
suchung unterziehen. 

Die eine Ansicht und zwar jene, zu der sicli die meisten 
Rechtslehrer bekennen^) geht dahin, dass der Kläger zu be- 
weisen habe: 

1) dass er wirklich einen Bestandtheil seines Vermögens 
in jenes eines Andern fibertragen habe; 

2) dass er diess mit Rücksicht auf einen künftig vor- 
ausgesetzten ehrbaren Erfolg, unter einer beiden Tbeilen 
erkennbaren Voraussetzung gethan, und 

3) dass die Voraussetzung der Leistung sich nicht ver- 
wirklicht hat, dass sie nicht eingetreten sei (causa, ob quam da- 
tum est, non est secuta).®) 

Gegen diese Lehre hat sich in jüngster Zeit*) vorzüglich 
Wind scheid (Voraussetzung §. 12, S. 189—208, Fand. IL §.429 

•) Vgl. die Literatur oben bei §. 8, Anm. 1. 

") Vorzüglich Bethmann-Hollweg 1. c. S. 341; Erxleben IL 
499; Witte §. 24; Brinz, Fand. §. 97, S. 41L 

*) Aehnlich verhält es sich in jenen Fällen, wo die Voraussetzung 
der Leistung aufgehört hat (causa finita). 

^) Diese Lehre wurde eigentlich schon von Heffter angeregt. Vgl. 
dessen Zusätze zu Web er' s Verbindlichkeit zur Beweisführung (Halle 1832). 
Summarische Revision der Theorie von der Beweislast, bes. der W^b^r'- 
9chen Lehr^ I. ad 5, 
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sprochen hat^ hält zuversichtlich dafttr^ dass die vorausgesetzten 
Umstände, auf denen sein Wille beruht, wirklich vorhanden sind, 
oder dass sie es gewesen sind, oder das sie sein werden. 

Aber eben mit Rttcksicht auf diese Zuversicht des Gebers 
lässt sich nicht behaupten, dass er auf das hieraus flir ihn re- 
sultirende Recht verzichten würde, wenn das Gegentheil des von 
ihm Vorausgesetzten sich ereignen sollte. 

Desshalb muss derjenige, dem eine Sache „dotis causa'' 
gegeben wurde, deren Rückstellung von ihm verlangt wird, be- 
weisen, dass die Ehe wirklich abgeschlossen worden ist, falls er 
das ihm Gegebene auch fernerhin behalten will; denn die Sache 
wurde ihm nicht pure gegeben, sondern als dos. Sie befindet 
sich desshalb in seinem Vermögen entweder als dos oder sine 
causa; im letzteren Falle muss dieselbe lückgestellt werden, 
wogegen sie im ersten Falle der Empfanger behalten kann. Eben 
desshalb muss er auch beweisen, dass sie sich als dos 
in seinem Vermögen befindet, d. h. er muss beweisen, 
dass die Voraussetzung, unter welcher sie gegeben worden 
ist, eingetreten ist."') 

Gegen diese Lehre von Windscheid und Bahr wendet 
besonders Witte (§. 24, cit. S. 173) ein, dass sie das mass- 
loseste Reurecht statuirt 

Nachdem wir nun die verschiedenen Ansichten kurz skiz- 
zirt, wollen wir in der nachfolgenden Darstellung eine Zusammen > 
Stellung der pro und contra sprechenden Gründe versuchen und 
schliesslich untersuchen, wie diese Lehre in unserem österr. Rechte 
zu construiren wäre. 



^ Windscheid, Vorauss. S. 189, 190; dagegen wieder Erxleben IL 
S. 501 und 502, und Witte S. 173. 



§. 11. 

Släger hat den Nichteintritt der Voraus- 
setzung zu bs'weisen. 

Kläger') mnss beweisen, das» der Zweck der E^ei- 
iht erreicht worden, daes die Voranssetznng^) nicht 
ten ist — denn: 

)eD Rechtsgrond nnaerer Klage bildet beksnotlicb der 
dase die in den VermögensTerbältnissen der Parteien 
Veränderang dem wahren eigentlieben Willen des 
iderstreitet, dass sie mit dem beabsichtigten Zwecke 
reinstimmt, m. a. W., dass die auf den Geklagten tlber- 
jäche sich in dessen Vermögen ohne Grnnd, sine 
efindet. 

„sine causa habere" bildet sonach hier den Klage- 
tmdamentnm agendi); ebendesshalb, weil Geklagter 
: sine cansa hat, findet unsere Klage statt („competit 

)■ 

li den allgemeinen Gmndsfitzen des formellen Rechtes 
österr. a. G. 0.) mnss Kläger in seiner Klage alle 
anführen, ans welchen sein Recht entspringt Der 

dieser Umstände, aus denen sein Klagerecht, sein Klags- 

äiesst, ist eben der Klagegrnnd. 

Kläger mass femer nach den Grundsätzen des Frocess- 

5I. voraUglich Bethmann-Hollweg, Versttche, S. Sil a. ff.; 

IL 8. 499—507 u. ff.; Witte §. 23, bes. 8. 170 und §. 24 
in WJDdscheid und Bahr); £riii£, Fand. I. g. 97 infineQ.a.m. 
st der Zweck ein negativer, so wird dieser Beweis dadurch ge- 

ein dem beabsichtigten Zwecke widersprechendee positives Er- 
ihgewiesen wird. Ist aber der Zweck ein positiver, so mnsa 
reisen, dass dieser Zweck überhaupt nicht mehr in der erfor- 
Veise erreicht werden könne." Witte S. 170. 
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rechtes (vgl. z. B. Renaud S. 254; §. i04 a. G- 0.)alle Umstände, 
die er in seiner Klage angeführt hat, oder vielmehr, die er zar 
Begründang seines Klagsanspruehs anfUhren mnsste, auch be- 
weisen; der Kläger mnss daher alle Umstände beweisen, die 
den Klagegrnnd ausmachen. 

Hiedurch erscheint aber unsere Frage auch schon beant- 
wortet: Der Geklagte hat die Sache, welche er auf Grund eines 
giltigen Rechtsgrundes erworben, nur dannund nur inso ferne 
sine causa, als die bei der Hingabe gesetzte Voraussetzung 
nicht eintritt (causa, ob quam datum est, non est ^secuta). 

Ist es nun Sache des Klägers zu beweisen, dass Geklagter 
die Sache in seinem Eigenthum sine causA hat, dann muss er 
eben auch beweisen, dass die gesetzte Voraussetzung nicht 
eingetreten sei, dass die causa, ob quam datum est, non est secuta.^) 

2) Die Verpflichtung zur Rückstellung des ob rem oder 
causam Empfangenen (obligatio ob rem dati) entsteht nicht schon 
bei der Hingabe der Sache ob rem, ob causam, wie von einer 
Seite gelehrt wird, sondern erst bei Nichteint ritt der Voraus- 
setzung. Denn nur durch das Nichteintreffen des erwarteten 
Erfolges, der Voraussetzung, wird die Leistung zu einer grund- 
losen, woraus eben die obligatio ^uf Rückstellung des ob 
rem Empfangenen und die condictio causa data, causa non se- 
cuta entspringt. Dass dem so sei, beweisen auch ausdrückliche 
Quell^nausprüche als: „Gonstat id demum posse condici, quodvel 
non ex justa causa ad cum pervenit, vel redit ad non justam cau- 
sam'' (1. 1, §. 3 D. de cond. sine causa 12, 7). Ebenso: „Omissa 
enim bonorum possessione incipit pecunia sine causa esse apud 
heredem'' (1. 8, §. 5 D. de coUat. bonorum 37, 6) u. a. m.^) 

Der Nichte in tritt der Voraussetzung ist somit ein wesent- 
licher Bestandtheil des Enstehungsgrundes der obligatio ob rem 
dati re non secuta und daher der condictio causa data c. n. se- 
cuta und gehört daher jedenfalls zum Klagegrunde. 

Daraus folgt aber mit Nothwendigkeit, dass derjenige, 



') So äussert sich Brinz kurz und treffend (§. 97, S. 411): „ohne res 
non secuta ist die ob rem dati re non secuta obligatio nicht denkbar; so 
muss, denkt man, Kläger das Dasein, der Obligation mithin auch den Nicht- 
erfolg beweisen." Vgl. auch Unger IL §. 123, S. 497 u. ff., §. 129, S. 557 n. tL 

*) Vgl. Erxleben IL §. 6, bes. S. 90 u. ff., §. 7, S. 120 u. ff. 
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ler das ob rem Tel caaaam Gegebene zar}lGkfordeni will, 
inpten nnd beweisen rnttase, dass der von ihm als Grand 
i^eistong Toransgesetzte Erfolg nicht eingetreten sei. 

Damit stimmen anoh zahlreiche Qaellenaaaprtlche Uberein, 
lenen es einleuchtend ist, dasa nach der Ansicht der rSm. 
ten das Auableiben der caosa fatara zam Klagegrande ge- 

80 z. B. 1. 9 princ. D. b. t. (12, 4) „ . . . . et re non se- 
. ego a apoDso oondicam"; I. 2 D. eod. „ . . . . causa non 
A, decem repetentnr" n. a. m. 

3) Ea ist wohl allgemein anerkannt, dass derjenige, welcher 
n Ansprach auf ein bereits bestehendes Reehtsverhält- 
zarUckfUhrt, nicht die negativen Umstände zu beweiseu 
cht, ans denen der Fortbestand dieaes Rechtsrerbältoiases 
btlicb Trtlre. 

Der Kläger hat seinerseits genug gethan, wenn er beweiset, 

dieses Verhältniss vorliegt; derselbe braucht nicht za be~ 
ten und zu beweisen, dass Geklagter seine Verbindlichkeit 

erfüllt habe, es liegt vielmehr amGeklagten, anzuführen, 
daher auch zo beweisen, dass er erfüllt bat, wozu er 
iflicbtetwarund dass das Recht des Klägers aufgehoben s^.^) 

Unrichtig wäre es jedoch, wenn wir diesen Grandsatz Über 
Eeweislast auch auf unseren Fall anwenden wollten, wie dieas 
den Anhängern der Gegenansicht behauptet wird. Denn in 
rem Falle grUndet sieh der Klagsanspmch keineswegs bloss 
las zwischen den Parteien so geschaffene RecbtsverhältDiss, 
ftss es hioreichen wUrde, wenn der Kläger den wirklichen 
tnd dieses Rechtsverhältnisses oder Rechtazustandes erweist 
lieh dass er ob causam geleistet hat), nnd dasa der Geklagte, 
I er die Sacbe auch fernerhin behalten wollte, die Erfttl- 
; alao hier „rem, causam esse secutam" erweisen müsste. 

Der Klagsanspruch gründet sich vielmehr in unserem Falle 
)ine ganz neue Obligatioo, welche eben dadurch ent- 
den ist, dass die Voraussetzung nicht eingetreten ist — dass 
»UBa, ob quam datum est, non est secuta. 

Eben erst dadurch, dass causa ifon est secuta wurde fUr 
Geklagten die „obligatio ob rem dati, re non secuta" als 

*} Unger II. g. X29, a Ö65 vgl. auch Hesse, Jor. Probl. (1872) §. 24, 
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eine neue obligatio zur Rückerstattung des Empfangenen 
existent 

Es ist daher einzig und allein dieser Umstand, dass 
causa non est secuta, die Entstehungsquelle des klägerischen 
Rechtes, dieser neuen Verbindlichkeit des Geklagten; dieser Um- 
stand ist somit geradezu die Bedingung, von welcher der Klags- 
anspruch abhängt, aus welcher er direct entspringt und muss 
daher nothwendigerweise vom Kläger erwiesen werden.®) 

4) Unrichtig ist auch die Lehre (Bahr S. 68 und 69), dass 
der zwischen den Parteien auf diese Weise bewirkte Rechtszu- 
stand ein unvollendeter sei; denn die Sache wurde rechts- 
giltig auf Grund des wirklichen, giltigen Willens des 
Gebers dem Empfänger zugewendet und ist dadurch das Rechts- 
geschäft vorläufig abgeschlossen. — Dabei muss es gleich- 
giltig bleiben, ob vielleicht einmal dieses Rechtsverhältniss eine 
Veränderung erleiden, ja sogar aufgehoben werden kann, 
wenn nämlich die vorausgesetzte causa nicht eintrifft; denn eben 
dadurch, dass die gesetzte Voraussetzung nicht eingetreten ist, 
entsteht für den Empfänger eine neue Verbindlichkeit, nämlich 
die, dasjenige herauszugeben, was er ehedem mit dem Willen des 
Gebers giltig erworben hat. 

Es'lässt sich doch nicht verkennen, dass der, wenn auch mit 
Rücksicht auf eine Voraussetzung erklärte Wille eines dispositions- 
fähigen Menschen — und somit auch die in den Vermögensver- 
hältnissen der Parteien derart bewirkte Veränderung — solange 
ihre vollkommene Giltigkeit behält, als nicht entschieden ist, 
dass die Voraussetzung nicht eingetroffen ist. 

Es steht ferner unzweifelhaft fest, dass der Geber im Momente 
der Uebertragung wusste, dass die vorausgesetzte causa noch 
nicht eingetreten sei, und da er dennoch geleistet hat, so kann 
er nicht eher behaupten, dass diese Uebertragung eine grund- 
lose ist, bis er beweiset, dass sie zu einer grundlosen ge- 



*) „Denn der Nichteintritt der causa futura ist wesentliche Bedin- 
gung der Obligation und Klage .... und einer negativen Bedingung zu 
vergleichen, deren Erfüllung nach ausdrücklicher Erklärung der Quellen 
der Kläger beweisen muss'* (1. 10 D. de v. o. [45, 1]), so bei der revocatio 
donationis sab modo, bei der Rückforderung wegen nicht erfolgter Ehe 
und inähnlichen Fällen jener condictio", Bethmann-Holl weg, Vers. S.341. 

Pavlicek, zur Lehre v« d. Bereichernngs-KIagen . J[Q 
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') Vgl. Windscheid, Vorauss. §. 12, S. 189, ders., Fand. IL §.429 
und Anm.; Bahr, Anerkennung, §. 18, S. 65, bes. S. 68 u. ff.; Gerber, 
^Beitrage", §§. 35—40, S. 125—156. Zu diesen ist auch Arndts zu zählen, 
„Krit. Ueberschau" (vgl. S. 140, Anm. 5), bes. S. 223 und 224. Vgl. auch Wi n d - 
scheid, „tKrit. Vicrteljahrsschrift fttr Gesetzgebung und Rechtswissenschaft" 
(von J. Pözl), München 1859, I. ad 4 („die Bereicherungsklagen von 
H. Witte"), bes. S. 121, 124 u. a. m. 
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§. 12. 

IL Der Geklagte hat das Eintreffen der Voraus- 
setzung zu beweisen. 

Für die gegeDtheilige ^) Ansicht lassen sich dagegen die nach- 
stehenden Gründe anführen: 

Ad 1) Es ist richtig, dass der Kläger in der Klage sämmt- 
liche Umstände anführen muss, aus denen sein Kiagsanspruch 
entspringt, welche also zar Suhstantiirung der Klage nöthig sind, 
und dass der Kläger regelmässig auch diejenigen Umstände, die 'i\ 

er anführen musste, zu beweisen hat (§§. 3, 104 a. 6. 0.). -^ 

Es darf jedoch nicht tibersehen werden, dass nur wirkliche *; 

Thatumstände, Thatsachen, zu beweisen sind, keineswegs 
aber Rechtsverhältnisse oder rechtliche Zustände, „dass irgend 
ein Recht wirklich besteht, fortdauert, oder dass es nicht mehr 
besteht,^ zu existiren aufgehört hat,^^ wenn auch der Kläger der- 
gleichen Rechtsverhältnisse anführt und sich auf dieselben beruft. | 

Hieraus folgt aber nothwendig, dass der Kläger in den 
Fällen, wo er sich auf ein zwischen ihm und dem Geklagten be- 
stehendes Rechtsverhältniss beruft, wenn er auch anführt, 
dass er sonach dieses oder jenes zu fordern berechtigt sei, die 
negativen Umstände nicht zu beweisen braucht, aus denen 
hervorgehen würde, dass dieses sein Recht noch andauert 
und nicht aufgehört hat. 

Es muss hinreichen, wenn der Kläger Umstände beweiset. 
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Im Gegentheile hat eben der Geklagte za beweisen, 
dass erfüllt worden ist; and dass somit das Rechtsverhältniss 
aufgehört hat. 

So verhält sich die Sache eben in unserem Falle. Der 
Kläger hat zu beweisen, dass er die Sache dem Geklagten 
einzig und allein unter einer gewissen, beiden Theilen er- 
kennbaren Voraussetzung, mit Rücksicht auf einen vor- 
ausgesetzten Erfolg gegeben hat. Hiemit hat er aber auch 
Alles bewiesen, was ihm nach den allgemein anerkannten Grund- 
sätzen des formellen Rechts zu beweisen oblag ; sonst braucht er 
nur noch anzuführen, dass nicht erfüllt worden, dass die Vor- 
aussetzung nicht eingetroffen sei. Hiedarch erscheint der 
Elagsanspruch vollkommen begründet. 

Will der Geklagte nun die derart erworbene Sache auch 
fernerhin behalten, so muss er anführen und beweisen, dass 
erfüllt wurde, dass die gesetzte Voraussetzung eingetroffen ist, 
dass daher das betreffende Rechtsverhältniss aufgehört 
hat und das Recht des Klägers erloschen ist. 

Sonst müsste*) in den meisten Fällen Kläger beweisen^ dass 
von allen den möglichen verschiedenartigsten Thatum- 
ständen, die sein Recht zu vernichten geeignet sind, kein ein- 
ziger eingetreten sei. Besonders absurd wäre diess in den 
Fällen, wo die Voraussetzung auf eine mehrfache Weise 
erftlllt werden kann und ergeben sich daher die hieraus resul- 
tirenden Inconsequenzen aus der eigenen Lehre der Gegner. 

So behauptet Witte (S. 170), dass bei einer positiven Vor- 
aussetzung der Kläger beweisen müsse, der beabsichtigte Zweck 
könne überhaupt nicht mehr in der erforderlichen Weise 
erreicht werden. Nun ist es aber wohl klar, dass in den meisten 
Fällen ein solcher Beweis gar nicht hergestellt werden kann.*) 

Ad 2) Es ist unrichtig, dass die „ obligatio ob rem dati'' erst 
bei Nichteintritt der Voraussetzung entstehe. Dieselbe entsteht 
vielmehr sofort schon bei d,er Hingabe ob rem oder ob 
causam futuram. 

Die Verpflichtung zur Rückstellung des ob causam Em- 

*) Vgl. Unger IL S. 566. 

*) Vgl. dazu auch Savigny V. §. 225, S. 159, Anm. m.; Unger II. 
§. 129, S. 565—567, bes. Anm. 30; Gajus IV. §. 47. 
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Rechtes hat nun darnach der Geber zn beweisen, ät 
caaxani fatnram geleistet habe, und derselbe hat bloE 
ftlhren, dass diese eausa noch nicht eingetreten sei. 

Will Geklagter auch weiterhin das ob causaii 
Empfangene behalten, so hat er zu beweisen, dass di 
wirklieh eingetreten sei, da das Eintreffen des gebofftei 
eine rechtsTeruicbtende Thatsache inrolrirt. 

Die von den Gegnern dieser Ansicht angefOhrten Q 
sprUche, aus denen es erhellen soll, dass nach der Ai 
xöm. Jaristen der Nicbteintritt der causa zum Klageg 
hört (so z. B. „re non secuta condicam" u. a, m.), wen 
andere ganz klare und bestimmte Ansspi-Uche der QdcII 
sirt, so z. 6. „causa secuta, repetitio cessat" (I. I pr. D 
c. data, c. n. s. 12, 4) „et nisi nuptiae secatae fnerint, r 
(I. 8 D. de jure dotam 23, 3) u. a. m,'} 

Ad 3} Die Gegner behaupten ferner, es handle sk 
liegenden Falle um eine ganz neue Verbindlicbkei 
eben erst dadurch entstanden ist, dass Geklagter i 
bindlichkeit nicht erfüllt hat, dass die Voraussetznn 
eingetroffen ist.*) 

Allein diese Ansicht ist nicht richtig. Es handelt 
nicht um eine neue Verbindlichkeit, denn 

a) es liegt hier ein einheitliches, ungetheiltes 
schäft vor; der Kläger bat eine Sache in das VermÖgei 
klagten unter der Voraussetzung eines künftigen Erfo1 
tragen: trifft diese Voraussetzung nicht ein, so forde 

• Rückstellung auf Grund ebendesselben Rechtsgesch 
Grund dessen er geleistEjt hatte, zurück. ' 

b) Das Irrige dieser Behauptung gründet sich hau 
auf der Anschauung, dass dib Sache durch einen ganz 
digen Willen des Gebers in das VerraSgen des Gekla^ 
tragen wurde und äass hiemit dieses Reehtsgeschä 
schlössen sei. Dieser selbständige Wille bildet : 
Recbtsgrund dieses Reehtsgeschäftes und desshalb sei 

') Vgl. Gerber I. c. bes. S. 145. 

*) IHe Frage, ob hier eine neue Veibindlichkeit entstehe 
hängt mit der Auffassung des Verhältnisses der Voraussetzui 
klärten Willen zusammen. Vgl. Windscheid, Fand. g. 429, -^ 
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somit bloss anter einer Voraussetzung, mit Rttcksicht auf 
einen vorausgesetzten Erfolg geleistet worden ist, und 
gentigt es weiter, dass er bloss behauptet, dass diese Verbind- 
lichkeit nicht erfüllt worden, der vorausgesetzte Erfolg nicht 
eingetroffen M) ist, ohne auch das Letztere beweisen zu müssen. 

d) Die hier vertheidigte Ansicht hat aber vorzüglich Giltig- 
keit nach neuem Rechte in denjenigen Fällen, wo dem Geber 
ein Klagerecht auf die Erfüllung der Voraussetzung zusteht'^) 

Hier handelt es sich wirklich um die Erfüllung einer Ver- 
bindlichkeit im vollen eigentlichen Sinne des Wortes 
und wird es Niemanden einfallen, zu behaupten, dass auch hier 
der Kläger zu erweisen habe. Geklagter habe seine Verbind- 
lichkeit nicht erfüllt. 

Der Umstand, dass der Geber (Gläubiger) statt der Erfül- 
lung die Rückstellung der unter einer Voraussetzung dem Ge- 
klagten gegebenen Sache verlangt, kann daran wohl nichts ändern; 
denn die Rückstellung ist eben jene nachtheilige Rechts- 
folge, welche für den Geklagten aus der Nichterfüllung resnltirt 
und nur dann, wenn der Geklagte beweiset, dass er seine 
Verbindlichkeit wirklich erfüllt hat^ ist der Anspruch des 
Klägers erloschen. 

Irrig ist daher die Lehre Derjenigen, die da behaupten, die 
Nichterfüllung der Verbindlichkeit beinhalte eine negative Be- 
dingung, von welcher die Entstehung der neuen Obligation ab- 
hängig erscheint, so dass also der Kläger diese negative Bedin- 
gung, aus welcher sein Klagrecht entspringt^ beweisen 
müsse. *^) 

Anstatt des Rechtes auf Erfüllung oder vielmehr 
neben diesem Rechte entstand hier bloss das Recht auf Rückstel- 
lung, eben als eine nachtheilige Rechtsfolge dessen, weil nicht 
erfüllt worden ist. **) 

Ad 4) Es steht fest, dass in unseren Fällen der Wille des 
Gebers nicht pure, unbeschränkt erklärt worden ist; der erklärte 



»^) ünger IL §. 129, S. 566 und 567 u. a. m. 
'*) Windscheid, Pand. §. 429, Anm. ad 5; vgl. auch Unger IL 
§. 84, VL §. 18. 

*') So Bethmann-HoUweg L c. 
") Unger IL §. 129, S. 559. 
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ist^ der hiedorch einen Yortfaeil ftir sich anstrebt, wenn er die 
Rttckstellung dessen verlangt, was er dem Geklagten gegeben hat. 

Der Geklagte hat die ihm übergebene Sache auf Grand 
eines xmter einer Voranssetznng erklärten Willens erworben und 
soll demnach die Sache diesem Willen gemäss dauernd nur 
insoferne behalten, als die gestellte Voraussetzung wirklich 
eintrifft; sein definitives Recht zu der Sache wurde daher ab- 
hängig gemacht von der vom Geber gestellten Voraussetzung. 

Der Geklagte muss doch zugeben, dass er die Sache nur in- 
soferne auf die Dauer behalten kann, als die Voraussetzung ein- 
trifft. Es ist also gerade der Vortheil des Geklagten, die 
Sache noch weiterhin dauernd behalten zu dürfen, einleuchtend 
und ebenso ist es auch klar, dass dieser Vortheil nur dann ein- 
tritt, falls der vorausgesetzte Erfolg (die Voraussetzung) ein- 
trifft; es muss demnach der Geklagte nach der eigenen 
Lehre unserer Gegner beweisen, dass dieser Erfolg, die Vor- 
aussetzung eingetroffen ist. '*) 

Der Geklagte muss doch zugestehen, dass er die ihm über- 
gebene Sache nur insoferne definitiv in seinem Vermögen hat, 
als die Voraussetzung eingetroffen ist ; will er daher wiitlich die 
Sache in seinem Vermögen definitiv behalten; so muss er auch 
beweisen, dass die Voraussetzung wirklich eingetroffen ist. 

Ad 6) Es ist schliesslich wohl richtig, dass unsere Klage 
dem Verkürzten ex aequo et bono eingeräumt worden ist. 

„Ex aequo et bono" soll der zwischen dem eigentlichen 
Willen des Gebers einerseits und dem durch die üebertragung 
der Sache in das Vermögen des Empfängers äusserlich erklärten 
Willen desselben andererseits entstandene Conflict — der Conflict 
zwischen dem materiellen Rechte des Gebers und dem formellen 
Rechte des Empfangers — ausgeglichen werden (vgl. Erx- 
leben 1. S. 35). 

Nach dem eigentlichen, wahren Willen des Gebers soll der 
Geklagte die ihm übergebene Sache nur dann dauernd be- 
halten dürfen, wenn die Voraussetzung, durch welche der 
Wille sich selbst beschränkt hat, eingetroffen ist. 

Will demnach der Geklagte die Sache auch fernerhin 



•«) Vgl. auch Winds cheid in PözTs Viertel) ahrsschrift (1859), S. 122, 
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danernd b eh alten; so mnss er nothwendigerweise von diesem 
Standpunkte des aeqanm et bonam beweisen , dass die gestellte 
Voraussetzung eingetroffen ist und dass somit die in den Ver- 
mögensverhältnissen der Parteien bewirkte Veränderung mit dem 
eigentliehen wahren Willen des Gebers sich im Einklänge 
befinde. 

§. 13. 

in. 

Eine dritte ') vermittelnde Ansicht geht dahin, es müsse 
vor Allem der Unterschied gemacht werden, ob die gestellte 
Voraussetzung darin besteht, 

a) dass der Empfänger etwas zu leisten, zu erftlllen 
hat, oder 

b) in einer zukünftigen Ereignung oder in der Handlung 
eines Dritten. 

Ad a) In diesen Fällen ist der Empfänger wirklich zu einer 
Leistung verpflichtet, er ist, wenn auch nicht in. der vollen und 
eigentlichen Bedeutung des Wortes Schuldner, der Geber Gläu- 
biger, und diess umsomehr nach neuerem Rechte, als jeder giltig 
geschlossene Vertrag — wenn er auch nach röm. Rechte bloss 
ein nudum pactum wäre') — bindend ist 

Wie nun der Geklagte nach den allgemein anerkannten 
Grundsätzen des Processrechtes, wenn er auf Erfüllung belangt 
würde, beweisen müsste, dass er erfüllt hat, so triffi ihn auch 
hier die Beweislast, insoferne aus der Nichterfüllung der Voraus- 
setzung ein anderer Rechtsnachtheil für ihn resultiret.^ 

Denn nur dadurch, dass Geklagter beweist, er habe 



') VgL dazu Hesse (siehe oben §. 8, Anm. 1> §. 15, S. 108—112. 

^) Es wurde schon oben (§. 5, Anm. 16, über den Gegenstand der c. e. 
data c. n. s.) angeführt, dass nach neuerem Rechte die Fälle dieser Klage nnr 
selten vorkommen ^vgL auch meinen An&atz in der Ger. Ztg. Nr.27 t. J. 1872). 
Was aber den Anftrag (modus) betrifft, der Tonoglich in diese Gmppe 
eimoreihen kommt, so ist es eben sehr zweifelhaft, ob nadi dsterr. 
B echte dne Klage aof dessen ErfuUong zulässig ist 

*) Tgl. Hesse L c; Unger IL §. 129, & 567—569. 
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seine Verbindlichkeit erfHUt, es sei sonach die gestellte Voraas- 
setznng eingetreten — wird das Recht des Klägers aufgehoben. 

Ad b) Anders verhält sich die Sache aber in den Fällen^ 
wo es sich um ein vom Geber (Kläger) kttnftig voransgesetztes 
Ereigniss oder die Handlang eines Dritten handelt. •■ 

Hier ist einerseits der Empfänger nicht verpflichtet , selbst 
etwas za leisten und andererseits lässt sich aach nicht die nahe 
Verwandtschaft mit dem Falle verkennen , wo aus Irrthum ein 
indebitum gezahlt worden ist. 

Bei der cond. indebiti täuscht sich der Geber bezüglich 
eines gegenwärtigen Umstandes (einer Verbindlichkeit), in 
unserem Fälle täuscht er sich bezüglich einer künftigen, von 
ihm erwarteten Ereignung. 

Der Irrthum ist aber nicht bloss bei der verwandten cond. 
indebiti, sondern überall da , wo auf ihn ein Klagsanspruch ge- 
gründet wird, ein wesentliches Moment des Klagegrundes 
und muss sonach in diesen Fällen nach den allgemein anerkannten 
Grundsätzen des Processrechtes der Kläger den Irrthum beweisen. 

Daher muss der Kläger auch in unserem Falle den Irr- 
thum beweisen, m. a. W., er muss beweisen, dass er sich in 
seiner Erwartung getäuscht hatte, dass die Voraussetzung 
nicht eingetroffen ist. 

§. 14. 

lY. 

Uns scheint nach Windscheid,') mit dem wir jedoch in 
den Resultaten nicht übereinstimmen, die Entscheidung dieser 
Frage vor Allem davon abzuhängen, wie man das Verhältniss 
der gestellten Voraussetzung zu dem in dieser Weise be- 
schränkten Willen auffasst. 

Weno wir nämlich die Voraussetzung mit Rücksicht auf den 
erklärten Willen, auf Grund dessen die Sache übertragen worden 
ist, als eine zweite ganz selbständige Willenserklärung auffassen, 
dann fliesst auch die Verbindlichkeit, die Sache zurückzustellen, 






•) Fand. IL §. 429, Anm.; Vorauss. S. 189 u. flf.; PCzTs, Viertel- 
jahrsschrift 1. c. 
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atu diesem Eweiteo selbstiodig erkürten Willen; — die so 
odene Verbindlidikett (obligatio ob rem dati , re dod se- 
ist eine nene Verbindlichkeit nnd es moas demnach der 
er beweisen, dsss die Voranssetsinig niebt eingetroffen ist. 
Nach dieser AnCEkssong encfaeint die Vonnssetsnng ver- 
i mit der ResoIntiTbedingung. 

Anders verhält sich die Sacb^ wenn wir die Voianssetzang 
in untrennbares Moment dnes nnd desselben Willens be- 
en, nämlich des dnrdi die Voraossetinng besehräntcteo 
SS, Ton welchem die definitive Daner der in den VermSgens- 
Itnissen der Parteien bewirkten Verändening abhängig ge- 
; wird. 

Sowie der Wille , anf Grund dessen die Sadie Bbertragen 
m ist, eng verbanden ist mit der Voranssefaning , die den- 
I beschränkt, ebenso stellt sich die Verbindlichkeit zur Zarftck- 
ig der Sache bloss ^s eine mit dem Niehteintiitte dieser 
issetznng verkofipRe nachtheilige Rechtsfolge dar. Der Ge- 
: mnss demnach hier beweisen, dass ein diese nothwendige 
sfolge eliminirender Umstand ebgetreten ist, von weichem 
sfinitiTe Daner der bewirkten Bereichenmg abhängig gemacht 
io ist. 

Der Geklagte, welcher die Sache noch fernerhin behalten 
bernfl sieb eben anf diesen beschränkten unter einer Voians- 
ig erklärten Willen , er mnss daher aach bei diesem be- 
ikten Willen stehen bleiben, kann die Voranssetznng von 
Willen nicht trennen, sondern mnss beweisen, dass die 
iBsetznng eingetroffen ist (Windacheid I. c). 
In diesem Falle ist die Voranssetznng nahe verwandt mit 
abcbiebenden Bedingang. 

Es lägst sich auch nicht verkennen, dass gerade diejenige 
iHsetEnng, anf welche steh unsere Klage (cpnd. c. d. c. n. s.) 
et, in ihren Wirkungen der ECesolntiTbedingung *) ähnlicher, 
,ndler ist, so dass dann der Kläger beweisen mttsste, dass 

') Vgl. anch Art. 931 des bair. Entw. nnd besonders Motive hiezn 
und 284; Czyblarz, ,Znr Lehre von der ResoIutivbedingaDg* 
1»71) u. a. m.; Windscheid (Fand. II. §. 429, Anni.) hält aber 
dass die Voranssetzung ibreni Wesen nach eher verwandt sei mit der 
lebenden als mit der aaflüseodeD Bedingung. 
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die Voraassetznng nicht eingetroffen ist. Kach strengem Rechte 
ist wohl diejenige Lehre richtiger, welche dem Kläger den Be- 
weis auferlegt y dass die Voraussetzung nicht eingetroffen ist« 
Denn unsere Klage steht dem Geber einzig und allein desshalb 
zu, weil die Sache sine causa im Vermögen des Geklagten sich 
befindet; diess ist aber nur dann der Fall, wenn die causa, ob 
quam datum est , non est secuta — desshalb muss Kläger be- 
weisen, dass causa non est secuta. 

Es lässt sich aber auf der anderen Seite nicht verkennen, 
dass die entgegengesetzte Ansicht wieder mehr der Billigkeit und 
Gerechtigkeit (naturalis aequitas) entspricht, aus welcher unsere 
Klage ihren Ursprung herleitet. 

Der Geklagte' weiss von allem Anfang her, dass ihm nicht 
pure, unbeschränkt und definitiv geleistet worden ist; will er daher 
die Bereicherung zu einer daueroden und definitiven machen, so 
ist es gewiss billig und gerecht, dass er den Eintritt der Voraus- 
setzung, von welcher diese dauernde Bereicherung abhängig ge- 
macht worden ist, beweise. 

Insbesondere gilt diess aber für jene Fälle, wo die Voraus- 
setzung in einer Leistung, Erfüllung von Seite des Geklagten 
besteht, wo er also wirklich zu etwas verpflichtet ist. 

Vom Standpunkte des strengen Rechtes muss man sich 
demnach für die erstere, vom Standpunkte der Billigkeit aber flir 
die letztere Ansicht erklären. 

Nach unserem österr. Civilrechte müssen wir jene Ansicht 
ftlr richtig ansehen, welche dem Kläger den Beweis auferlegt, 
dass die Voraussetzung nicht eingetroffen sei (causa non est secuta). 

Denn in den Fällen der „donationis ob rem" ist nach österr. 
Recht die Voraussetzung rücksichtlich ihrer rechtlichen Wirkung 
gleichgestellt der Resolutivbedingung (§§. 709, 901 und 1247 
a. b. G. B.). 3) 

Mit Rücksicht auf diese Bestimmung des materiellen Civil- 
rechtes muss daher nach österr. Recht stets und insbesondere 
auch in den Fällen, wo es sich um die EriUllung eines Auftrages 



■) Vgl. auch Zeiller ad §. 1247 III. S. 628. lieber den praktischen 
Unterschied zwischen den Fällen der dationis ob rem und der donationis 
ob rem, vgl. §. 5. 
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condictio sine cansa statt. Es Hegt jedoch klar am Tage, dass 
in diesen eben hervorgehobenen Fällen unsere Frage auch von 
geringerer praktischer Bedeutung ist. Denn wenn der Kläger 
gemäss §. 919 a. b. 6. B. oder kraft anderer specieller gesetz- 
licher Bestimmungen (z. B. handelsrechtlicher, Art. 354 u. ff.Hdlsges.) 
anstatt der Erfüllung die Zurückstellung des Gegebenen verlangen 
kann, so klagt er auf Grund des Vertrages und braucht dann 
natürlich nicht zu beweisen, dass nicht erfüllt worden sei. Vgl. 
auch Gerber (Beiträge) §§. 31 und 32, bes. S. 117; Unger 
§. 129, S. 566 und 567. Wenn aber der Gläubiger mit Rücksicht 
auf die Bestimmung des §. 1447 a. b. G. B. auf Rückstellung des 
Gegebenen klagt, dann sind eben — abgesehen davon, dass so- 
dann nicht mehr die c. c. d. c. n. s., sondern eigentlich die cond. 
sine causa specialis (condictio wegen Bereicherung Koch III. 
§. 265, S. 411) vorliegt — die Parteien in dem Punkte einig, 
dass wegen Zufalls nicht erfüllt werden kann, sonst würde doch 
der Gläubiger auf Erfüllung (§. 919 a. b. G. B.) oder auf Ent- 
schädigung (§. 1295 a. b. G. B. klagen. Klagt er auf Ent- 
schädigung, dann müsste der geklagte Schuldner gemäss §. 1298 
a. b. G. B. beweisen^ dass er wegen Zufalls nicht zu erfüllen 
vermag, was aber wohl consequenterweise umsomehr dann statt- 
haben müsste, wenn der Gläubiger vom Schuldner noch weniger 
verlangt, als den Ersatz des ihm zugefügten Schadens, nämlich 
bloss die Zurückstellung des Gegebenen. Selbstverständlich ist 
es Sache des Geklagten, einzuwenden, dass er nicht mehr in dem 
ganzen erhaltenen Betrage bereichert ist, §. 1447 a. b. G. B. 
(vgl. auch oben S. 127 und 138). Die hier ausgesprochene An- 
sicht wird auch besonders noch dadurch unterstützt, dass nach 
der zur Zeit der Codification unseres a. b. G. B. herrschenden 
Theorie der Lehrer des Naturrechts angenommen wurde, dass diese 
Verträge stillschweigend unter der Resolutivbedingung geschlossen 
werden, falls der Schuldner nicht erfüllt. Diese Lehre wurde vom 
franz. Civilrechte (code civil art. 1184) recipirt, keineswegs aber 
nach dem ausdrücklichen Ausspruche Zeiller 's (IIL S. 116) von 
unserem a. b. G. B. 

Kirchstetter lehrt in seinem Commentar ad §. 1247 
(S. 547): „Der Geschenkgeber hat bloss (!) zu erweisen, dass die 
Schenkung mit Rücksicht auf die künftige Ehe erfolgte, und dass 

Pavlicek, zur Lehre v. d. Bereicherangs-Klagen. \ l 
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